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Erſter Teil

Die Tätigkeit des Zentrums auf politiſchem Gebiete .

A) Die Bundesſtaaten .
7. Das Verhältnis der Reichslande zum Reiche . Nachdem

erſt am 31 . Mai 1911 die Reichslande eine Verfaſſung erhalten
haben , im Spätherbſt die erſten Wahlen ſtattgefunden haben und
das neue Parlament kaum zuſammengetreten war , konnte man ſich
der Hoffnung hingeben , daß die reichsländiſche Verfaſſungsfrage
den Reichstag auf längere Zeit nicht mehr beſchäftigen würde , wenn
auch die reichsländiſchen Abgeordneten den Initiativantrag (I. Seſſ .
1912 D. S . Nr . 164 ) einbrachten , wonach die Verfaſſung durch
Landesgeſetz ( nicht durch Reichsgeſetz ) geändert werden könne .
Aber dieſe Erwartungen gingen nicht in Erfüllung . Die zweite
Kammer in Straßburg hat die ſog . Kaiſerjagd , welche der Kaiſer
nie benutzte , geſtrichen ; ſie hat den Gnadenfonds und den Dispo⸗
ſitionsfonds ſowie den Repräſentationsfonds des Statthalters , der
200 000 Mark beträgt ( der Reichskanzler hat 100 000 Mark ' Ge⸗
ſamtbezüge ) aus finanziellen Gründen gekürzt . Dieſe Fonds ſind
früher zu recht eigenartigen Zwecken verwendet worden (Zuſchüſſe
für Denkmäler und andere zweckwidrige Verwendung ) . Dazu
kam ein Tadelsvotum gegen die elſaß⸗lothringiſche Regierung , weil
ſie der Grafenſtadener Maſchinenfabrik wegen deutſchfeindlicher Ge —
ſinnung ihres Direktors Heyler die ſtaatlichen Aufträge entzogen
hatte . Dieſer Direktor Heyler war aber Prüfungskommiſſar an
der Techniſchen Hochſchule zu Straßburg , in politiſcher Hinſichtein Antiklerikaler erſten Ranges . Alle dieſe Erſcheinungen
wurden nun in der altdeutſchen Preſſe als der Ausfluß deutſch⸗
feindlicher Geſinnung bezeichnet , man ſprach gar von Losreißungs⸗
beſtrebungen , obwohl der elſäſſiſche Abg . Hauß am 27 . Mai 1912
ausdrücklich erklärte :

„will ich zu allem Ueberfluſſe hier nochmals betonen , daß keiner unſererAbgeordneten , wenigſtens ſoweit ſie zu meiner Partei gehören , daran denkt ,Elſaß⸗Lothringen vom Deutſchen Reiche loszulöſen . ( Bravo ! im Zentrum . )Nein , wir geben dem Deutſchen Reiche , was dem Deutſchen Reiche gebührt .
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Aber wir verlangen auch von dieſem Deutſchen Reiche , daß es uns nicht zuReichshinterſaſſen , zu Rechtsbürgern zweiter und dritter Klaſſe degradiert ,ſondern , daß es uns nimmt , wie wir ſind , nicht nur ſüß , ſondern auch ſauer . “
( 64. Sitzung vom 17. Mai 1912 . St . B. S. 2078)

Als nun der Kaiſer von ſeiner Korfureiſe zurückkehrte und
Straßburg beſuchte , hat er zum dortigen Bürgermeiſter Schwandtner
am 13 . Mai beim Diner eine Auslaſſung des Inhalts getan ,
daß , wenn die Dinge ſo weitergehen , er die neue Verfaſſung in
Scherben ſchlagen werde und daß er Elſaß⸗Lothringen dann Preu⸗
ßen einverleiben würde . Der Wortlaut der Auslaſſung wurde
nicht bekannt ; der Inhalt der Unterredung erſchien zuerſt im
„ Matin “ zu Paris . Es war nur zu leicht erklärlich , daß bei der
unmittelbar bevorſtehenden Generaldebatte zum Reichskanzleretat
dieſe Auslaſſung beſprochen werden würde . Wie die Sozialdemo⸗
kraten dies taten , iſt ſchon mitgeteilt worden . Namens des Zen⸗
trums erklärte der Abg . Dr . Spahn :

„ Ich würde bedauern , wenn der Kaiſer die Aeußerung getan hätte , ſeies auch nur in dem Sinne , wie es der Straßburger Bürgermeiſter darſtellt ,als ob er im Einverſtändnis mit den geſetzgebenden Faktoren im Reiche
dieſe Verfaſſung wieder zurücknehmen könnte . Die Vorlage der Verfaſſungwar eingebracht mit der Unterſchrift des Kaiſers . Die Verfaſſung ſelbſt trägtdie Unterſchrift des Kaiſers . Nachdem die Verfaſſung ſo kurze Friſt beſteht ,wird wohl niemand darauf hoffen , daß im Reichstag eine Aenderung dieſer
Geſetzgebung ſtattfinden werde . Deshalb iſt bedauerlich , daß dieſer Gedanke
zum Ausdruck gebracht worden iſt , gleichgültig , wer ihn ausgeſprochen hat . “

( 64. Sitzung vom 17. Mai 1912 . St . B. S. 2059)
Reichskanzler von Bethmann Hollwe g erklärte :
„ Wie war denn die Sache , meine Herren ? In einem Kreiſe geladener

Gäſte hat der Kaiſer dem Unmute Vorte geliehen , der in dieſen Wochen viele
deutſche Herzen erfüllt hat . Dieſe Worte ſind durch eine bedauerliche , nicht
aufgeklärte Indiskretion ( Heiterkeit bei den Sozialdemokraten ) , an der , wie ich
indeſſen ausdrücklich hervorheben möchte , der Herr nicht beteiligt war , an den
die Worte gerichtet geweſen ſind , in die Oeffentlichkeit geraten , und zwar , was
peinlich iſt und was , wie ich annehme , auch von vielen Elſaß⸗Lothringern als
peinlich empfunden werden wird ( ſehr richtigl ) , nicht in einer deutſchen
Zeitung , ſondern im Pariſer „ Matin “ . ( Sehr richtig ! rechts und bei den
Nationalliberalen . ) Meine Herren , trotz dieſer Veröffentlichung iſt keine
Situation geſchaffen , für die ich nicht die Verantwortung trüge . ( Bravol
rechts . ) Solange ich an dieſer Stelle ſtehe , trete ich vor den Kaiſer ( Bravo !
rechts und im Zentrum . ) , nicht , meine Herren , aus höfiſchen Rückſichten,wie ſie mir draußen in der Preſſe angehängt worden ſind —die kenne ich
nicht — ſondern aus ſtaatlicher Pflicht . ( Bravo ! rechts und im Zentrum . )
Und wenn ich dieſer ſtaatlichen Pflicht nicht gerecht werden kann , dann
werden Sie mich nicht mehr an dieſem Platze ſehen . ( Bravol rechts und Zuruf
bei den Sozialdemokraten . ) Meine Herren , mit der Berufung auf Bundes⸗rat und Reichstag werden offene Türen eingerannt . Es hat dem Kaiſer
völlig fern gelegen , den Rechten von Bundesrat und Reichstag irgendwie zu
nahe zu treten . ( Zuruf bei den Sozialdemokraten . ) Wen will man es denn
glauben machen , meine Herren , daß der Kaiſer , wenn er von einer Be⸗
ſeitigung der Verfaſſung geſprochen hat , nicht an einen Akt der Reichsgeſetz⸗
gebung gedacht hat ( ſehr richtig ! rechts und Zurufe bei den Sozialdemokraten ) ,
der doch nur als ultimo ratio in Betracht kommen könnte ? “

( 64. Sitzung vom 17. Mai 1912 . St . B. S. 2072 )



Mit dieſer
konnte man ſich zufrieden geben , zumal alle vernünftigen Kreiſe
darin einig ſind , daß es mehr wie eine grobe Taktloſigkeit iſt , ein
nicht für die Oeffentlichkeit beſtimmtes Kaiſerwort in die franzö⸗
ſiſche Preſſe zu bringen . Aber die Sozialdemokratie brauchte einen
neuen Agitationsſtoff , und darum ihre

8. Beſchimpfungen des deutſchen Kaiſers , die hier im Zuſam⸗
menhange zu behandeln ſind , wenn ſie auch erſt in den folgenden
Abſchnitt gehören würden . Der Sozialdemokrat Dr . Len ſch
leitete dieſen Kampf durch folgenden Angriff auf den Kanzler ein :

„er iſt lediglich der Vertrauensmann des perſönlichen Regiments ( leb —
hafte Zuſtimmung bei den Sozialdemokraten ) , d. h. jener Regierungsmethode ,die immer und immer wieder in den weiteſten Kreiſen des deutſchen Volkes
die allerſchärfſte Empörung und Erbitterung wachgerufen hat .
( Sehr richtigl bei den Sozialdemokraten . ) Als Vertrauensmann dieſer In⸗ſtitution hat der Herr Reichskanzler kein Recht , ſich als Mundſtück nationaler
Empfindungen hinzuſtellen . . . . und die deutſche Sozialdemokratie wird das
Banner deutſcher Kultur und deutſchen Geiſtes tragen ( Lachen rechts ) , wenn
jener Herr Reichskanzler als beiläufiger Handlanger des perſönlichen Re⸗
giments ſchon lange in den Katakomben der Vergeſſenheit eingeſargt und ver⸗
ſchollen iſt . . . . Es machte einen ungewöhnlich kläglichen Eindruck , als dann
der Herr v. Bethmann Hollweg ſich hinſtellte und ſagte : ſolange ich hier
ſtehe , ſtelle ich mich vor den Kaifer . ( Zuruf rechts : Das war ſehr richtigl ) —
„ Sehr richtig “? So redet kein politiſch verantwortlicher Miniſter , ſo redel
vielleicht der Prügeljunge des perfönlichen Regiments . ( Lebhafte Zuſtimmungbei den Sozialdemokraten . — Große Unruhe . — Glocke des Präſidenten . )

Präſident : Herr Abgeordneter Dr . Lenſch , wegen dieſes Ausdrucks rufe
ich Sie zur Ordnung .

Dr. Lenſch , Abgeordneter : Man kann überhaupt in dieſer Rede des
Kaiſers in Straßburg — und wenn es auch nur eine Tiſchrede war , und
wenn mein Vorredner , der Herr Hauß , ſagte , es komme ja nicht darauf an —
den Geiſt des perſönlichen Regiments außerordentlich deutlich ſpüren . Das
iſt der Geiſt des Gottesgnadentums , der aus jener Königsberger Rede uns
entgegenſchlug , jener Gottesgnadenrede , die alles für ſich beanſpruchte , genauſo, wie auch hier in dieſer Straßburger Tiſchrede die Geſinnung herausſchlägt ,die in den Worten zuſammengefaßt iſt : Der Herr hat ' s gegeben , der Herrhat ' s genommen , der Name des Herrn ſei gelobt ! ( Heiterkeit bei den

Sozialdemokraten . — Stürmiſche Zurufe rechts und im Zentrum . — Rufe im
Zentrum : Pfui ! — Glocke des Präſidenten . )

5Präſident : Herr Abgeordneter Dr . Lenſch , dieſe Worte ſind durchaus un⸗
zuläſſig “ Ich rufe Sie abermals zur Ordnung ! ( Lebhafter Beifall rechtsund im Zentrum . — Stürmiſche Zurufe von den Sozialdemokraten . ) “

( 64. Sitzung vom 17. Mai 1912 . St . B. S. 2081)

Der Abg . Ledebour war es dann , der die Beſchimpfungen
durch folgende Auslaſſungen auf die Spitze trieb :

„ Was meinen Sie wohl , was die Engländer tun würden ( ſehr richtiglbei den Sozialdemokraten ) , wenn heutigen Tages ein Abkömmling der
Stuarts — die Abkömmlinge der Stuarts ſitzen ja bekanntlich auf dem eng⸗liſchen wie auf dem deutſchen Throne —ſich erlauben würde , die Regierungs⸗methode ſeines Ahnen Karls J. in England durchzuführen ? ( Heiterkeit bei den

Erklärung des verantwortlichen Reichskanzlers
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Sozialdemokraten . ) Karl J. hat dieſen Verſuch mit ſeinem Kopf bezahlt . Mit
Majeſtätsbeleidigungen “ hat man ſich nicht begnügt ! ( Heiterkeit bei den
Sozialdemokraten . ) Aber auch , wenn nur der gegenwärtige König irgendwie
ſagen würde : wenn mir da eine Jagd abgeknöpft wird , und wenn mir der
Gnadenfonds beſchnitten wird , dann ſchlage ich die Verfaſſung in Scherben , —
was meinen Sie wohl , was da das engliſche Volk einſchließlich , will ich
wenigſtens ſagen , der Majorität der engliſchen Gentlemen tun würde ? Da
ſind zwei Dinge möglich . Entweder würde in vier Wochen der engliſche
Thron in Scherben geſchlagen ſein ( na ! na ! rechts ) —, na , das iſt doch ſchonmal geſchehen — ( Heiterkeit und Zurufe ) oder aber , wenn man dieſen Fallrein pathologiſch individuell behandeln wollte in England , dann würde
dafür geſorgt werden , daß dieſer engliſche König für die fernere Zeit ſeines
Lebens in Osborne oder in Balmoral , oder wie ſonſt das eng⸗
liſche Schloß Berg am Starnberger Seeheißen könnte , ein
ähnlich ruhiges unſchädliches Leben zu führen hätte wie Abdul Hamid
bei Saloniki . So würde das engliſche Volk verfahren , weil dem eng⸗
liſchen Volk der Gedanke der Volksſouͤveränität derart feſt eingewurzelt iſt ,
daß es ſich unter keinen Umſtänden Angriffe auf die Volksſouveränität von
Mitgliedern des Königshauſes gefallen läßt . Bei meiner Liebe zum deutſchen
Volk habe ich den dringenden Wunſch , daß nicht bloß meine Parteigenoſſen ,die ſamt und ſonders auch ſo denken , wie wir vorausſetzen , daß das engliſche
Volk handeln würde , daß nicht bloß meine Parteigenoſſen , ſondern daß das
ganze deutſche Volk , wenigſtens in ſeiner überwiegenden Mehrzahl , zu dem
nämlichen Selbſtgefühl ſich durcharbeiten würde , das zweifellos das engliſche
Volk heute beſeelt . Dann wäre es nicht bloß vollkommen ausgeſchloſſen , daß
irgend ein Inhaber des Thrones ſich ſo etwas erlauben dürfte , wie Kaiſer
Wilhelm II. es in Elſaß⸗Lothringen getan hat — — ( Große Unruhe und Zu⸗
rufe rechts : Unverſchämtheit ! — Glocke des Präſidenten . )

Präſident : Herr Abgeordneter , ſchon die Vergleiche , die Sie vorher
zwiſchen England und Deutſchland gezogen haben , ſind meiner Anſicht nach
durchaus unzuläſſig ( ſehr richtig ! rechts ) , und wegen des letzten Ausdruckes
rufe ich Sie zur Ordnung . ( Bravol rechts . — Unruhe bei den Sozial⸗
demokraten . ) “ ( 69. Sitzung vom 22. Mai 1912 . St . B. S. 2237 )

Reichskanzler von Bethmann Hollweg erwiderte darauf :
„ Als Ihr Ideal haben Sie es hingeſtellt , das deutſche Volk unter ein

ſozialiſtiſches Regiment zu ſtellen . Davon will das deutſche Volk nichts wiſſen .
( Bravo ! rechts . ) Das deutſche Volk hält an ſeinem Kaiſer , hält an ſeinen
verfaſſungsmäßigen Inſtitutionen feſt . ( Sehr richtigh ) Das deutſche Volk
fühlt ſich verletzt , wenn der Kaiſer hier in einer Weiſe kritiſiert wird , wie es
der Herr Abgeordnete Ledebour getan hat . ( Sehr richtigl ) Das deutſche Volk
wird Ihnen — der Tag wird noch kommen — die Antwort geben auf dieſe
Angriffe gegen Kaiſer und Reich . “

( 69. Sitzung vom 22. Mai 1912 . St . B. S. 2241 )

9. Die Betriebsmittelgemeinſchaft der deutſchen Eiſenbahn⸗
verwaltungen iſt durch einen nationalliberalen Antrag aufs neue

angeregt worden ; dieſer geht dahin :
„ dem Reichstag noch im Laufe dieſes Jahres eine Denkſchrift über die

bisherigen Wirkungen und Ergebniſſe des Staatsbahnwagenverbandes vorzu⸗
legen und darin zugleich Richtlinien für etwaige weitere Vereinheitlichung
des deutſchen Eiſenbahnweſens im Benehmen mit der vom Deutſchen
Handelstag eingeſetzten Sonderkommiſſion und mit Vertretern des Großen
Generalſtabs darzulegen . “ (J. Seſſ . 1912 . Druckſ . Nr . 359 )
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Am 15 . März 1912 hatte der preußiſche Eiſenbahnminiſter
von Breitenbach bereits in der Budgetkommiſſion mitgeteilt :

„ Der Staatsbahnwagenverband hat ſich vortrefflich bewährt und im all —
gemeinen weſentliche Verbeſſerungen in der Befriedigunng des Wagen⸗
bedürfniſſes und in der gleichmäßigen Verteilung der Wagengeſtellung mit ſich
gebracht . Daß in den Herbſtmonaken des Jahres 1911 ein Wagenmangel von
ungewöhnlicher Höhe eingetreten iſt , hat ſeinen Grund nicht in den Ein⸗
richtungen des Verbandes , ſondern in ganz außergewöhnlichen Umſtänden ,
in erſter Linie in den Witterungsverhältniſſen . Auf der Elbe und der Oder
war die Schiffahrt monatelang ſo gut wie vollſtändig eingeſtellt , im Ober⸗
laufe der Oder , infolge Bruchs eines Wehrs an der Neiſſemündung , ſchon
ſeit dem 23. Juni 1911 . Auch auf die Rheinſchiffahrt wirkte die monatelangeDürre nachteilig ein . Damit ſteht in Zuſammenhang , daß die Eiſenbahn⸗
wagen weſentlich längere Transporte zurücklegen mußten . Den Beweis hier⸗
für erbringt die Tatſache , das beiſpielsweiſe im Oktober und November die
Geſtellung offener Wagen nur um 0,04 und 2,9 vom Hundert , die Einnahme
aus dem Güterverkehr aber um 6,2 und 11,8 v. H. , die Achsleiſtung der
Güterwagen ſogar um 10,5 und 14,4 v. H. zugenommen hat .

Eine weitere Folge der Trockenheit war ein ſehr ungleichmäßiger Ernte —⸗
ausfall , der — in Verbindung mit den Notſtandstarifen für Nahrungs⸗ ,
Futter - und Düngemittel — den Austauſch der landwirtſchaftlichen Erzeug⸗
niſſe und Bedarfsartikel zu außerordentlicher Höhe ſteigerte . Auch iſt die
Wagengeſtellung dadurch ungünſtig beeinflußt worden , daß in weit höherem
Umfang als ſonſt deutſche Wagen im Auslande zurückgehalten , alſo zu Trans⸗
porten innerhalb des Auslandes gebraucht worden ſind .

Die Ausfälle über das ganze Gebiet des Staatsbahnwagenverbandes
möglichſt gleichmäßig zu verteilen , war unter den obwaltenden Verhältniſſeneine beſonders ſchwierige Aufgabe ; bei der Beurteilung ihrer Löſung müſſen
längere Zeiträume in Rechnung gezogen werden , da ſelbſtverſtändlich eine
mathematiſche Durchführung für jeden Einzeltag unmöglich iſt . Tatſfächlich
hat z. B. bei den offenen Wagen der Ausfall im Oktober bei den preußiſchen
Staatsbahnen mit 12,8 v. H. den Durchſchnitt weit überſtiegen ; eine höhere
Ziffer ( 13,9 v. H. ) weiſt nur Baden auf . Im November bleiben die preußiſchen
Staatsbahnen mit 12,7 v. H. der Ausfälle hinter denen der ſüddeutſchen Staats⸗
eiſenbahnen zurück . An bedeckten Wagen weiſt für September und Oktober
die Reichsbahn mit 11,6 und 10,0 v. H. die größten Ausfälle auf , auch Preußen
überſteigt mit 9,0 v. H. den Durchſchnitt ; die übrigen ſüddeutſchen Bahnenbleiben hinter dieſen Zahlen mehr oder weniger weit zurück , nur Baden wurde
im September höher als Preußen ( mit 10,2 v. H. ) getroffen , während ſein Aus⸗
fall im Oktober nur 7,5 v. H. betrug . “

Das Zentrum ſtimmte für den liberalen Antrag .

10 . Ein Reichsſchulgeſetz forderte folgender ſozialdemokratiſche
Antrag : „ Die verbündeten Regierungen zu erſuchen , dem Reichs —
tag baldigſt einen Geſetzentwurf vorzulegen , der das geſamte
Schulweſen des Deutſchen Reichs auf der Grundlage
der Einheitlichkeit , der Unentgeltlichkeit und der W eIt lächkefk
und nach den Richtlinien einer zeitgemäßen wiſſenſchaftlichen Päda⸗
gogik regelt . “ (J. Seſſ . 1912 . Druckſ . Nr . 110 )

Der Sozialdemokrat Schulz begründete den Antrag und
wies u. a. darauf hin :
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„ Die Schule hat nichts mit der Kirche und die Pädagogiknichts mitder Religion an ſich zu tun . ( Sehr richtigl bei den Sozial⸗
demokraten . ) Das ſind beides getrennte Gebiete . Wir Sozialdemokratenwollen niemand ſeine Religion rauben ( Widerſpruch im Zentrum ) , aber wir
verbitten uns die Vergewaltigung unſerer religiöſen oder auch nichtreligiöſen
Anſchauungen durch Staat und Kirche und Schule . “

( 25. Sitzung vom 13. März 1912 . St . B. S. 630)
„ Wir haben noch nie ein Hehl daraus gemacht , d ß wir die

Schule ohne Religion wollen ; aber wir haben ſtets erklärt — was
ich auch neulich hier geſagt habe —: wir wollen nicht die Religion und Gott
„abſchaffen “. “ ( 29. Sitzung vom 28. März 1912 . St . B. S. 764 )

Die Stellung des Zentrums legte der Abg . Dr . Preuß in
folgenden Worten dar :

„ Wir ſind zunächſt aus ſtaatsrechtlichen Gründen gegen dieſes Reichs⸗
ſchulamt . Es entſpricht nicht dem § 4 unſerer Verfaſſung , und wir glauben ,
daß auch die verbündeten Regierungen ſich auf eine Aenderung desſelben
nicht einlaſſen werden . Die Stellung des Zentrums iſt ja bekannt . Sie iſt
dieſelbe geblieben , wie ſie in der Erklärung bei Gelegenheit der Beratung
über den vom Zentrum eingebrachten Entwurf eines Reichsgeſetzes be⸗
treffend die Freiheit der Religionsübungen , kurz und gewöhnlich genannt

im November 1900 abgegeben worden iſt . Dieſe Erklärung
autet :

Unſer Antrag — alſo der Toleranzantrag — beſchränkt ſich nur auf die
Religionsübung und ſchließt ausdrücklich aus die Fragen der Konfeſſionalitätder Schule , der Schulaufſicht , der Errichtung konfeſſioneller Schulen neben
Simultanſchulen ſowie die Unterhaltungsflicht . Wohl beſtehen auch hier—ſo heißt es dann in dieſer Erklärung weiter — vielfache und ernſte Be⸗
ſchwerden in religiöſer Beziehung . Alſo eine Regelung dieſer Fragen bleibt
einem eingehenden Schulgeſetz und damit der Landesgeſetzgebung überlaſſen .

Meine Herren , auf dieſem Standpunkt ſtehen wir noch heute , und wir ſind
der Meinung , daß zu einer Verfaſſungsänderung kein zwingender Grund
vorliegt . Wir ſind aber noch aus anderen Gründen gegen den Antrag . Wir
meinen , eine Einheitsſchule in dem Sinne , wie Kollege Schulz ſie ſich denkt ,
iſt für uns nicht gut . Schulz verwahrt ſich zwar gegen Einförmigkeit ,
gegen Uniformierung , gegen Schablone , und doch verlangt er dieſe in faſt
jedem einzigen Satze in den verſchiedenſten Angelegenheiten . Was er da ver⸗
langt , und was für die Einigkeit nottut , das kann nach unſerer Meinung
ganz gut auf dem Wege der Vereinbarung erreicht werden . Wir ſind viel⸗
mehr der Meinung , daß unſer Schulweſen trotz der gegenſeitigen Behauptung
des Herrn Schulz auf der Höhe der Zeit ſteht und den Vergleich mit allen
anderen Staaten nicht zu ſcheuen braucht , namentlich nicht mit Frankreich ,
das doch eine republikaniſche Verfaſſung und auch eine Einheitsſchule
beſitzt . Die Zahl der Analphabeten — das will ich doch dem Kollegen Schulz
gegenüber bemerken — beträgt in Frankreich nach der Statiſtik vom Jahre
1909 im Landheere 7,1 und in der Marine 15,3 Prozent , in Deutſchland
dagegen nach derſelben Statiſtik von demſelben Jahre für das Landheer
nur 0,2 und für die Marine 0,3 Prozent . Das iſt doch ein weſentlicher

Unterſchied . 8
Zu dieſem günſtigen Erfolge hat ſicher auch die Mannigfaltigkeit der

Staaten und der Schuleinrichtungen weſentlich beigetragen . Der Wetteifer
in den einzelnen Staaten und Schulen iſt doch ein bedeutender Faktor in
der Entwicklung unſeres deutſchen Schulweſens , den wir nicht überſehen
wollen . Außerdem verlangen die Verhältniſſe im Reich wie in den einzelnen
Bundesſtaaten , z. B. in den induſtriellen und ackerbautreibenden Gegenden ,
in Gegenden mit dichter oder mit ſpärlicher Bevölkerung uſw. , geradezu Schul —



arten , die ihnen angepaßt ſind . Ich fürchte vielmehr , daß die Einheitsſchule ,
wie Schulz ſie ſich denkt , leicht zur Uniformierung , ja geradezu zur Ver⸗
knöcherung führen und unſer ſo blühendes Schulweſen vernichten würde .

Außerdem läßt ſich das Schulideal des Kollegen Schulz ſchon deshalb
nicht verwirklichen , weil es viel zu teuer zu ſtehen kommen würde . Die
Steuern möchte ich ſehen , die dann bezahlt werden müſſen , wenn kein Schul⸗
geld mehr erhoben wird , und alle Lehr - und Lernmittel , womöglich ſelbſt
Nahrung und Kleidung , vom Reiche geliefert werden ſollen . Unſer Ausgabe⸗
etat würde ſich dann verdrei - oder gar vervierfachen . “

( 29. Sitzung vom 18. März 1912 . St . B. S. 756 ) 0

Der Antrag wurde mit allen gegen die Stimmen der Antrag —
ſteller abgelehnt . 6

**

Die liberalen Abgeordneten von Mecklenburg brachten einen

Antrag ( I . Seſſ . 1912 D. S . Nr . 103 ) ein , der in die Reichsver⸗
faſſung ( Artikel 3) folgenden Satz aufnehmen will :

„ In jedem Bundesſtaat muß eine aus Wahlen der Bevölke —

rung hervorgegangene Vertretung beſtehen , deren Zuſtimmung zu
fel

jedem Landesgeſetz und zur Feſtſtellung des Staatshaushalts er —3 — ic
forderlich iſt . “

Dieſer Antrag wurde noch nicht beraten , ebenſowenig wie der l0
nationalliberale Antrag (J. Seſſ . 1912 D. S . Nr . 92) , wonach ein d

Reichsverwaltungsgericht geſchaffen werden ſoll .



B) Die Organe des Reichs .
11 . Die Einführung der Kleinen Anfragen in die Geſchäfts⸗ordnung des Reichstags iſt am 3. Mai 1912 in einmaliger Leſungbeſchloſſen worden . Die vom Zentrum beantragte Reviſion der

Geſchäftsordnung (I. Seſſ . 19189 D. S . Nr . 12) hat dadurch zueinem Teilerfolg geführt , der zum erheblichen Teil auf den Bericht⸗erſtatter , Abg . Gröber , zurückzuführen iſt . Die in die Geſchäfts⸗ordnung aufgenommenen Beſtimmungen lauten :

Anfragen .

8

15
Die Mitglieder des Reichstags können Anfragen an den Reichskanzlerſtellen .

. Die Anfragen ſind ſchriftlich einzureichen ; ſie müſſen ſich auf die Be⸗
zeichnung der Tatſachen , über welche Auskunft gewünſcht wird , beſchränken.Die Anfragen werden in der Reihenfolge ihres Eingangs unter fort⸗laufenden Nummern in ein Verzeichnis eingetragen und den Mitgliederndes Reichstags alsbald mitgeteilt .

Der Präſident teilt die Anfragen unverzüglich dem Reichskanzler mitund bringt ſie auf die Tagesordnung der nächſten für Anfragen beſtimmtenSitzung .

8
In den Sitzungen am Dienstag und Freitag jeder Woche darf je die erſteStunde auf die Anfragen verwendet werden .
Die Frageſteller werden in der Reihenfolge des Verzeichniſſes ( § 31 aAbſ . 3) aufgerufen und verleſen die Anfrage . Der Aufruf unterbleibt , wenndie Anfrage einem Gegenſtand der Tagesordnung der Sitzung vorgreift .Eine Beſprechung der Antwort des Reichskanzlers und Anträge zurSache ſind unzuläſſig . Zur Ergänzung oder Berichtigung der Anfrage kannder Frageſteller , und falls mehrere Mitglieder gemeinſam eine Anfrage ge⸗ſtellt haben , ihr Wortführer das Wort verlangen .
Anfragen , die an dem für ſie beſtimmten Tage nicht erledigt werden ,ſcheiden aus , falls nicht der Frageſteller vor Schluß der Sitzung ſchriftlichihre Erledigung in der nächſten für Anfragen vorgeſehenen Sitzung verlangt .

§ 31 C.
Der Frageſteller kann jederzeit erklären , daß er ſich mit einer ſchriftlichenAntwort begnüge .
Die ſchriftlichen Antworten , die der Reichskanzler erteilt , werden in das

Verzeichnis ( § 31a Abſ . 3) eingetragen und den Mitgliedern des Reichstagsalsbald mitgeteilt .

Zu Beginn der Beratung gab Staatsſekretär Dr . Delbrück
namens der verbündeten Regierungen folgende Erklärung ab :

„ Nach Artikel 27 der Reichsverfaſſung hat der Reichstag ſeine Ge⸗
ſchäftsordnung allein zu regeln . Dementſprechend verzichten die verbündetenRegierungen darauf , an Ihren Verhandlungen teilzunehmen . Sie halten es



aber für notwendig , ausdrücklich feſtzuſtellen , daß die Geſchäftsordnung ein⸗
ſeitiges Recht nur für den Reichstag und ſeine Mitglieder ſchafft , daß daher die
von Ihnen zu beſchließenden Abänderungen der Geſchäftsordnung weder eine
Erweiterung der verfaſſungsmäßigen Rechte des Reichstags noch eine Be⸗
ſchränkung der verfaſſungsmäßigen Rechte des Kaiſers , der verbündeten
Regierungen und des Reichskanzlers herbeiführen und deswegen auch irgend⸗
welche ſtaatsrechtlichen Konſequenzen für die Stellung des Reichskanzlers
gegenüber dem Reichstag nicht haben können . Unter dieſer ausdrücklichen
Verwahrung erkläre ich aber , daß der Herr Reichskanzler Ihren Wünſchen
auf eine weitere Ausgeſtaltung Ihrer Geſchäftsordnung inſoweit entgegen⸗
zukommen bereit iſt , als er unter Wahrung des Rechtes der Ablehnung im
einzelnen Falle die in Ausſicht genommenen kurzen Anfragen nach
Möglichkeit beantworten oder durch ſeine Stellvertreter und Kommiſſare be⸗
antworten laſſen will , ſofern ihr Gegenſtand zur verfaſſungsmäßigen Kompe⸗
tenz des Reichs gehört und nicht ein ſchwebendes Gerichts - , Verwaltungs⸗
oder Diſziplinarverfahren betrifft . “

( 54. Sitzung vom 3. Mai 1912 . St . B. S. 1654 )

Nach kurzer Debatte , an der die Abgg . Gröber und Dr . Bell

teilnahmen , wurde dieſe neue Beſtimmung in die Geſchäftsordnung
gegen die Stimmen der Konſervativen und der Reichspartei auf⸗
genommen . Bisher wurden vier kleine Anfragen eingereicht , dar⸗
unter drei von Sozialdemokraten : 1. Betreffend Zuſtimmung Hol⸗
lands zu der Erhebung von Schiffahrtsabgaben ( D. S . Nr . 436 ) ,
2. betreffend Zuziehung von Schiffsleuten zur internationalen

Schiffahrtskonferenz ( D. S . Nr . 437 ) , 3. betreffend Abſchluß einer
Literaturkonvention mit Rußland ( D. S . Nr . 465 ) , und eine vierte
von dem Welfen Colshorn über die Straßburger Kaiſerrede ( D. S .
Nr . 462 ) . Bei dieſen vier Anfragen kam nicht viel heraus .

12 . Die Reform des Interpellationsrechts iſt eine zweite be⸗

deutſame Aenderung der Geſchäftsordnung des Reichstags ; ſie trägt
weſentlich dazu bei , das Anſehen des Reichstags zu heben und den
geradezu unerträglich gewordenen Verhältniſſen ein Ende zu be⸗
reiten . Mit allen gegen die Stimmen der Konſervativen und der
Reichspartei hat der Reichstag folgende Neuordnung beſchloſſen :

Interpellationen .

§ 32.

Juterpellationen müſſen an den Reichskanzler gerichtet , beſtimmt ge⸗
faßt und von mindeſtens 30 Mitgliedern unterzeichnet ſein . Der Interpellation
können kurze Erwägungsgründe beigefügt werden .

„Der Präſident teilt die Interpellation ſofort in Abſchrift dem Reichs⸗
kanzler mit , bringt ſie auf die Tagesordnung der nächſten Sitzung des Reichs⸗
tags und fordert in dieſer den Reichskanzler zur Erklärung darüber auf , ob
und wann er die Interpellation beantworten werde .

Erklärt ſich der Reichskanzler zur Beantwortung bereit , ſo wird an dem
von ihm beſtimmten Tage dem Wortführer der Interpellanten zur Begründungder Interpellation das Wort erteilt .



8
An die Beantwortung der Interpellation oder die Ablehnung ihrer Be —antwortung ſchließt ſich die ſofortige Beſprechung an , falls mindeſtens 50 an⸗weſende Mitglieder dies verlangen . Der Ablehnung der Beantwortung derInterpellation ſteht es gleich , wenn der Reichskanzler eine beſtimmte Er⸗klärung , ob er die Interpellation beantworten wolle , nicht abgibt . Fallskeiner der Interpellanten widerſpricht , darf die Beſprechung auch in einerſpäteren Sitzung erfolgen . Schließt ſich die Beſprechung an die Ablehnungan , ſo erhält zunächſt der Wortführer der Interpellanten das Wort .Durch Beſchluß des Reichstags kann die ſofortige Beſprechung auch dannzugelaſſen werden , wenn der Reichskanzler eine beſtimmte Erklärung , wanner die Interpellation beantworten wolle , nicht abgibt oder die Friſt zur Be⸗antwortung auf mehr als zwei Wochen vom Tage ihrer Einbringung anbemißt . Der Beſchluß muß ſpäteſtens in der drittnächſten Sitzung gefaßtwerden .

8333
Bei der Beſprechung einer Interpellation können Anträge geſtelltwerden , welche die Feſtſtellung verlangen , daß die Behandlung der denGegenſtand der Interpellation bildenden Angelegenheit durch den Reichs⸗kanzler der Anſchauung des Reichstags entſpricht oder daß ſie ihr nichtentſpricht . Dieſe Anträge müſſen von mindeſtens 30 anweſenden Mitgliedernunterſtützt werden .
Die Abſtimmung muß vertagt werden , wenn dies von mindeſtens 30 an⸗weſenden Mitgliedern verlangt wird ; ſie erfolgt alsdann am nächſtenSitzungstage .
Andere Anträge zur Sache ſind nicht zuläſſig .

8
Werden Interpellationen in ſo großer Zahl eingereicht , daß die ord⸗

nungsmäßige Erledigung der Geſchäfte des Reichstags verhindert wird , ſo kannder Reichstag bis zur Beſeitigung dieſes Hinderniſſes die Verhandlungen überInterpellationen auf einen beſtimmten wöchentlichen Sitzungstag beſchränken .Auch in dieſem Falle kann der Reichstag die Verhandlung über einzelneInterpellationen durch Beſchluß an einem anderen Sitzungstag zulaſſen .
Durch dieſen Beſchluß ſind drei weſentliche Aenderungen gegenden bisherigen Zuſtand erreicht worden :
„1. Es ſoll in Zukunft der Reichstag eine Beſprechung des Gegenſtandesder Interpellation auch dann beſchließen können , wenn der Reichs⸗kanzler eine Erklärung darüber , wann er die Beantwortung erteilen will , nichtabgibt , oder wenn er die Friſt zur Beantwortung der Interpellation auflängere Zeit als zwei Wochen herausſchiebt . Das iſt eine wichtige Aenderungin § 33.
2. Eine zweite , die wichtigſte , Aenderung beſteht darin , daß in Zukunftin den Verhandlungen über die Interpellationen ein Antra 9 zugelaſſen wird ,und zwar ein Antrag darüber , wie ſich der Reichstag zur Behandlung desbetreffenden Gegenſtandes der Interpellation durch den Reichskanzler ſtellt ,ob dieſe Behandlung der Angelegenheit der Auffaſſung des Reichstags ent⸗

ſpricht oder ob ſie ihr nicht entſpricht . Das iſt der § 33 a.
3. Endlich iſt in dem § 33 b noch eine Beſtimmung vorgeſchlagen , welchedem möglichen Mißbrauch der Interpellationen zur Erſchwerung der

ordnungsmäßigen Erledigung der Reichstagsgeſchäfte entgegentreten will . Esſoll der Reichstag die Möglichkeit haben , ſchon nach den ordentlichen Be⸗
ſtimmungen der Geſchäftsordnung , wenn allzu zahlreiche Interpellationeneingereicht werden , die Behandlung dieſer Interpellationen auf einen be⸗



ſtimmten Sitzungstag der Woche einzuſchränken , alſo z. B. zu beſchließen ,
daß alle die Interpellationen nur in der Mittwochsſitzung behandelt werden
ſollen , und was da nicht erledigt wird , am Mittwoch der nächſten Woche weiter
behandelt werden ſoll , ſo daß nur höchſtens ein Sitzungstag in der Woche
mit der Erledigung der Interpellationen in Anſpruch genommen werden
darf , bis die Verhinderung der Geſchäfte des Reichstags wieder beſeitigt iſt . “

( Abg. Gröber in der 54. Sitzung vom 3. Mai 1912 . St . B. S. 1675 )

13 . Die Bildung der Fraktionen im Reichstage iſt infolge der

Schwächung der Reichspartei auf 13 Mitglieder geregelt
worden . Die Geſchäftsordnungskommiſſion ſtellte den Antrag :
„ den Grundſatz auszuſprechen , daß als Fraktion nur eine Mit⸗

gliedervereinigung von mindeſtens 15 Mitgliedern ( Vollmitgliedern
und Hoſpitanten ) anzuerkennen iſt . “ (I. Seſſ . 1912 D. S .

Nr . 341 . ) Die Reichspartei beantragte , die „ Zugezählten “ in die

Zahl 15 einzurechnen ( D. S . Nr . 386 ) . Die Sozialdemokraten
wollten die Fraktionsbildung erſchweren durch folgenden Antrag :

„ Als Fraktion gilt ferner eine Mitgliedervereinigung , deren Partei bei
der letzten allgemeinen Wahl mindeſtens fünfzehnmal ſo viel gültige Stimmen
erhalten hat , wie der 397. Teil aller bei der Wahl abgegebenen gültigen
Stimmen beträgt . “ (J. Seſſ . 1912 . D. S. Nr . 398 )

Ein Antrag Mumm wollte jeder Gruppe von 15 Abgeord —
neten das Recht der Fraktion geben . (I. Seſſ . 1912 D. S . Nr . 401 . )
Die Kernfrage war die : muß eine Fraktion 15 Mitglieder haben
oder genügen weniger , und erhält die Gruppe das Recht der Frak —

tion , wenn ſich ihr andere Abgeordnete zuzählen laſſen ? Abg .
Gröber wies aus den früheren Verhandlungen nach , daß der

Reichstag ſtets darauf beharrt habe , es müßten 15 Mitglieder ohne
die Zugezählten ſein , um einer Gruppe das Recht der Fraktion zu
geben ; nur zwei Ausnahmen ſeien zu ergreifen . Welche Gründe
waren hierfür maßgebend ? :

„Bei der Berückſichtigung der Fraktionen im Seniorenkonvent iſt nach
der Auffaſſung der Geſchäftsordnungskommiſſionsmitglieder keineswegs die
Zahl allein das Entſcheidende , ſondern die Zahl einer politiſchen Arbeits⸗
gemeinſchaft ; wir haben ſogar dieſe Arbeitsgemeinſchaft als das Weſentliche
betrachtet . Eine Partei , die eine wirklich ſelbſtändige Bedeutung haben ſoll
im Reichstag , muß in der Lage ſein , aus eigener Kraft heraus ohne Zuziehung
von fremden Kräften mindeſtens eine ſelbſtändige politiſche Aktion zu machen
durch Einbringung eines eigenen Initiativantrags . Das iſt ja auch der Aus⸗
gangspunkt für die Bemeſſung der Fraktionsſtärke im Seniorenkonvent ge⸗
weſen , wie das im Protokoll des Seniorenkonvents vom 5. Juli 1893 mit
klaren Worten ausgeſprochen iſt . Eine Parteigruppe , die nicht einmal imſtande
iſt , aus eigenen Kräften , allein , einen Initiativantrag einzubringen , hat nach
der Ueberzeugung der Geſchäftsordnungskommiſſion keinen Anſpruch gauf An⸗

teilnahme am Seniorenkonvent, der berufen iſt , bei der Ordnung der Geſchäfte
des Reichstags mitzuwirken . Der Seniorenkonvent iſt eine Zuſammenfaſſung
der größeren Parteien zum Zwecke einer Anteilnahme an der gemeinſamen
Regelung und Ordnung der Geſchäfte des Reichstags . Würde man zum
Seniorenkonvent auch kleinere und allerkleinſte Parkeigruppen zuziehen , ſo
wäre das ſehr viel zu weit gegangen und hieße die Seniorenkonventberatung



ſehr ſchwerfällig geſtalten , vielleicht den Seniorenkonvent geradezu arbeits⸗unfähig machen . Der Seniorenkonvent iſt niemals als eine Vertretung ſämt⸗licher , noch ſo kleiner , Gruppen aufgefaßt worden . Das iſt wiederholt imReichstag ausgeſprochen worden . Ich will z. B. aus den achtziger Jahren ,aus der Reichstagsſitzung vom 23. Juni 1884 , eine ganz intereſſante Bemerkungdes Abgeordneten Freiherrn v. Minnigerode anführen , eines Mitglieds derkonſervativen Partef , der damals ſagte : der Seniorenkonvent iſt zu betrachtenals „ Repräſentant aller weſentlichen Parteien des Hauſes “ —nicht : jederkleinen Gruppe , ſondern : der für die Geſamtentſcheidung weſentlich in Be⸗tracht kommenden Parteien .
Es iſt bekannt , daß nach dem parlamentariſchen Gewohnheitsrecht dieBerückſchtigung der bloß zugezählten Mitglieder , die Zuweiſung eines Kom⸗miſſionsſitzes an dieſe bloß zugezählten Mitglieder der betreffenden Fraktionüberlaſſen bleibt , der ſie ſich zuzählen laſſen . Das Weſentliche bleibt ebenimmer die Fraktion , nicht die Zugezählten . Es iſt deshalb auch folgerichtig ,nur eine Mitgliedervereinigung zur Vertretung im Seniorenkonvent zuzu⸗laſſen , welche ohne die Zugezählten die Zahl der Fraktionsmitglieder aufzu⸗weiſen hat . Würde man den Standpunkt akzeptieren , den die Herren von derReichspartei in ihrem neuen Antrag vorſchlagen , ſo käme man ſchließlichdazu , zwei oder drei politiſch gleichgeſinnte Mitglieder durch Zuzählung vondreizehn oder zwölf Wilden zu einer Fraktion werden zu laſſen . Das wäreaber ſicherlich nicht mehr eine politiſche Arbeitsgemeinſchaft , die als ſolche inBetracht kommen kann . “ ( 55. Sitzung vom 7. Mai 1912 . St . B. S. 1705)
Der Antrag der Geſchäftsordnungskommiſſion wurde mit

großer Mehrheit angenommen ; das Zentrum ſtimmte teilweiſe fürden Antrag der Reichspartei .

14 . Die Errichtung eines Staatsgerichtshofes für das DeutſcheReich verlangt folgender Initiativantrag des Zentrums :
„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , dem Reichstag einen Geſetz⸗entwurf vorzulegen , welcher die Errichtung und das Verfahren eines Staats⸗

gerichtshofs für das Deutſche Reich regelt , zu deſſen Zuſtändigkeit folgendeGegenſtände gehören ſollen :
1. Streitigkeiten zwiſchen dem Reiche und einem Bundesſtaat oder zwiſchenverſchiedenen Bundesſtaaten über öffentlich⸗rechtliche Befugniſſe ;2. Streitigkeiten über die Verantwortlichkeit des Reichskanzlers und ſeinergeſetzlichen Stellvertreter ;
3. Verfaſſungsſtreitigkeiten , ſowie Streitigkeiten über Thronfolge , Re⸗

gierungsfähigkeit und Regentſchaft in ſolchen Bundesſtaaten , in deren
Verfaſſung nicht eine andere Behörde zur Entſcheidung dieſer Streitig⸗keiten beſtimmt iſt ;

4. Beſchwerden wegen Verweigerung oder Hemmung der Rechtspflege ineinem Bundesſtaat . “ (J. Seſſ . 1912 . D. S. Nr . 123)
Der Antrag wurde noch nicht beraten , wie überhaupt kein

einziger Initiativantrag zur Beratung gelangte .

15 . Die Reichskanzlerverantwortlichkeit ſoll folgender Antrag
des Zentrums ausbauen :

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , dem Reichstag einen Geſetz⸗entwurf vorzulegen , welcher die Verantwortlichkeit des Reichskanzlers (Reichs⸗verfaſſung Artikel 17) und der Stellvertreter des Reichskanzlers ( Reichsgefetz



vom 17. März 1878 , betreffend die Stellvertretung des Reichskanzlers ,
R. ⸗G. ⸗Bl. S. 7) , ſowie das zur Geltendmachung dieſer Verantwortlichteit ein⸗
zuhaltende Verfahren regelt . “ (J. Seſſ . 1912 . D. S. Nr . 11)

Auch dieſer Antrag iſt noch nicht beraten worden , wie der

folgende Antrag über den

16 . Schutz des Wahlgeheimniſſes :
„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , zum Schutz des Wahl —

geheimniſſes
I. dem Reichstag einen Geſetzentwurf vorzulegen , welcher im Wahlgeſetz

für den Deutſchen Reichstag die vorſätzliche Verletzung des Wahlgeheim⸗
niſſes durch Mitglieder des Wahlvorſtandes mit Kriminalſtrafe bedroht ;

II . das Wahlreglement zu ergänzen :
1. durch die Vorſchrift , es ſolle die Wahlurne während der Wahlhandlung

geſchloſſen und ſo beſchaffen ſein , daß vor ihrer Entleerung eine
Miſchung der Wahlumſchläge ſtattfindet ,

2. durch Normativbeſtimmungen über die Geſtaltung der Wahlurne und
des Iſolierraums . “ (J. Seſſ . 1912 . D. S. Nr . 107 )

** *
**

Von hierher gehörigen Anträgen anderer Parteien ſind zu
erwähnen :

Nationalliberale Anträge : Freifahrt der Abge⸗
ordneten für die Dauer der Legislaturperiode ( D. S . Nr . 406 ) ,
Reichskanzlerverantwortlichkeit ( D. S . Nr . 93 ) , neue Wahlkreis⸗
einteilung ( D. S . Nr . 94) .

Volksparteiliche Anträge : Reichskanzlerverant⸗
wortlichkeit ( D. S . Nr . 48) , einheitliche Wahlurne ( D. S . Nr . 49) ,
Einführung der Verhältniswahl und neue Wahlkreiseinteilung
GS71 )

Polniſche Anträge : Erhöhter Schutz gegen Wahl⸗
beeinfluſſung ( D. S . Nr . 189 ) , Recht des Reichstags auf Zuſam⸗
mentritt ohne kaiſerliche Berufung ( D. S . Nr . 194 ) .

Sozialdemokratiſche Anträge : Schaffung von

Volksvertretungen in allen Bundesſtaaten ( D. S . Nr . 73) , Zu⸗
ſtimmung des Reichstages zur Kriegserklärung ( D. R. Nr . 72) ,
Reichskanzlerverantwortlichkeit ( D. S . Nr . 74), Recht der Zeugnis⸗
verweigerung für Abgeordnete ( D. S . Nr . 75 ) , Einſetzung ' von

e zur Unterſuchung von Tatſachen ( D. S .
165

Alle dieſe Anträge ſind noch nicht zur Beratung gelangt .



C) Die Aufgaben des Reichs .

IJ. Die Pflege des Nechts .

14. Eine Reviſion des Reichsvereinsgeſetzes wurde vom Zen⸗trum in folgender Weiſe verlangt :
„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , dem Reichstag einen Geſetz⸗entwurf vorzulegenßwelcher das Reichs⸗Vereinsgeſetz vom 19. April 1908 in

freiheitlichem Sinne abändert , insbeſondere
J. das Verbot des Gebrauchs einer nichtdeutſchen Sprache in öffentlichen

Verſammlungen ( § 12) aufhebt ;
das Verbot der Teilnahme jugendlicher Perſonen an politiſchen Vereinenund Verſammlungen ( § 17) beſeitigt ;das Recht der Polizeibehörden , Beauftragte in öffentliche Verſamm⸗
lungen zu entſenden ( 8 13) in einſchränkendem Sinne klarſtellt ;die Ausübung des Verſammlungsrechts gegen Verhinderung durch
polizeiliche Anordnungen über die Polizeiſtunde ſchützt ;
für die öffentliche Bekanntmachung einer Verſammlung ( § 6) deren
Bekanntgabe in einer Zeitung , welche in dem betreffenden Reichstags⸗wahlkreis herausgegeben wird , als genügend erklärt . “

( . Seſſ . 1912 . D. S. Nr . 10)
Der Antrag konnte noch nicht beraten werden . Als einen

wirkſamen Schlag gegen die ungerechte Polenpolitik darfman die Ablehnung der Oſtmarkenzulage anſehen .
Das Zentrum hat dieſe bis 1907 aus Gründen der Gerechtigkeit ,der Moral und der Gleichberechtigung abgelehnt . Der Block —
reichstag führte ſie 1907 ein . Das Zentrum lehnte wie ſeit 1904
ſo auch 1912 ab und fand dabei eine Mehrheit , ſo daß die Oſt⸗
marlenzulagen geſtrichen worden ſind . Um den Uebergang zu er⸗
leichtern , genehmigte es für neun Monate , bis 31 . Dezember 1912 ,
drei Viertel der bisherigen Zulagen als Entſchädigung .

18 . Die kleine Strafgeſetznovelle lex Wellſtein hat der
Reichstag als Initiativantrag aller Fraktionen eingebracht und
ohne große Debatte angenommen ; nur der Abg . Dr . Arndt wehrte
ſich dagegen . Durch die Novelle treten Straferleichterungen ein
bei Hausfriedensbruch , geringen Diebſtählen aus Not uſw. , lauter
Materien , über welche der ganze Reichstag einig war und die ſchon
den letzten Reichstag befaßt haben , ſo daß der Abg . Dr . Belzer von
ihnen ſagen konnte :

„ Die Novelle bringt immerhin einige Verbeſſerungen , die im Volke mit
Zuſtimmung aufgenommen werden . Ich erwähne nur die Herabſetzung der
Strafen bei kleinen Diebſtählen , von Haushaltungsgegenſtänden , wie Kohlen
uſw . , und ferner die Herabſetzung der Strafen bei Vergehen gegen veterinär⸗
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polizeiliche Beſtimmungen . Gerade dieſe letzteren haben bei der Maul⸗ und
Klauenſeuche , die unſere Landwirtſchaft ſo ſchwer heimgeſucht hat , die Be —
völkerung teilweiſe ſehr erregt . “

( 90. Sitzung vom 18. April 1912 . St . B. S. 1208 )
Der Bundesrat ſtimmte dem Geſetzentwurfe zu .

19 . Tagegelder für Schöffen und Geſchworene fordert folgen⸗
der Zentrumsantrag :

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , dem Reichstag ſofort , ohne die
allgemeine Reform der Strafprozeßordnung und der entſprechenden Aende⸗
rungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes abzuwarten , einen Geſetzentwurf vor⸗
zulegen , durch welchen den Geſchworenen und Schöffen unter entſprechender
Abänderung der §§ 31 und 84 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vom 27. Januar
1877 außer der Reiſekoſtenentſchädigung auch eine Vergütung für Zeit⸗
verſäumnis aus den Landesmitteln der Bundesſtaaten gewährt wird . “

( . Seſſ . 1912 . D. S. Nr . 16)
Bei Begründung dieſes Antrages konnte der Abg . Dr . Bel⸗

z er ſich auf folgende Worte beſchränken :
„ Aber viel wichtiger als dieſer Wunſch , den ich nur anregen wollte , iſt

unſere alte Forderung , daß endlich Tagegelder für Schöffen und Geſchworene
gewährt werden . ( Sehr richtig ! im Zentrum . ) Ich möchte den Herrn Staats⸗
ſekretär dringend bitten , uns in dieſer oder in der nächſten Seſſion eine dies⸗
bezügliche kleine Novelle zu bringen . Wir waren ja in der Strafprozeß⸗
kommiſſion über die Sache ziemlich einig ; ich glaube , die Angelegenheit iſt
ſpruchreif , und die Koſten , die auf die Einzelregierungen fallen werden , ſind
auch nicht allzu gewaltig . Wir wären , glaube ich, im ganzen Reichstag froh
darüber , wenn dieſer Wunſch endlich erfüllt würde . “

( 40. Sitzung vom 18. April 1912 . St . B. S. 1212 )

20 . Die Beratung des Etats des Reichsjuſtizamtes gab dem
Abg . Dr . Belzer Gelegenheit , wie in früheren Jahren eine Reihe
von Wünſchen und Forderungen vorzutragen : Bekämpfung des
Schmutzes in Wort und Bild , Reform der Zivilprozeßordnung , des
Konkursrechts uſw . Bezüglich der Zuziehung von Laien zu Zivil⸗
ſachen führte der Redner aus :

„ Aber eins ſcheint mir für die künftige Zivilprozeßordnung kaum ab⸗
weisbar zu ſein , das iſt die Forderung , die Herr Gröber und ich hier ſchonin früheren Jahren vertreten haben , daß wir auch in der Zivilprozeßordnung
ſpäter Laien zuziehen müſſen . Meine Herren , denken Sie daran , wie die
Sondergerichtsgeſetzgebung fortgeſchritten iſt , und wie man trotzdem immer
weiter nach beſonderen Gerichten ruft . Da haben wir die Gewerbegerichteund die Kaufmannsgerichte , und bei dieſen Gerichten muß ja nicht einmal ein
Juriſt Vorſitzender ſein , ein Zuſtand , den man vor 20 bis 30 Jahren nicht
denkbar gehalten haben würde . Und man ruft weiter nach Sondergerichten ,
weil man eben immer mehr Laien als Richter haben will . Auf dieſe Weiſe
wird nicht nur der Rechtsanwalt zurückgedrängt , der ja bei Gewerbegerichten
gar nicht zugelafſen iſt , ſondern auch der Amtsrichter wird immer mehr ein⸗
geengt , vor allen Dingen wird ihm die Mitwirkung auf dem Gebiet des

Arbeiterrechts — und das iſt doch eine ſehr wichtige Materie in unſerer wirt⸗
ſchaftlichen Entwicklung —entzogen . Wenn noch mehr Sondergerichte kommen ,dann hat der Amtsrichter in Zivilſachen bald nur noch mit Alimentenſachen
zu tun . ( Heiterkeit . ) Bei dieſer Entwicklung der Sondergerichte kann man



unſeren Gedanken , ſpäter Laien auch im Zivilprozeß zuzuziehen , doch wirklichnicht mehr für revolutionär erachten . Ich bin im Gegenteil der Anſicht , dieErkenntnis muß ſich allmählich durchſetzen , daß bei der Reviſion der Zivil⸗prozeßordnung es ohne Zuziehung von Laien nicht gehen wird . Manche Be⸗
denken , die ja ſchwerwiegend ſind , könnte man dadurch ausſchalten , daß mandaran denkt , beſondere Schöffenliſten für die Zivilprozeſſe zu ſchaffen ,Schöffenliſten , zuſammengeſtellt nach einzelnen Berufsſtänden . Dann könntedie Zuſammenſetzung der Zivilgerichte erſter Inſtanz vielleicht ſo ſein , daß der
Amtsrichter in Verbindung mit ſachverſtändigen Schöffen Recht ſpräche . Wenndas geſchieht , wird der Ruf nach weiteren Sondergerichten gewiß verſtummen ,man wird dann vielleicht ſogar an eine Einſchränkung der Sondergerichtedenken . “ ( 40. Sitzung vom 18. April 1912 . St . B. S. 1210)

21 . Das Reichs⸗ und Staatsangehörigkeitsgeſetz (I. Seſſ . 1912
D. S . Nr . 6) hat im Reichstage am 23 . und 27 . Februar 1912
die erſte Leſung paſſiert und ruht derzeit in der Kommiſſion . Abg .Dr . Spahn brachte die Wünſche des Zentrums vor .

22 . Das internationale Uebereinkommen zur Bekämpfung des
Mädchenhandels iſt im Reichstage ( 23. und 27 . Februar 1912 )
ohne Kommiſſionsberatung angenommen worden . Die deutſchen
Strafgeſetze umfaſſen bereits ſämtliche Tatbeſtände , wie ſie das
Uebereinkommen vorſieht . Dagegen bedürfen die in Ausliefe⸗
rungsverträgen des Reichs mit einzelnen Vertragsſtaaten aufge⸗
zählten Straftaten , welche die Auslieferung begründen , einer Er⸗
gänzung . Dieſe Ergänzung ſollte der Geſetzentwurf herbeiführen .

Bei der Aufſtellung des Geſetzentwurfs war maßgebend , daßder Kreis derjenigen Staaten , auf die das Uebereinkommen An⸗
wendung findet , gemäß Artikel 8 des Uebereinkommens nicht ge⸗
ſchloſſen iſt ; daß ferner eine Auslieferungsverpflichtung nur gegen⸗über denjenigen Staaten übernommen werden kann , die ihrerſeits
nach Lage der eigenen Geſetzgebung Gegenſeitigkeit üben können ,d. h. die erſtens an dem Uebereinkommen beteiligt waren oder ihm
ſpäter beitreten werden , zweitens die etwa erforderlichen Maß⸗
nahmen getroffen haben , um die in den Artikeln 1, 2 des Ueber⸗
einkommens aufgeführten Handlungen unter Strafe zu ſtellen , und
drittens zur Auslieferung auf Grund ihrer Geſetzgebung gemäß
Artikel 5 des Uebereinkommens bereit und in der Lage ſind . Dem⸗
gemäß wird im § 1 des Geſetzentwurfs Vorſorge getroffen , daß
die Auslieferungsverträge des Reichs mit fremden Staaten durch
Aufnahme der in dem Uebereinkommen erwähnten ſtrafbaren
Handlungen ergänzt werden . Abg . Dr . Pfeiffer konnte kon⸗
ſtatieren :

„Alle Geſellſchaftsſchichten , alle Konfeſſionen und Parteien ſind ſich einigdarin geweſen , daß hier für das deutſche Volk eine Kulturaufgabe erſtenGrades zu löſen iſt . Es darf ausgeſprochen werden , daß nicht nur die ver⸗
ſchiedenſten Vereinigungen , die in dieſem vorgenannten Komitee zuſammen⸗
geſchloſſen ſind , getragen durch das Vertrauen und die Propagandatätigkeit
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der Preſſe , es erreicht haben , daß wir ſo weit gekommen ſind, wie wir gekommen
ſind , ſondern daß auch unſere Organiſationen , 3. B. Eiſenbahngeſellſchaften
und Schiffahrtsgeſellſchaften , ſich tätig in den Dienſt der Aufſpürung der
Mädchenhändler geſtellt haben . ( Bravo ! ) Wie groß das Uebel geworden iſt ,
mag man daraus erſehen , daß im letzten Jahrfünft im Deutſchen Reich

über 90 Mädchenhändler der gerichtlichen Beſtrafung zugeführt worden und
zu ſchweren Gefängnis - und Zuchthausſtrafen verurteilt worden ſind . Die
Liſten des deutſchen Nationalkomitees und des Berliner Polizeipräſidiums ent⸗
halten nicht weniger als 1400 Namen von Mädchenhändlern . “

( 13. Sitzung vom 23. Februar 1912 . St . B. S. 242 )
Das Uebereinkommen fand einſtimmige Annahme .

II . Pflege der Wohlfahrt .

23 . Die Wohnungsfrage iſt in dieſem Seſſionsabſchnitt um
ein gut Stück vorangebracht worden . Das Zentrum brachte fol⸗
genden Antrag (I. Seſſ . 1912 D. S . Nr . 85 u. 230 ) ein :

A. Die verbündeten Regierungen zu erſuchen :
1 in Ausführung des Art . IV Nr. 15 der Reichsverfaſſung dem Reichstageinen Geſetzentwurf ( Reichswohnungsgeſetz ) vorzulegen , durch welchen

die Einzelſtaaten veranlaßt werden :
15 ailgemeine Vorſchriften zur Verbeſſerung der Wohnverhältniſſe der

minderbemittelten Volksklaſſen ( Lage , Luftraum , Licht und Luft
der Wohn⸗, Schlaf - und Arbeitsräume , Zahl und Anlage der Aborte ,
Schlafſtellenweſen uſw. ) unter Anpaſſung an die beſonderen Ver⸗
hältniſſe von Stadt und Land zu erlaſſen ;
die Ausführung dieſer Vorſchriften durch beſondere Aufſichtsbeamte ,
ſei es des Staates , ſei es der Gemeinden , jedoch unter Oberaufſicht
von Staatsbeamten , zu ſichern ;
beſondere allgemein zugängliche Kaſſeneinrichtungen , ſoweit ſie in
einzelnen Staaten nicht bereits beſtehen , zu errichten behufs Be⸗
ſchaffung von Geldmitteln für den Kleinwohnungsbau und beſonders
für die zweite Hypothel , vielleicht verbunden mit der Errichtungvon Bauberatungsſtellen und dem Rechte , Baupfandbriefe aus⸗
zugeben ;
die Bauordnungen und Bebauungspläne behufs ausgiebiger Ver⸗
billigung und Erleichterung des Kleinwohnungsbaues umzugeſtalten ,
auch im Sinne weiträumiger Bebauung und Dezentraliſierung der
Beſiedelung mit beſonderer Berückſchtigung des Einfamilien⸗ und
Kleinhauſes , in Verbindung mit Verbeſſerung des Enteignungs⸗
rechtes und Erleichterung der Umlegung von zur Bebauung be⸗
ſtimmten Grundſtücken ;
dieſe Beſtimmungen vorausſchauend und frühzeitig auf die zur Be⸗
ſiedelung kommenden Gelände auszudehnen , beſonders auch längsder Induſtrie - und Waſſerſtraßen ;
in jedem größeren Gebiete , wo es angezeigt ſcheint , eine beſondere
ſtaatliche Kommiſſion einzuſetzen zur Förderung einer ſozialpolitiſch
geſunden Beſiedelung in Stadt und Land , beſonders auch in den
Induſtriegegenden , etwa nach dem Vorbilde der preußiſchen Renten⸗
gutkommiſſionen .

Erhebungen über die bisherigen Wirkungen des Erbbaurechtes zu ver⸗anſtalten , und je nach Bedürfnis einen entſprechenden Geſetzentwurfdem Reichstage vorzulegen .
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B. Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen :
I. für Befriedigung des Wohnungsbedürfniſſes der Arbeiter und Be⸗

amten des Reiches auch fernerhin — und in weiterem Maße als bis⸗
her — ſei es durch Errichtung von Wohnungen , ſei es durch Unter⸗
ſtützung entſprechender gemeinnütziger Bauunternehmungen , Sorge zu
tragen ;

II . durch Ueberlaſſung von freiwerdendem oder auch , wo beſondere Rück⸗
ſichten es empfehlen , zu erwerbendem Gelände des Reichsfiskus
( Militär - , Marine⸗ , Poſtverwaltungen uſw. ) den gemeinnützigen
Wohnungsbau in Erbbau zu unterſtützen .

Alle Parteien mit Ausnahme der Volkspartei hatten gleichfalls
Anträge zur Wohnungsfrage eingebracht . Auf Antrag des Abg .
Erzberger beſchloß der Reichstag , ſofort eine geſonderte Kommiſſion
zur Beratung aller dieſer Anträge einzuſetzen . Dieſe Kommiſſion
hat dem Reichstage einſtimmig folgende Reſolution vorgelegt :

I. Der Reichstag wolle beſchließen , die verbündeten Regierungen zu er⸗
ſuchen , dem Reichstag in der nächſten Tagung

Geſetzentwürfe , betreffend Regelung des Wohnungsweſens
vorzulegen , die folgende Grundzüge enthalten :
1. Mindeſtvorſchriften über Beſchaffenheit und Benutzung der Woh⸗

nungen ( Lage , Luftraum , Zufuhr von Licht und Luft in die Wohn⸗ ,
Schlaf - und Arbeitsräume , Zahl und Anlage der Aborte , Schlaf⸗
ſtellenweſen uſw. ) unter Anpaſſung an die beſonderen Verhältniſſe in
Stadt und Land .

2. Vorſchriften über eine amtliche Wohnungsaufſicht durch Orts - bezw .
Bezirks⸗ und Landwohnungsämter mit einem Reichswohnungsamt
als Zentralſtelle für das geſamte Wohnungsweſen .

3. Errichtung von Pfandbriefanſtalten im Anſchluß an die Landes⸗
verſicherungsanſtalten zu dem Zweck, um unter Reichsgarantie nach
feſten Normativbeſtimmungen möglichſt hohe Pfandbriefsdarlehen
auf Hausgrundſtücke mit Kleinwohnungen ſowohl an Baugenoſſen⸗
ſchaften als auch an Privatperſonen zu gewähren .

4. Regelung des Wohnungsnachweisweſens .
5. Ausbau des Erbbaurechts zum ausgiebigeren Gebrauch desſelben im

Intereſſe des Kleinwohnungsbaues .
II. Der Reichstag wolle beſchließen , die verbündeten Regierungen zu er⸗

ſuchen , die Ergebniſſe der Wohnungsaufſicht , des Standes des Wohnungs⸗
und Bodenmarktes , der Wohnungsmieten und der Bautätigkeit jährlich
zu veröffentlichen .

III . Der Reichstag wolle beſchließen , den Herrn Reichskanzler zu erſuchen ,
in geeigneter Weiſe darauf hinzuwirken , daß im Wege der Landesgeſetz⸗
gebung der Bau von Kleinwohnungen gefördert werde
1. durch Feſtſetzung von Normativbeſtimmungen über Bodenaufteilung ,

Bebauungspläne und Bauordnungen behufs Verbilligung und Er⸗
leichterung des Kleinwohnungsbaues ſowie zwecks weiträumiger Be⸗
bauung und Dezentraliſation der Beſiedelung , unter Anpaſſung an
die beſonderen Verhältniſſe in Stadt und Land ,
durch Gewährung von Steuer - und Abgabenerleichterungen an die
Beſitzer von Häuſern mit Kleinwohnungen ſowohl ſeitens des Staates
wie der Kommunen ,

3. durch Gewährung des Enteignungsrechts an die Kommunen zur Be⸗
ſeitigung von ſchweren Mißſtänden im Bebauungs⸗ und Wohnungs⸗
weſen . ( . Seſſ . 1912 . Druckſ . Nr . 508 )

⁰



Dr . Jäger , der wie der Abg . Schir mer ſich um die ſtete Ver⸗

folgung dieſer Frage verdient gemacht hat . — Neben dieſem
allgemeinen Antrag brachte das Zentrum noch folgenden beſonderen
Antrag ein :

„den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , das Reichsverſicherungsamt zur
Abänderung ſeines Erlaſſes vom 11. Mai 1910 dahin zu veranlaſſen :

daß die Bemeſſung des Zinsſatzes für Darlehen zur Förderung des
gemeinnützigen Wohnungsbaues in erſter Linie der Entſcheidung der
Landesverſicherungsanſtalten vorbehalten bleibt ,

daß aber jedenfalls von einem Zwange zur Heraufſetzung des Zins⸗
ſatzes für ſchon gewährte Darlehen abgeſehen wird . “

(J. Seſſ . 1912 . Druckſ . Nr. 252)

Abg . Dr . Jäger führte zur Begründung aus :

„ Der Erlaß hat eine verhängnisvolle Wirkung auf den Bau von Klein⸗
wohnungen ausgeübt ( ſehr richtigl im Zentrum und bei der Wirtſchaftlichen
Vereinigung ) , ſoweit hier die Gelder aus öffentlichen Mitteln genommen
werden . Die Verſicherungsanſtalten ſind bisher die einzigen Anſtalten ge⸗
weſen , die aus öffentlichen Mitteln reiche Summen für den Kleinwohnungs⸗
bau , zumal in den induſtriellen Gegenden , geſpendet haben . Alle anderen
öffentlichen Einrichtungen — ich meine die Sparkaſſen ; auch die Hypotheken⸗
banken will ich dabei nennen — haben hierbei vollſtändig verſagt . Nun
kommt das Reichsverſicherungsamt und ſchreibt den Landesanſtalten vor,
ſie dürften den Zinsfuß von 3 Prozent , der bisher bei dieſen Darlehen üblich
war , und der aus inneren Gründen notwendig iſt , nicht mehr einhalten ,
ſie müßten 37 Prozent Zinſen verlangen und dürften die Unkündbarkeit
der Darlehen höchſtens auf zehn Jahre beſchränken . “

( 34. Sitzung vom 23. März 1912 . St . B. S. 978)

Staatsſekretär Delbrück ſagte zu :
„ Nun hat ſich aber die Praxis bei der Handhabung des Erlaſſes der⸗

artig geſtaltet , daß zwar fortan dafür Sorge getragen werden ſoll , daß bei
Gewährung von Darlehen in allen Fällen eine Mindeſtverzinſung von
3,5 Prozent erzielt wird , daß aber auf der anderen Seite alles geſchieht , um
bei der Durchführung dieſes Grundſatzes Härten zu vermeiden . Es iſt ins⸗
beſondere Vorſorge getroffen , daß die Kündigung von Darlehen , die zu
weniger als zu 3,5 Prozent ausgeliehen ſind , nicht erfolgen ſoll ( ſehr richtigl
rechts ) , wenn eine ſolche Kündigung für den Vorſtand der Landesverſicherungs⸗
anſtalt auch nur moraliſch ausgeſchloſſen erſcheint . Es iſt ferner Vorſorge
getroffen , daß die Auszahlung der vor dem Bekanntwerden des Runderlaſſes
zugeſicherten Darlehne mit niederem Zinsfuß , wo es ſich irgendwie recht⸗
fertigen läßt , zu dem urſprünglich in Ausſicht geſtellten Zinsſatz erfolgt . Daß
dieſe Anordnung und die Handhabung dieſer Beſtimmungen nicht dazu geführt
hat , die Verwendung der Kapitalien der Verſicherungsanſtalten für gemein⸗
nützige Zwecke zu unterbinden , das können Sie daraus erſehen , daß der
Geſamtbetrag der von den Verſicherungsträgern bis zum 31. Dezember 1911
für gemeinnützige Zwecke der gedachten Art aufgewendeten Mittel ſich be⸗
laufen hat auf 1022 802 746 Mark gegen 936 987928 Mark gegen Ende des
Jahres 1910 , ſo daß der Zuwachs im Jahre 1911 , alſo in dem Jahre nachdem Erlaß von 1916 , ſich noch belaufen hat auf 85 814818 Mark . “

( 34. Sitzung vom 23. März 1912 . St . B. S. 980 )
Der Antrag des Zentrums fand einſtimmige Annahme .

Berichterſtatter der Kommiſſion war der Zentrumsabgeordnete
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24 . Ein Reichstheatergeſetz ſtrebt folgender Zentrums⸗
antrag an :

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , dem Reichstag alsbald
einen Geſetzentwurf zur Regelung der privatrechtlichen und ſozialen Ver⸗
hältniſſe der im Theaterbetriebe und bei ähnlichen Unternehmungen be⸗
ſchäftigten Perſonen ( Reichstheatergeſetz ) vorzulegen . “

(J. Seſſ . 1912 . Druckſ . Nr . 237 )

Wie ſchon ſeit 1908 , konnte auch diesmal wieder der Abg .
Dr. Pfeiffer auf die Notwendigkeit eines ſolchen Reichsgeſetzes hin⸗

weiſen . Der Antrag fand Annahme .

25 . Die Pflege wiſſenſchaftlicher und künſtleriſcher Unter⸗
nehmungen durch das Reich wird durch eine Reihe von Subven⸗
tionen im Etat vollzogen . Abg . Dr . Pfeiffer wünſchte einen
Neubau für das Germaniſche Muſeum in Nürnberg , raſchere Fertig⸗
ſtellung des Grimmſchen Wörterbuches , raſchere Fertigſtellung der
Septuaginta uſw . (7. März u. 22 . März 1912 ) . Abg . Erz⸗
berger forderte Ausbau der Sozialbibliographie mit eventuellem
Anſchluß an die Reichstagsbibliothek ( 22 . März 1912 ) und Lehr⸗
ſtühle für Sinologie ( 12. März 1912 , St . B. S . 587 ) .

26 . Gegen Mißbräuche im Verſicherungsweſen trat der Abg .
Dr . Marcour auf ; namentlich gegen die Abonnentenverſiche⸗
rung ; er bedauerte , daß der Bundesrat noch immer nicht zu einem
Verbot der Abonnentenverſicherung gekommen ſei :

„ Wenn noch einzelne Erwägungen ſchweben , und die Denkſchrift noch nicht
fertiggeſtellt iſt , ſo möchte ich den Herrn Staatsſekretär bitten , bei der Um⸗
frage doch auch noch die berufenen Vertreter und Organiſationen der Preſſe ,die Redakteure - und Schriftſtellerorganiſationen , vor allen Dingen aber auch
die Organiſationen der Verleger , die ja in erſter Linie bei der Sache intereſſiert
ſind , zu hören . Ich habe beſonders im Auge den Auguſtinusverein zur

Pflege der katholiſchen Preſſe und den Verein deutſcher Zeitungsverleger in
Hannover , welcher die Verleger der verſchiedenſten Parteirichtungen umfaßt .
Dieſe Herren ſind , wie geſagt , in erſter Linie intereſſiert und auch am beſten be⸗
fähigt und berufen , Auskunft zu geben .

Die Herren werden dann zweifellos hören und erfahren , daß es ſich bei
dem Kampf der Verleger gegen die Abonnentenverſicherung nicht ſowohl um
kleinliche Konkurrenzkämpfe , um Neid und Mißgunſt handelt ; ſondern es wird
ſich zeigen , daß es gerade die ernſthafte , politiſche Preſſe iſt , diejenige Preſſe ,

welche das Zeitungsunternehmen nicht bloß vom rein geſchäftlichen Stand⸗
punkt aus betrachtet , ſondern die Preſſe auch in ihrer kulturellen , idealen Be⸗
deutung würdigt , welche die Preſſe als wichtigen , bedeutſamen Kulturfaktor
betrachtet , daß gerade dieſe Preſſe aller bürgerlichen Parteirichtungen von
der Abonnentenverſicherung nichts wiſſen will . Sie betrachtet vielmehr , wie
im vorigen Jahre Herr Kollege Giesberts treffend geſagt hat , die Abonnenten⸗

verſicherung als einen Schädling am geſunden Baum der Preſſe . “
( 33. Sitzung vom 22. März 1912 . St . B. S. 933 )

Sodann erwarb er ſich noch ein nicht geringes Verdienſt durch
folgenden Hinweis auf gewiſſe Mißſtände bei den ſogenannten
Volksverſicherungen :



„Ich möchte die Herren vom Aufſichtsamt für Privatverſicherung bitten ,
auch auf dieſe Verſicherungen — ich will keine Namen nennen —ein recht
wachſames Auge zu haben . Meine Herren , es ſind Millionen , welche in
dieſe Volksverſicherungen geſteckt werden , und wie ſind hier die Bedingungen ?
Zum Teil genau ſo verhängnisvoll wie bei der Abonnentenverſicherung . Der
Arbeiter braucht nur einmal ſeinen wöchentlichen Beitrag nicht zu bezahlen ,
und ſeine Rechte ſind hin . Er hat alle Anſprüche verloren ; ſein Geld , das
eingezahlt iſt , iſt nutzlos ausgegeben . Deshalb möchte ich die Herren vom
Aufſichtsamt bitten , doch auch bei dieſen Voltsverſicherungen einmal genau
nachzuſehen , ob bei ihren Vorſchriften die Rechte der Verſicherten gut genug
geſchützt ſind , oder ob Maßnahmen getroffen werden müſſen , wodurch dieſeſtärker geſchützt werden . “

( 33. Sitzung vom 22. März 1912 . St . B. S. 934 )

27 . Der Forderung der Seefiſcherei redete der Abg . Erz⸗
berger das Wort im Hinblick auf die ärmeren Volksſchichten und
den großen Import vom Auslande , da unſeres Fleiſchkonſums
zugeführt würden ; alle Fiſchdampfer ſollten mit drahtloſer Tele⸗
graphie ausgeſtattet werden , für Motoren ſei ein Preisausſchreiben
zu erlaſſen , genügende Fiſchereihäfen ſeien zu erbauen ; die Herings⸗
fiſcherei bedürfe des beſonderen Schutzes und erhöhter Subvention
( 34 . Sitzung vom 12 . März 1912 , St . B. S . 576 ) .

*

Die Geſetzentwürfe über den Gebührentarif für den Ka i
Wilhelm⸗Kanal ( D. S . Nr . 351 ) und Hilfeleiſtung in See⸗
not ( D. S . Nr . 388 ) wurden ohne Debatte unverändert ange⸗
nommen .

Gegen die Staubbeläſtigung durch elektriſche Bahnen
und Autos forderte der Abg . Krings wirkſame Maßnahmen
( 20 . März 1912 , St . B. S . 875 ) , gegen die Verſeu chung der
Flußwäſſer der Abg . Duffner ( 20 . März 1912 , St . B
S . 876 ) .

III . Auswärtige Politik .

28. , Die geſamte auswärtige Lage iſt am deutlichſten markiert
durch die raſche Annahme der Wehrvorlagen ; daraus iſt es auch
zu erklären , daß die Etatsdebatten über die auswärtige Politik nur
geringe waren . Man ſteht im ganzen Reichstage unter dem Ernſt
der Situation ; man weiß , daß Reden nichts nützen , wohl aber viel
ſchaden können . Neue Dinge liegen nicht vor , wenn auch in Eng⸗
land ſich Einzelſtimmen für Verbeſſerung der Beziehungen zu
Deutſchland erheben . Die Annahme der Wehrvorlagen durch alle
bürgerlichen Parteien war die beſte Haltung beim Etat des Aus⸗
wärtigen Amtes .



29 . Mit der Ausbildung der Diplomaten hat ſich der Reichs⸗
tag eingehend beſchäftigt . Abg . Dr . Spahn erklärte dabei :

„ Was die Frage der Berufung des richtigen Manns betrifft , ſo iſt inder Kommiſſion die Bemerkung gefallen , es komme nicht auf die Schulweisheitan. Bis zu einem gewiſſen Grade — aber nur bis zu einem gewiſſen Grade
—iſt das richtig . Man hat betont , es ſei notwendig , daß mehr Kaufleute in

dieſe Karriere hineingezogen würden . Meine Herren , alles mit Unterſchied !Daß Kaufleute herangezogen werden , iſt gut ; aber nur dann — das ſollte man
nicht unbeachtet laſſen — wenn ſie eine Ausbildung haben , die ſie ſpeziellfür dieſen Dienſt geeignet macht . Guruf : Auch Journaliſtenl ) — AuchJournaliſten , ganz gewiß ! Ich habe dann nichts dagegen , wenn bei ihnendieſe Ausbildung zutrifft . Darüber wollen wir uns klar ſein : gewiſſe Aus⸗
bildungserforderniſſe ſind für den diplomatiſchen Dienſt notwendig . DerBetreffende muß gewiſſen wiſſenſchaftlichen Anſprüchen genügen , er muß eine
Ausbildung nach gewiſſen Richtungen hin haben ; die hat aber ein Mann
nicht , der nicht die Ausbildung hat , die für ihn vorgeſchrieben iſt . “

( 65. Sitzung vom 18. Mai 1912 . St . B. S. 2094)

IV . Kolonialpolitik .
30 . Der Kolonialetat für 1912 zeigt vom finanziellen Geſichts⸗

punkte aus eine erfreuliche Weiterentwicklung ; die eigenen Ein⸗
nahmen der Schutzgebiete ſind überall im Steigen begriffen . Der
Geſamtetat weiſt im ordentlichen Etat 92 581750 Mark und im
außerordentlichen 34 324910 Mark an Ausgaben auf . Der
Reichszuſchuß von 28 596 406 Mark ( die eigenen Einnahmen der
Schutzgebiete ſind mit 57 215 702 Mark veranſchlagt ) verteilt ſich
folgendermaßen : Oſtafrika 3 618 702 Mark , Kamerun 2344 645
Mark , Togo 0 Mark , Südweſtafrika 13 828 346 Mark , Neu⸗
Guinea 1207 543 Mark , Samoa 0 Mark , Kiautſchau 7597 565
Mark . In den Ausgleichsfonds der einzelnen Kolonien liegen ins⸗
geſamt 8 922 990 Mark . In den afrikaniſchen Kolonien beträgt
der Reichszuſchuß nur ſoviel , als das Militär an Ausgaben ver⸗
urſacht . Angeſichts dieſer Entwicklung mußte es überraſchen , daß
der ſozialdemokratiſche Bremer Abgeordnete Henke den rein ab⸗
lehnenden Standpunkt ſeiner Fraktion zum Ausdruck brachte , ſo
daß ihm der Abg . Erzberger entgegenhalten konnte :

„ Der Herr Vorredner hat die Notwendigkeit der Kolonialpolitik über⸗
haupt beſtritten und iſt damit um ein Menſchenalter zu ſpät auf die Weltgekommen ; ( Heiterkeit ) denn das deutſche Volk iſt heute von der Notwendig⸗keit der Kolonialpolitik in weiteſten Schichten ſo ſehr überzeugt , daß jede Rede
auf dieſem Gebiete zu ſpät kommt . ( Sehr richtig ! im Zentrum und Lachenbei den Sozialdemokraten . ) Auch denkende Sozialdemokraten — — (wieder⸗holtes Lachen bei den Sozialdemokraten . ) — Ja , meine Herren , wenn bei
Ihnen Leute mit vernünftigen Gründen kommen , wie es Ihr früherer Ge⸗
noſſe Hildebrand in Solingen tat , dann ſchließen Sie ihn aus . Aber wider⸗
legt haben Sie nicht , was er geſagt hat . “

( 50. Sitzung vom 29. April 1912 . St . B. S. 1525 )
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Angeſichts der voranſchreitenden Entwicklung unſerer Schutz⸗gebiete forderte das Zentrum aufs neue : „ die verbündeten Regie⸗
rungen zu erſuchen , einen Geſetzentwurf vorzulegen , durch welchenunter Abänderung des Schutzgebietsgeſetzes vom 25 . Juli 1900

das Verordnungsrecht eingeengt und die Mitwirkung der Reichs⸗
geſetzgebung in der den Verhältniſſen der Schutzgebiete entſprechen⸗den Weiſe erweitert wird . “ ( I . Seſſ . 1912 D. S . Nr . 14. ) Der
Antrag wurde einſtimmig angenommen . Staatsſekretär Solf
ſtellte für 1913 eine ſolche Reform in Ausſicht , und zwar in der
Richtung : 1. Reform des Juſtizweſens , 2. ein Kompetenzgeſetz für
alle Schutzgebiete , 3. Anerkennung der Rechtsfähigkeit der kirch—lichen Gemeinden und Miſſionsſtationen .

31 . Die Raſſen⸗Miſchehen zwiſchen Weißen und Eingeborenenwar die neue kolonialpolitiſche Frage , die diesmal den Reichstagbeſchäftigte . Den Anlaß dazu gab folgender Erlaß des Staats⸗
ſekretär Dr . Solf am 1
Samoa :

„ Ich habe in der langen Zeit , in der ich dem dortigen Schutzgebiet alsGouverneur vorgeſtanden habe , der Miſchlingsfrage unausgeſetzt meine be⸗ſondere Aufmerkſamkeit gewidmet . Die Erfahrungen und Beobachtungen,die ich dabei gemacht habe , haben mich immer mehr in der Ueberzeugungbeſtärkt , daß es für Samoa die höchſte Zeit iſt , gegen die Verbreitung derMiſchlinge mit durchgreifenden Mitteln vorzugehen . Zu dieſem Zwecke er⸗ſcheint mir die Beobachtung der nachſtehenden Grundſätze geboten , nach denenich künftighin zu verfahren bitte :
J. Ehen zwiſchen Nicht - Eingeborenen und

mehr geſchloſſen .
II. Die Nachkommen aus den bisher a

ehen ſind Weiße .
III . Die aus illegitimen Verbindungen ſtammenden Miſchlinge , ſoweitſie in der gegenwärtig geführten Miſchlingsliſte eingetragen ſind ,ſind den Weißen gleich zu achten . Die Liſte iſt zu revidieren , Un—würdige ſind zu ſtreichen .
IV. Miſchlinge , die nach Be

ſind Eingeborene .
V. Solche Eingeborene , die fließend deutſch ſprechen und europäiſcheBildung nachweiſen , können auf Antrag den Weißen gleichgeſtelltwerden .
Wie ich hinzufüge , ſoll den Grundſätzen lediglich die Bedeutung all⸗gemeiner Richtlinien für die Behandlung der einſchlägigen Angelegenheitenzukommen . Selbſtverſtändlich werden bei der Beurteilung jedes einzelnenFalles auch noch deſſen Beſonderheiten , namentlich in juriſtiſcher Beziehung ,zu beachten ſein und es wird deshalb ' u. a. bei der Streichung von Miſch —lingen aus der Liſte ( Nr. III der Grundſätze ) zu prüfen ſein , ob ſie etwabereits beſtimmte Rechte als Nichteingeborene erworben haben , die ihnen nichtohne weiteres entzogen werden können . “
Nachdem dieſe Frage ſchon in der Generaldebatte zum Etatkurz geſtreift worden war , fand in der Budgetkommiſſion eine ein⸗gehende Ausſprache ſtatt . Abg . Gröber ſtellte dabei folgendenAntrag : „ die verbündeten Regierungen um Einbringung eines

7. Januar 1912 an das Gouvernement in

Eingeborenen werden nicht

ͤ legitim angeſehenen Miſch —

kanntgabe dieſer Grundſätze geboren werden ,



Geſetzentwurfs zu erſuchen , welcher die Gültigkeit der Ehen zwiſchen
Weißen und Eingeborenen in allen deutſchen Schutzgebieten ſicher⸗
ſtellt und das Recht derjenigen unehelichen Kinder regelt , auf welche
etwa das Bürgerliche Geſetzbuch zurzeit nicht Anwendung findet . “
Für dieſen Antrag ſtimmten Zentrum , Polen , Nationalliberale ,
Volkspartei und Sozialdemokraten ; die Konſervativen ſtimmten
gegen den Antrag ; der chriſtlich - ſoziale Abg . Mumm enthielt ſich
der Stimme . Eine große Mehrheit ergab ſich ſomit für den Zen⸗
trumsantrag . Man mußte daher überraſcht ſein , daß nun für das
Plenum Nationalliberale und Volkspartei den Antrag ſtellten :

„die Reſolution der Kommiſſion wie folgt zu faſſen : die verbündeten
Regierungen zu erſuchen , nach Anhörung der Selbſtverwaltungsorgane der
deutſchen Schutzgebiete einen Geſetzentwurf vorzulegen , durch welchen für die
einzelnen deutſchen Schutzgebiete die aus dem Geſchlechtsverkehr zwiſchen
Weißen und Eingeborenen ſich ergebenden Rechtsverhältniſſe geregelt werden . “

Am 2. , 7. und 8. Mai fand die Beratung über dieſe Anträge
ſtatt . Staatsſekretär Dr . Solf ſprach ſich gegen den Antrag der
Kommiſſion aus :

„ Meine Herren , ich bitte Sie dringend , ſich in dieſer Frage von Ihren
Inſtinkten leiten zu laſſen , ich bitte Sie dringend , keine ſozialpolitiſchen und
dogmatiſchen Momente in das Problem der Miſchehen hineinzutragen . Ich
bitte Sie , einfach die nackten Tatſachen auf ſich wirken zu laſſen . Sie ſenden
Ihre Söhne in die Kolonien : wünſchen Sie , daß ſie Ihnen ſchwarze
Schwiegertöchter ins Haus bringen ? wünſchen Sie , daß ſie Ihnen wollhaarige
Enkel in die Wiege legen ? “

63 . Sitzung vom 2. Mai 1912 . St . B. S. 1648 )

Der Sozialdemokrat Ledebour erwiderte :

„Alſo einmal hat der Herr Staatsſekretär ſich in der Kommiſſion da⸗
gegen erklärt , daß die Weißen mittlerer Lebensſtellung ſich in Samoa mit
weißen Frauen verheiraten , weil das Reſultat degenerierte Weiße ſeien , die
unter den Lebensgewohnheiten der Samoaner in der Mitte der Samoaner
aufwachſen . Das iſt das eine , und dann verbietet er die Ehe zwiſchen
Weißen und Samoanerinnen . Ja , was wollen Sie denn eigentlich ? ( Stür⸗
miſche Heiterkeit . ) Was denken Sie denn eigentlich , was die Leute dann
machen ſollen ? ( Erneute große Heiterkeit . ) Was wird das Reſultat ſein ?
Meine Herren , es iſt geradezu ungeheuerlich , daß von einem Staatsſekretär
ſolche unſinnigen Widerſprüche vorgetragen werden . “

( 53. Sitzung vom 2. Mai 1912 . St . B. S. 1650 )

Abg . Gröber hat dann am 7. Mai die geſamte Frage be⸗
handelt ; er konnte ein ſchnelles Anwachſen der Miſchlinge feſt⸗
ſtellen :

„ Die Ausbreitung des Miſchlingsweſens in unſeren Schutzgebieten
ſchreitet voran , und es läßt ſich durch keinen Erlaß irgendeines Gouverneurs
und auch nicht durch ein Geſetz , ſei es des betreffenden Schutzgebietes , ſei es
etwa des Reiches , aufhalten . Nach den neueſten Berichten über das Jahr
1907 auf 1908 ſind in Neu⸗ Guinea 34 in Miſchehe lebende Perſonen und
170 Miſchlinge ; in Samoa 90 Miſchehen und 938 Miſchlinge ; in Südweſt⸗
afrika 42 Miſchehen und 3595 Miſchlinge , einſchließlich 2500 Rehoboth⸗
Baſtards . “



Er wies weiter daraufhin :
„ Die Vermiſchung von Weißen mit eingeborenen Frauen iſt deshalbunvermeidlich , weil es in unſeren Schutzgebieten zu wenig weiße Frauengibt , und das erklärt ſich aus verſchiedenen Gründen . Die Statiſtik weiſt ein

ganz bedeutendes Ueberwiegen der weißen Männer gegenüber den weißenFrauen nach . Für eine weiße Frau gehört doch ein ganz beſonders ſchwererEntſchluß dazu , in die Schutzgebiete zu gehen . Das begreift ſich wohl , daß ein
unternehmender Mann es riskiert und hinausgeht und nun im Schutzgebietarbeitet und rackert , um etwas zuſammenzubringen , und daß er alle Ge⸗
fahren auf ſich nimmt . Aber daß eine deutſche Frau ſich verſucht fühlte , injene unwirtlichen Gegenden zu reiſen , das iſt ſchon außerordentlich ſchwer an⸗zunehmen . Für den Mann iſt auch die Unterhaltung der weißen Frau in den
Schutzgebieten ganz weſentlich koſtſpieliger als die Unterhaltung einer far⸗bigen Frau . Das ſpielt auch eine Rolle mit , das gehört auch zu den menſch⸗lichen Dingen , die mit in die Wagſchale zu legen ſind . Ferner eignen ſichdie Frauen , die aus Europa bezogen werden , vielfach auch nicht für dieſeGegenden , weder für das Klima noch für die dortigen wirtſchaftlichen Ver⸗hältniſſe . Wenn aber die Miſchehen in unſeren Schutzgebieten unvermeidlichſind , dann muß ihre Rechtsgültigkeit auch vom Staat anerkannt werden ;denn ſonſt treibt man die Leute ins Konkubinat , und damit iſt auch demdeutſchen Namen und der deutſchen Ehre nicht gedient . Vollends , wenn es ſichum Eingeborene handelt , die zum Chriſtentum übergetreten ſind , iſt es ſach⸗lich einfach unmöglich zu ſagen : Chriſten dürfen untereinander nicht heiraten ,weil die Frau eine ſchwarze oder braune Haut hat und der Mann eine weiße .Das kann vom religiöſen Standpunkt aus unmöglich vertreten werden undwird auch von keiner Kirche zugegeben werden . Mit den Verboten der Raſſen⸗miſchehen verlangt man etwas Unmögliches , und damit greift man in die
Verhältniſſe von Perſonen ein , in die der Staat nicht eingreifen darf , weil esein allgemeines Menſchenrecht iſt , ſich zu heiraten , wenn man ſich gegenſeitigzu dauernder Lebensgemeinſchaft für geeignet hält . In dieſes auf ehren⸗hafter Geſinnung beruhende Zuſammenleben hat der Staat einzugreifen nichtdas Recht . ( Lebhaſtes Sehr richtig ! im Zentrum . ) Meine Herren , wennwir uns fragen : wie ſoll dieſe gewiß ſchwierige Frage — das will ich nichtverkennen — geregelt werden ? — ſo müſſen wir den Blick doch auch nachanderen Kolonialvölkern wenden ; denn wir Deutſche ſind dochnicht das einzige koloniſierende Volk , das zum erſtenmal an dieſe Frageherantritt ; andere koloniſierende Völker ſind uns in der Behandlung dieſerFrage lange vorangegangen . England , Frankreich vor allem , ſind da zunennen . Dieſe anderen Völker laſſen die Raſſenmiſchehe zu, und zwar un⸗bedingt zu. ( Hört ! hört ! bei den Sozialdemokraten . ) Das hat die Folge ,daß , wenn ſich ein Deutſcher im Gebiet einer engliſchen Kolonie mit einerEingeborenen trauen läßt , dieſe Ehe unanfechtbar iſt , ( Sehr richtig ! l im

Zentrum ) nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen als vollwirkſam und gültig mitallen Rechtsfolgen anerkannt werden muß . “
( 55. Sitzung vom 7. Mai 1912 . St . B. S. 1726)

Abg . Erzberger konnte am 8. Mai zunächſt die Schwen⸗kung und den Umfall der beiden liberalen Parteien feſtſtellen ; denn
dieſe hätten ſich in der Kommiſſion für den Antrag des Zentrumserklärt . Dann betonte er :

„ Vir wollen keine Vermehrung der Miſchlinge haben . Das iſt das Ziel .Welches Mittel ergreifen Sie ( rechts ) hierzu ? Das denkbar ungeeignetſteMittel , ein Mittel , das uns noch weit mehr Miſchlinge in den Kolonienbringen wird . Weil Sie keine Vermehrung der Miſchlingsraſſe wollen — einBeſtreben , worin ich mit Ihnen einig bin — darum wollen Sie die Miſch⸗



ehen verbieten . Wenn Sie ſo vorgehen , dann müßten Sie den Beweis dafürerbringen , daß die , meiſten Miſchlinge aus Miſchehen hervorgehen . Es iſtaber dies nicht der Fall , ſondern es iſt gerade umgekehrt : 99 Prozent allerMiſchlinge in den Kolonien ſtammen aus dem außerehelichen Geſchlechts⸗verkehr , und nur 1 Prozent ſtammt aus Miſchehen . Wie verkehrt iſt es darum ,zu ſagen : weil wir keins Miſchlinge in den Kolonien haben wollen , darumverbieten wir die Miſchehen . Wo bleibt da die Logik ? Der Standpunkt desHerrn Staatsſekretärs und der Parteien , die ſich auf dieſen Boden geſtellt haben ,iſt ſo unhaltbar , iſt in ſich ſ unrichtig und unwahr in der ganzen Deduktion ,daß es wirklich ein Armutszeugnis für den Reichstag wäre , wenn er aufdieſen Boden treten wollte . Man wird vollkommen damit einverſtanden ſein ,daß die Vermehrung der Miſchlinge oder Miſchehen nicht erwünſcht iſt . Ichſtehe auch auf dieſem Standpunkt und halte die Miſchehen für keinen Kultur⸗
fortſchritt . Aber die Frage iſt noch die , ob es erwünſcht iſt , daß das Kon⸗kubinat in den Kolonien gefördert wird . Das iſt das Schlußreſultat IhresAntrags , ein anderes gibt es nicht . Keiner von den Rednern , weder der
Herr Staatsſekretär noch die Vertreter der konſervativen Partei und derliberalen Parteien , haben auch nur ein Wort davon geſagt , wie ſie gegen die
naturgemäße Folge ihres Antrags vorgehen wollen , gegen das Konkubinat
zwiſchen Schwarzen und Weißen . Wenn Sie das Miſchlingsweſen bekämpfenwollen , dann müſſen Sie die ſchärfſten Maßnahmen gegen die Konkubinats⸗
verhältniſſe treffen . Das wäre wenigſtens logiſch , um ſo mehr , als , wie ichwiederholen muß , 99 Prozent der Miſchlinge aus dem außerehelichen Ge⸗
ſchlechtsverkehr ſtammen und nur 1 Prozent aus der Miſchehe . Dies eine
Prozent wollen Sie nun künftig „verbieten “! Das heißt Sie verbieten es auch .nicht , ſondern Sie führen nur herbei , daß auch noch dieſes eine Prozent dem
außerehelichen Geſchlechtsverkehr entſtammt , und dann ſtellen Sie ſich hierim Reichstage hin und ſagen : nun haben wir die Zunahme der Miſchlingein den Kolonien bekämpftl Welche Selbſttäuſchung , welche Einbildung liegtdarin ! Wer eine ordnungsmäßig geſchloſſene Ehe zwiſchen Schwarzen und
Weißen verbietet , der fördert damit das Konkubinat zwiſchen Schwarzen und
Weißen . Keine Macht der Erde iſt ſo groß , daß ſie in das Naturrecht der
Menſchen eingreifen und dieſe Ehe verbieten darf . Es iſt ein Unveräußerliches
Naturrecht für jeden Mann und jede Frau , daß ſie ſich verehelichen können ,wenn ſie wollen und ſich nicht ſelbſt binden . Hier darf niemand eingreifen .Meine Herren , überlegen Sie ſich doch einmak , was Sie als Vertreter des
chriſtlichen Deutſchlands , das ſie doch ſein wollen , tun . Samoa iſt ganz undgar chriſtlich , zwei Drittel ſind Angehörige der engliſchen Hochkirche und ein
Drittel katholiſch ; Heiden gibt es dort nicht . Nun wollen Sie trotzdem als
Vertreter eines chriſtlichen Volkes verbieten , daß Chriſten unter ſich eine
Ehe abſchließen . Das iſt doch der Schlußpunkt der Deduktion auf dieſem
Gebiete . Wie Sie das mit Ihrer chriſtlichen Auffaſſung in Einklang bringen
wollen , iſt mir unverſtändlich . “

( 56. Sitzung vom 8. Mai 1912 . St . B. S. 1241 )
Der Antrag der Budgetkommiſſion wurde mit 203 gegen 133

Stimmen angenommen ; für denſelben ſtimmten Zentrum , Sozial⸗
demokratie , Polen , Elſäſſer , ferner die Abgg . Bachmeier ( Bauern⸗
bund ) , Dr . Burkhardt ( W. Ver . ) , Colshorn ( Welfe) , Fegter ( Vpt . ) ,
Gothein ( Ppt . ) , Hanſen ( Däne ) , Heyn ( Ppt . ) , Laux ( Bauernbund ) ,
Mumm ( W. Ver . ) , Dr . Neumann⸗Hofer ( Bpt . ) , Graf Oppersdorff ,
Siehr ( Ppt . ) .

32 . Die Aufhebung der Hausſklaverei in Oſtafrika fordert
folgender Antrag des Zentrums : „ den Herrn Reichskanzler zu
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erſuchen , die Hausſklaverei in Oſtafrika ab 1. Januar 1920 reſtlos

aufzuheben und die Vorbereitungen hierzu alsbald zu treffen . “ Die

Begründung des Antrages liegt in folgenden Ausführungen des

Abg . Erzberger :
„ Im Jahre 1891 haben wir den erſten Geſetzentwurf zur Bekämpfung

des Sklavenraubs und Sklavenhandels erlaſſen . Die Hausſklaverei iſt dadurch
nicht berührt worden . Der Reichstag wünſchte ſpäter , daß ein Geſetzentwurf
vorgelegt würde , der die geſamte Materie der Stlaverei einſchließlich der
Hausſklaverei regeln ſollte . Im Jahre 1898 iſt vom Reichstage eine Reſolution
beſchloſſen worden des Inhalts :

Die verbündeten Regierungen um Einbringung eines Geſetzentwurfs
zu erſuchen , welcher die in den deutſchen Schutzgebieten bei den
Eingeborenen beſtehende Hausſklaverei und Schuldknechtſchaft einer ‚
ihre Beſeitigung vorbereitenden Regelung unterwirft .

In der nächſten Seſſion iſt in der Zuſammenſtellung der Entſchließungen
des Bundesrates auf die Beſchlüſſe des Reichstags uns mitgeteilt worden :

Der Bundesrat hat die Reſolution dem Reichskanzler überwieſen .
Auf Antrag des Kolonialrats , der um ein Gutachten erſucht worden
war , wird zunächſt eingehendes Material beſchafft und dem Kolonial⸗
rate vorgelegt werden . Von deſſen Beratung wird das weitere Vor —
gehen bedingt ſein .

Aber erſt am 19. März 1901 war es mein verehrter Kollege Gröber , der
in einer längeren Reſolution eine Regelung des geſamten Hausſklavereirechts
beantragt hat . Ich erkenne gern an, daß in der Verordnung vom 29. November
1901 ſich die Regierung in allen Teilen auf den Boden der Anregungen
dieſes Zentrumsantrags geſtellt hat , ſo daß wir ſeit 1901 nun eine , wenn
auch nicht geſetzliche , ſo doch durch Kaiſerliche Verordnung geſchaffene
Regelung des Hausſklavereiweſens beſitzen . Dieſe Verordnung brachte einen
großen Fortſchritt . § 1 verbot :

Durch Selbſtverkauf , durch Verkauf ſeitens Verwandter , durch
Schulden und ſonſtige Verpflichtungen ſowie als Strafe für Ehe⸗
bruch kann ein Sklavereiverhältnis nicht neu begründet werden .

In den folgenden Paragraphen ſind eine Menge Schutzbeſtimmungen
zugunſten der Hausſklaven erlaſſen worden ; darunter die weſentliche , daß
Hausſklaven wöchentlich zwei Tage für ſich arbeiten dürfen , daß ſie ſich gegen
Hinterlegung einer beſtimmten Summe loskaufen können , und daß es nicht
in das Belieben des Sklavenhalters geſtellt ſei , ob der Hausſklave ſich los⸗
kaufen will oder nicht . Die Verordnung hat im allgemeinen ſehr ſegensreich
gewirkt . Während im Jahre 1900 im ganzen Jahre 1525 Freibriefe für Oſt⸗
afrika ausgeſtellt wurden , ſind im Jahre 1910 405 reibriefe ausgeſtellt83 8
worden , alſo mehr als das Doppelte . Es intereſſant , daß nahezu immer die
Hälfte der Freibriefe auf Freikauf zurückzuführen iſt . Im Jahre 1905 geſchah
ein weiterer Schritt , um die Hausfklaverei in Oſtafrika abzuſchaffen . Durch
Verordnung vom 24. Dezember 1904 iſt nämlich beſtimmt worden , daß alle
nach dem 31. Dezember 1905 geborenen Kinder von Hausſklaven „frei “ ſeien .
Die Regierung hat wiederholt in ihren Berichten zum Ausdruck gebracht , „ daß
die Hausſklaverei ein im Abſterben begriffenes Inſtitut ſei , deſſen baldige Be⸗
ſeitigung im Wege der Verordnung bei raſcherer Erſchließung des Schutz —
gebiets durch moderne Verkehrswege wohl angängig “ ſei . Das iſt ſchon 1903
ausgeſprochen worden . Im amtlichen Bericht 1905 iſt wieder die Zuſage
gemacht worden , daß die „völlige Aufhebung des Inſtituts der Hausſklaverei
in abſehbarer Zeit werde erfolgen “ können . “

( 50. Sitzung vom 29. April 1912 . St . B. S. 1530 )



Als Gründe für die Aufhebung ab 1920 führte der Redner an :
Die Zahl der Hausſklaven ſteigt mit der Erſchließung durch Bahnen ;
die Preiſe für die Sklaven gehen in die Höhe ; die Hausfklaverei
dient der Unzucht und Vielweiberei ; ſie erſchwert die Chriſtianiſie⸗
rung ; ſie hemmt das wirtſchaftliche Emporkommen der Einge⸗
borenen . Er ſchlug dann eine Reihe von Uebergangsbeſtimmungen
vor : Der Sklave ſoll drei Tage für ſich arbeiten dürfen ; der Preis
des Loskaufes iſt niedrig zu ſtellen ; man lege dem Sklavenhalter
eine Steuer auf ; er muß zur Verſorgung alter Sklaven heute ſchon
verpflichtet werden uſw . Alle Parteien ſtimmten für den Antrag ,
dem auch die Kolonialverwaltung zuſtimmte ; ſie hatte nur Be⸗
denken wegen des Termins , glaubt aber heute , daß ſich die Auf —
hebung bis 1920 durchführen laſſe .

33 . Der Alkoholverbrauch der Eingeborenen iſt in den letzten
Jahren ſehr geſtiegen , ſo daß der Reichstag einmütig für folgende
Reſolution ſtimmte :

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , eine Einſchränkung des
Alkoholverbrauchs in den Schutzgebieten durch Erhöhung des Zolls auf
Branntwein und Beſchränkung der Lizenzen herbeizuführen .

Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen :
1. darauf hinzuwirken , daß der Alkoholimport für den Konſum der

einheimiſchen Bevölkerung in den deutſchen Schutzgebieten ſtetig
mehr eingeſchränkt werde ,

2. an ſeinem Teile darauf hinzuwirken , daß die am 5. Februar
1912 vertagte Brüſſeler Konferenz zur Reviſion des afrikaniſchen
Spirituoſenhandels bald wieder zufammentrete . “

Die Abgg. Erzberger und Schwarze ( Lippſtadt ) traten5 38— 5.
beſonders für dieſen Antrag ein ; letzterer erklärte :

„ Es iſt eines Kulturvolkes unwürdig , Alkohol in die Hand eines Negers
zu bringen , und ich verſtehe deshalb , wie geſagt , die Haltung Frantreichs auf
dem betreffenden Kongreſſe nicht ; ich verſtehe nicht , wie ſich Frankreich gegen
die Crhöhung der Zölle und gegen die Feſtſetzung einer Schutzgrenze im Innern
ablehnend verhalten kann . “

( 51. Sitzung vom 30. April 1912 . St . B. S. 1567 )

34 . Sozialdemokratiſche Angriffe auf die Miſſionsarbeit . Der

ſozialdemokratiſche Abg . Henke hatte den Einfall , gegen die Miſſi⸗
onsarbeit die folgenden Anklagen zu erheben :

„ Eins der ſtärkſten Hinderniſſe für die Ausbreitung des Chriſtentums
in Afrita iſt bekanntlich die Vielweiberei der Neger . Wie haben ſich da die
Miſſionare geholfen ? Wie ſind ſie über dies Hindernis hinweggekommen ? Nun ,
ſie haben ſich genau ſo benommen , wie hier in Europa , ſpeziell in Deutſchland
fromme Männer ſich benommen haben , z. B. gegenüber Philipp von Heſſen . Von
allen Religionsrichtungen , die bei den Miſſionen in Betracht kommen , hat —
ſo ſagt die Denkſchrift — der Islam noch immer am meiſten Erfolge . .
Nächſt dem Islam hat der Katholizismus die meiſten Chancen mit ſeiner
Miſſionstätigkeit . Nach dem Zeugnis eines Sachkenners pflegen die katholiſchen
Miſſionare den Schwarzen zunächſt die Aeußerlichkeiten des Katholizismus ,
die kultiſchen Handlungen , Bekenntnisformeln und Riten beizubringen . Man



ſagt ſich: daß dieſe Leute dann auch innerlich den Katholizismus in ſich auf⸗
nehmen , können wir ja der Zeit überlaſſen , der Erziehung von Generationen .
Wie es dabei gelegentlich zugeht , iſt ſehr amüſant . ( Hier ſchaltete er ein
falſches Fitat aus Rohrbach ein . ) Man ſieht , daß die Miſſionare , um ſpäterin ihren Verichten mit Erfolg aufwarten zu können , zuweilen ſehr merk⸗
würdige Mittel in Anwendung bringen . “

( 50. Sitzung vom 29. April 1912 . St . B. S. 1523 )
Abg . Erzberger nahm unter dem Beifall des ganzen

Hauſes die Miſſionare in Schutz:
„All die leeren Behauptungen des Vorredners ſind nur kränkend fürdie Miſſionare draußen , die durch ihre ganze Tätigkeit der ſozialdemokratiſchenPartei und dem Vorredner auch nicht die geringſte Veranlaſſung zu ſolchen

Angriffen gegeben haben ; ( Sehr richtigl im Zentrum und rechts ) aber darumſollten ſolche Angriffe im Reichstage gar nicht erhoben werden . ( Lebhafte
Zuſtimmung . ) Wenn jemand Anerkennung , reſtloſe Anerkennung fordern
kann , ſo iſt es ein Mann , der für ſeine Ideale auf alle Genüſſe des Lebens
verzichtet und in der uneigennützigſten , edelſten Weiſe ſeinen Nebenmenſchenzu helfen ſucht , wie es die Miſſionare beider Konfeſſionen durch ihre Tätigkeitzum Ausdruck zu bringen ſuchen . ( Lebhafter Beifall . ) Der Herr Vorredner
hat auch , als er die Kolonialpolitik im allgemeinen ablehnte , erklärt : höhereKultur den ſchwarzen Völkern Afrikas zu bringen ſei auch für ihn keine Ver⸗
anlaſſung — wenn ich ihn richtig verſtanden habe — der Kolonialpolitikfrenndlich gegenüberzuſtehen . Für uns iſt das wohl ein Beweggrund ; eine
Pflicht ſogar ſehen wir darin , daß das deutſche chriſtliche Volk' die Aufgabehat , die Kindervölker Afrikas zu Chriſten zu erziehen . “

( 50. Sitzung vom 29. April 1912 . St . B. S. 1523 )
Die einzelnen Behauptungen des Sozialdemokraten konnten

als in allen Teilen unzutreffend dargetan werden .

35 . Für den Eiſenbahnbau in Kamerun trat der Abg .
Schwarze ( Lippſtadt ) ſehr entſchieden ein : „ Was Kamerun be⸗
trifft , ſo iſt die Nordbahn bis zum Grasland gebaut , und ſie muß
bielleicht noch nach Garua am Benue weitergebaut werden , vor⸗
läufig vielleicht bis Banuam ; jedenfalls muß Deutſchland die erſte
Station ſein , die in der Nähe des Tſchadſees mit der Eiſenbahn
landet . Was die Mittellandbahn anbetrifft , ſo bin ich da derſelben
Anſicht , die Herr v. Liebert geäußert hat . Meine Herren , die
Mittellandbahn iſt zweifellos nicht richtig veranſchlagt worden , man
mag ſagen , was man will . Ich bin damals in der Budget⸗
kommiſſion mit der Forderung , man ſolle die Südbahn bauen , die
weit billiger wäre und viel mehr Vorteile haben würde , wobei ich
von vornherein zugegeben habe , daß Kribi keinen Hafen und nur
eine offene Reede hat , allein geblieben . Ich glaube , man wird ,
wenn man die Denkſchrift der Südkameruner Firmen nachſieht ,der Anſicht werden , daß die Kribibahn eine unbedingte Notwendig⸗keit geweſen wäre , und daß es auch jetzt noch eine Mög⸗
lichkeit dafür gibt . So könne ſowohl die Bahn nach dem Njongvon Duala als auch die Kribibahn gebaut werden . “ ( 51. Sitzungv. 30 . April 1912 St . B. S . 1565 . ) Ferner wünſchte er billigere
Eiſenbahntarife und Schiffsfrachten für Hölzer , Neuprodukte uſw —



36 . Die ſüdweſtafrikaniſche Diamantenfrage kommt nun in ein
ruhiges Fahrwaſſer . Folgender Antrag des Zentrums fand Annahme:

„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , alsbald eine Reform der
Diamantenregie unter angemeſſener Beteiligung der Diamantenförderer undunter verſchärfter ſtaatlicher Aufſicht in die Wege zu leiten , ſo daß berechtigtenWünſchen der Förderer und der deutſchen Juduſtrie tunlichſt Rechnung ge⸗tragen und bei dem Verkauf der deutſchen Diamanten ein Wettbewerb ge⸗ſichert wird . “

Abg . Erzberger konnte unter Zuſtimmung der Kolonial⸗
verwaltung ausführen :

„ Ein Geſichtspunkt aber iſt von Anfang an in der Organiſation der
Regie nicht beachtet worden , und aus ihm erwachſen eigentlich alle die Nach⸗
teile , die tatſächlich entſtanden ſind , nämlich der Geſichtspunkt , daß man die
Förderer in Südweſtafrika gezwungen hat , alle ihre Diamanten abzuliefern ,
daß man ihnen aber gar keinen Einfluß auf die Regie gegeben hat . Es war das
der ſchwerſte Fehler , aus dem alle anderen Fehler herausgewachſen ſind .Aus dem Ausſchluß der ſüdafrikaniſchen Förderer aus der Regie und ihrem
Aktienkapital iſt zunächſt ein koloſſales Mißtrauen der Leute in Südweſtafrika
erwachſen . Sie ſaglen ſich: wir müſſen unfer Eigentum abliefern , haben aber
keinen Einfluß auf das Sortieren , keinen Einfluß auf die Verkaufspreiſe ;wir ſind einer fremden Geſellſchaft mit gebundenen Händen überliefert . Daraus
entſtanden nun alle die Anklagen und Andeutungen — ich will ſie nicht
wiederholen und auch mir nicht zu eigen machen — die immer in dem einen
Ziel endeten : die Regie verkauft unſere Ware viel zu billig . Daß das richtig
iſt , kann heute nicht mehr beſtritten werden . In dieſer Beziehung hat der
Herr Staatsſekretär — das muß man ihm doch zugeſtehen — ein Verdienſt ,
daß er entgegen den früheren Behauptungen von der Regierung aus offen
zugegeben hat , die Diamanten ſind früher zu billig verkauft , nach den
Preiſen vielleicht um 15 bis 20 Millionen Mark , was für das Reich in einem
Jahre einen Verluſt von 6, 7, 8 Millionen Mark ausmacht . Heute haben die
Diamanten nach dem neuen Vertrage einen Preis , den man im Kreiſe der
ſüdweſtafrikaniſchen Förderer als annehmbar — ſo will ich mich mal aus⸗drücken — anſieht . Deshalb glaube ich auch : wenn man an eine Heilung
herantreten will , muß da eingeſetzt werden , wo der Urſprung des Uebels war .
Es müſſen die Diamantenförderer als gleichberechtigt in die Regie eintreten .
Es genügt nicht , daß ſie einen oder zwei Leute im Aufſichtsrat haben , daß
ſie, vielleicht eine gewiſſe Kontrolle ausüben können , ſondern die Förderer
müßten eigentlich ſelbſt die Regie bilden . Es muß Endzweck der Beſtrebungendes Herrn Staatsſekretärs ſein , eine Verkaufsgeſellſchaft oder Verkaufsſtelle
zu errichten , wie wir ſie z. B. im Kaliſyndikat haben . Ich kann die Parallele
nach verſchiedenen Richtungen hin ziehen . Diejenigen , welche Kali fördern ,
haben ſich zuſammengeſchloſſen und verkaufen das Kali im In⸗ und Auslande .
Das muß auch für die Diamantenförderer möglich ſein . Diejenigen , welche
Diamanten fördern , ſollen die Geſellſchaft bilden . Dann hört ſofort das
Mißtrauen auf , und die Leute haben es dann in der Hand , die Preiſe vorzu⸗
ſchreiben . Sie haben ein Intereſſe daran , recht hohe Preiſe zu bekommen ,und auch wir im Reiche haben ein Intereſſe daran , daß möglichſt hohe Preiſe
erzeilt werden , weil der Betrag der Reichseinnahmen von der Höhe des
Geſamterlöſes aus den Diamanten abhängt . “

( 53. Sitzung vom 2. Mai 1912 . St . B. S. 1619 )
Die vom Zentrum ſchon 1910 geforderte Umwandlung des

Brutto - Diamantenausfuhrzolles in den Nettozoll iſt nunmehr
durchgeführt und dadurch auch weniger ertragreichen Feldern der
Abbau geſichert .



37 . Andere ſüdweſtafrikaniſ

Form von Reſolutionen angeſchnitten worden ; ſie ſollen im kom⸗
menden Jahre gelöſt werden . Dieſe Reſolutionen gingen alleſamt
vom Zentrum aus und lauten :

I. Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , im Haushalte für das Jahr 1913
behufs Verminderung der Ausgaben für Südweſtafrika unter gleichzeitigerHeranziehung des ſüdweſtafrikaniſchen Landesfiskus Anordnungen zu treffen

a) über Verwendung der Schutztrup pe zu öffentlichen wirt⸗
ſchaftlichen Arbeiten ( Waſſererſchließung , Wegebauten uſw. ) ,

b) über eine anderweitige Organiſation der Landespolizei,
c) auf Herabſetzung der Stärke der Schutztruppe und der Landespolizei .
2. Die verbündeten Regierungen zu erſuchen , bis zur dritten Leſung desEtats ſich damit einverſtanden zu erklären , daß vom Jahre 1912 ab bis aufweiteres die „Erlöſe aus Landverkäufen “ einſchließlich der Reſtkaufgelder und

rückſtändigen Anſiedlungsbeihilfen als Teilkapital für eine öffentlich⸗
rechtliche Landeskreditanſtalt in Südweſtafrika verwendet undeine ſolche alsbald ins Leben gerufen wird .

3. Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , die erforderlichen Maßnahmengegenüber der Kaoko - Land⸗und Minengeſellſchaft behufs Durchführung der Be⸗
ſtimmungen der Bergverordnung vom 8. Auguſt 1905 , beſonders 85
Schürffreiheit in dem geſamken Landbeſitz dieſer Geſellſchaft zu treffen . “

Abg . Kuckhoff trat für ſachentſprechenden Ausbau des
mittleren Schulweſens in Südweſtafrika ein . ( 53 . Sitzung vom
2. Mai 1912 St . B. S . 1633 . )

Die Kolonialrechnungen werden nun etwas früher
vorgelegt ; die Finanzverwaltung kommt in Ordnung ; die jahre —
lange Kritik des Zentrums hat hier einen vollen Erfolg erzielt . —
Das Schutztruppengeſetz ( D. S . Nr . 15 . fi27 . Februar 1912 in erſter Leſung beraten worden und liegt nun
in der Budgetkommiſſion , wo es gründlich umgearbeitet wird .

V. Heer und Marine .

38 . Die neue Militärvorlage (J. Seſſ . 1912 D. S . Nr . 352)kam niemandem überraſchend , auch nicht der Umſtand , daß ſie mit
einem Flottengeſetzentwurf gemeinſam vorgelegt worden iſt . Nachden Vorgängen im Sommer 1911 und bei der ganzen internatio⸗
nalen Lage war ihre Begründung eine gegebene , und darum iſtes auch nicht überraſchend , daß alle bürgerlichen Parteien mit Aus⸗
nahme der Polen für dieſe ſtimmten . Auffallend war nur , daßdie Sozialdemokraten — von einer einzigen Ausnahme abgeſehen—lediglich jüdiſche Abgeordnete gegen die Vorlage ſprechen
ließen . Die erſte Leſung der Vorlagen fand am 22. , 23. , 24 . und

che Fragen ſind angeſichts der
Reiſe des Staatsſekretärs Dr . Solf in dieſes Schutzgebiet nur in ,

S

S.



25 . April ſtatt ; hier gingen breitere Debatten vor ſich. Die Budget⸗
kommiſſion erledigte die Vorlage in einer Woche . Die zweite
Leſung fand am 10 . Mai 1912 ſtatt ; alle bürgerlichen Parteien
ohne die Polen ſtimmten en bloc für die Vorlage , die nur eine

untergeordnete Veränderung erfahren hatte . Am 22 . Mai 1912
war die dritte Leſung ; lediglich der Sozialdemokrat Haaſe legte
einen kurzen Proteſt gegen die geſamte Vorlage ein , und dann
wurde ſie mit der ſchon erwähnten Mehrheit en bloc ohne Debatte

angenommen . Dieſe Haltung des Reichstages hat im In - und
Auslande ihren Eindruck um ſo weniger verfehlt , als eine einheit —
liche Löſung der Deckungsfrage damit Hand in Hand ging . Der

weltpolitiſche Zweck der ganzen Wehrvorlagen iſt damit erreicht
worden ; es ſollte dem Auslande gezeigt werden , daß das deutſche
Volk nicht am Ende ſeiner Leiſtungsfähigkeit angelangt iſt und daß
es kein Opfer ſcheut , um ſeine Weltmachtſtellung aufrecht zu er⸗
halten .

a) Begründung der Vorlage .
Es iſt ganz naturgemäß , daß die ſchriftliche Begründung der

Vorlage recht dürftig ausfallen mußte ; auch was im Plenum von
der Regierung geſprochen worden iſt , konnte nicht mehr Aufklärung
bringen . Den vertraulichen Verhandlungen in der Budget —
kommiſſion blieb es vorbehalten , das überzeugende Material für
dieſe Vorlage zu bringen ; aber dieſes darf auch hier nicht veröffent —
licht werden . Der Umſtand aber , daß die Zentrumsmitglieder der

Budgetkommiſſion geſchloſſen für die Vorlage ſtimmten , darf die

Ueberzeugung feſtigen , daß es ſich um eine gut begründete Vorlage
handelte , für welche der Reichskanzler von Bethmann Holl⸗
weg erklärte :

„ Deutſchland iſt kriegsbereit , wenn ihm ein Krieg aufgezwungen werden
ſollte ; Händel aber ſucht es nicht . ( Bravol ) Die Stimmung beruht vielmehr

auf der richtigen und durchaus berechtigten Auffaſſung , daß eine ſtarke Rüſtung
für die Erfüllung aller unſerer Zwecke und Ziele nötig iſt . Wir brauchen
eine ſtarke Rüſtung nicht nur zur Abwehr eines möglichen Angriffes auf uns ,
ſondern auch zur Wahrung unſerer Stellung im Frieden , zur Sicherung
unſerer Wohlfahrt zu jeder Zeit . ( Sehr richtig ! rechts und bei den National⸗
liberalen . ) Und gerade diejenigen , die den Frieden wünſchen , die für den
Frieden arbeiten , und auch die , die für den Frieden reden , können ſich der
Einſicht nicht verſchließen , daß für Deutſchland mit ſeiner kontinentalen Lage
im Herzen Europas , mit ſeinen nach allen Seiten hin offenen Grenzen , in
einer ſtarken Wehrmacht im beſonderen Maße die ſicherſte Friedens⸗
bürgſchaft beſchloſſen liegt . “

( 43. Sitzung vom 22. April 1912 . St . B. S. 1300 )

Kriegsminiſter von Heeringen gab eine kurze Ueberſicht
über die neugeforderten Formationen , deren Bewilligung er als

eine „ unbedingte Staatsnotwendigkeit “ bezeichnete . Abg . Dr .

Spahn erklärte die Zuſtimmung des Zentrums zu den Vorlagen .
Abg . Erzberger ging am 24 . April 1912 auf die Gründe ein ,
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die auch dem Fernſtehenden die Notwendigkeit der neuen Vorlagedartun :

Zunächſt Frankreich ! Das führende Organ der Sozialdemokratiehat erſt noch am letzten Sonntag , 21. April , geſchrieben :Es iſt unbeſtreitbar : ſeit Abſchluß des Marokkoſchachers im vorigenJahr iſt Frankreich , d. h. die franzöſiſche Bourgeoiſie und die fran⸗zöſiſche Preſſe von einem chauviniſtiſchen und militariſtiſchen Taumel
ergriffen .

Wenn Millerand im „ Vorwärts “ ebenſo kräftig abgeſchüttelt wird , wiees die beiden ſozialdemokratiſchen Redner getan haben , ſo iſt das ein Beweisdafür , daß , wenn innerhalb der Sozialdemokratie jemand zu vernünftigenAnſichten zurückkehrt , er in der Partei keinen Platz mehr hat , ſondern national⸗liberal werden muß , wie der Herr Vorredner geſagt hat . ( Heiterkeit . ) Ichführe den „ Vorwärts “ ſelbſt an. Aber das iſt nicht die einzige Erſcheinung ;ich erinnere an den Antimilitariſten Herve , der jahrelang der ſtärkſte Be⸗kämpfer des Militarismus war und kürzlich in einem ſehr intereſſanten , be⸗kannten Buch , einer Bekehrungsſchrift , wie er es offen nennt , ſich abwendetvon ſeinem früheren antimilitariſtiſchen Standpunkt und ſich auf den Bodenſtellt , daß Frankreich groß und ſtark in ſeinem Landheer daſtehen muß . Dasſind neue Erſcheinungen in einem Nachbarland . Wer die franzöſiſchenmilitärpolitiſchen Zeitſchriften verfolgt hat , der kann doch an all den Vor⸗ſchlägen und Angaben — ich ſpreche jetzt von Angaben — die dort auf⸗tauchen , nicht blind vorübergehen , der weiß , wie die Franzoſen ſich rühmen ,einer nach dem anderen , daß ſie ſagen : wir haben unſere Mobilmachung inden letzten Jahren ſo ſehr beſchleunigt , daß wir in kürzeſter Friſt nachder Kriegserklärung bereits da und dort , im Oberelſaß da und dort ſtehenwerden . An all dieſen Dingen kann man in Deutſchland nicht achtlosvorübergehen .
Dasſelbe ſage ich auch von Ru ßland . Die vor einigen Jahren ſoviel gerühmte Zurückziehung der ruſſiſchen Garniſonen von der deutſchenOſtgrenze bedeutet nicht eine Erleichterung für Deutſchland im Oſten , ſondernbedeutet lediglich eine weſentliche Verkürzung der Vorbereitungen Rußlandsfür die Durchführung ſeiner Mobilmachung . Das iſt in franzöſiſchenSeitungen wiederholt ausgeſprochen , welch ungeheurer Gewinn gerade fürFrankreich aus dieſer Verſchiebung heraus erwächſt .Wenn ich auf den dritten Staat , der hier in Betracht kommen kann ,hinſchaue , auf England , ſo weiß jeder von uns , der die Dinge verfolgt ;wie man von England aus ſich immer mehr rühmt , daß jetzt der Schlußſteinder großen Armeereform durchgeführt ſei , und daß ein ſtets verwendungs⸗bereites Expeditionskorps von 134000 bis 150 000 Mann zur Verfügung ſteht .Gewiß iſt das nicht in einem Jahr geſchaffen worden , aber der Abſchluß iſtim Laufe des letzten Jahres erfolgt .

Wenn ſolche Tatſachen vorliegen , gegenüber denen alle Redensarten desHerrn Kollegen Gradnauer nicht aufkommen können — das ſind harte Tat⸗ſachen — ſo kann und muß man bei uns fragen , ob die bisherige Rüſtungfür unſer deutſches Vaterland ausreicht oder nicht . Damit iſt nach meinemDafürhalten im Prinzip die Stellungnahme zu den neuen Vorlagen gegeben ,loweit das Heer in Betracht kommt . Was die neue Vorlage für die Flottebetrifft , nur den einen Satz zunächſt : ſie entſpricht den Wünſchen desReichstages , ſoweit eine ſtärkere Indienſtſtellung der Schiffe in Betrachtkommt . Nun hat mein Herr Vorredner , der Herr Abgeordnete Gradnauer ,wie auch ſein Fraktionskollege Haaſe es ſo darzuſtellen verſucht , als ob esDeutſchland ſei, das in dieſes mit ungeheuren Laſten verbundene Rüſtungs⸗fieber die europäiſchen Nationen hineinpeitſche . Dieſe Behauptung iſt ſo ein⸗ſeitig und ſo grundfalſch , daß ihr im Intereſſe des deutſchen Volkes mit allerEntſchiedenheit entgegengetreten werden muß . ( Sehr richtig ! im Zentum . )
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Es iſt gar nicht der Fall , daß Deutſchland auf dieſen verſchiedenen Gebieten
als der Störenfried unter den lieben und liebevollen Mächten Europas auf⸗
getreten wäre und immer nur von ſich aus ſeine Rüſtungen vermehrt hätte .Das iſt eine Behauptung , die Sie aufſtellen können ; die wahren Tatſachen
bekunden aber das gerade Gegenteil . Ich frage nur eines : wo iſt die Be⸗
laſtung auf den Kopf der Bevölkerung , was die Aushebung betrifft , nicht die
finanzielle Belaſtung , wo iſt dieſe die ſtärkſte in Europa ? Etwa in Deutſch⸗
land ? Wenn ich alle Unteroffiziere mitrechne , die man immer nur einſtellt ,
ſo komme ich in Deutſchland auch nach Verabſchiedung der Militärvorlageund einſchließlich der Marine noch nicht ganz zu 1 Prozent — 0,98 Prozent —
Wenn ich aber in Frankreich auch nur das in den Kaſernen ſtehende Heer —
ohne Unteroffiziere und ohne Marine —in Betracht ziehe , ſo befindet
ſich in Frankreich 1535 Prozent der Bevölkerung im ſtehenden
Heere . ( Hört ! hört ! im Zentrum und rechts . ) Gegenüber dieſen beiden
Zahlen kann niemand mehr behaupten , daß Deutſchland das Höchſtmaß an
Rüſtungen aufbringe und andere Völker anſtachele , auch auf dieſem Gebiete
weiterzugehen ! ( Zuruf von den Sozialdemokraten . ) — Ich rechne auf den
Kopf der Bevölkerung , Herr Kollege Ledebour ; Sie können es ja dann auf
den Kopf der erwachſenen männlichen Bevölkerung umrechnen ; dann werden
Sie aber finden , daß Frankreich auch hierin noch einen weit höheren

Prozentſatz unter den Waffen hat , als Deutſchland ! Das lehrt doch ein
Blick auf die Aushebungsſtatiſtiken von Frankreich und Deutſchland . Ich
bin überraſcht , daß ein ſolcher Einwand überhaupt erfolgen konnte . Aber
auch wenn ich einen zweiten Maßſtab und nicht die Bevölkerungszahl , ſondern
die finanzielle Belaſtung nehme , ſo iſt es grundfalſch , zu behaupten , daß
Deutſchland an der Spitze der europäiſchen Nationen ſtehe . Wenn Sie einer⸗
ſeits die Belaſtung und andererſeits die Jahreseinkommen , das ganze Ver⸗
mögen der betreffenden Völker nehmen , ſo iſt die Verſicherungsprämie gegen
einen unglücklichen Krieg , die Prämie für Aufrechterhaltung des Friedens
in Deutſchland weſentlich kleiner als in Frankrich , und zwar abſolut und
relativ kleiner . Auch die Steigerung in den letzten Jahren iſt in Deutſchland
teilweiſe kleiner als in anderen Staaten . Ich nehme das Jahr des letzten
Friedenspräſenzgeſetzes , 1905 , und das Jahr 1911 . Die Gefamtlaſt betrug :

in Deütſchland 195 15,32 Mark ,
1911 19 % 6 Mabk

in Fränkrzich m das
eee

und in England 1905 29,24 Mark ,
1911 . 32,04 Mark . “

( 45. Sitzung vom 24. April 1912 . St . B. S. 1369 )

Gegenüber den Treibereien der nationalen Vereine , penſionier⸗
ter Offiziere , Intereſſenten uſw. , über die Vorlage hinauszugehen ,
nahm Redner eine ſcharf ablehnende Haltung ein . Das Zentrum hielt
auch daran feſt , als in der Kommiſſion von liberaler und konſer⸗
vativer Seite die Bildung von Kavalleriediviſionen gefordert
wurde , als man alle Batterien vom niederen auf den mittleren
Etat bringen wollte , was wohl die Beſpannung aller Geſchütze im

Gefolge gehabt hätte , aber eine einmalige Ausgabe von 6 Millionen
Mark , eine fortdauernde von 2 Millionen Mark und eine Mehrein⸗
ſtellung von 1100 Soldaten erfordert hätte . Daß dieſe letztere
Lücke bald ausgefüllt werden muß , iſt ſelbſtverſtändlich ; denn wenn

man Kanonen anſchafft , dann müſſen ſie auch beſpannt werden .



h) Dier Inhalt der Vorklaße
1. Beſchleunigung der Durchführung der

Militärvorlage von 1911 . Die im Frühjahr 1911 be⸗
ſchloſſene Militärvorlage ſollte nach der damaligen Abſicht allmäh⸗
lich bis zum Jahre 1916 durchgeführt werden ; die meiſten Neu⸗
formationen waren für 1914 und 1915 vorgeſehen . Der Reichs —
haushalt ſollte jeweils beſtimmen , in welchem Umfang die Ver⸗
mehrung vor ſich gehen ſollte . Mit Ausnahme der Maſchinen⸗
gewehre und techniſchen Truppen war 1911 nichts angefordert
worden und im Etat für 1912 nur ſehr wenig . Nunmehr brachte
die Vorlage die ſofortige Durchführung der geſamten Vermehrung
ab 1. Oktober 1912 ; nur 18 Trainkompagnien ſind zurückgeſtellt
worden und in Sachſen die Vermehrung der Fußartillerie . Gegen
dieſe beſchleunigte Durchführung der vorjährigen Militärvorlage
erhob ſich von keiner Seite ein Bedenken ; man ſah dieſe Maßnahme
allſeitig als gerechtfertigt an . Ehe man weiter vermehren wollte ,
mußte erſt in die Praxis übergeführt werden , was der Reichstag
ſchon 1911 beſchloſſen hatte .

2. Vermehrung der Präſenzſtärke um 28 890
cann . Während nach dem Geſetz von 1911 die Präſenzſtärke

gemäß der Bevölkerungszahl von 1905 an Gemeinen 0,849 786
Prozent betrug (Unteroffiziere und Marine ſind hier nicht mit⸗
gerechnet ) , beträgt ſie nach der Volkszählung von 1910 nach der
Annahme dieſer Vermehrung 0,838 202 Prozent .

Im Durchſchnitt der Jahre 1905 bis einſchließlich 1910 ſindim Deutſchen Reich — ausſchließlich der wegen bürgerlicher Ver —
hältniſſe Zurückgeſtellten oder Befreiten ſowie ausſchließlich der zueinem einjährigen aktiven Dienſt heranzuziehenden Volksſchullehrer
Sjährlich als tauglich vor gemuſtert worden . 292 620 Mann .
Nach Abzug des Erſatzbedarfs für Heer und
Marine von äͤjIVI

70
verbleibt ein jährlicher Ueberſchuß von tauglich
Vorgemuſterten von VͤVVV
Von dieſen gehört erfahrungsgemäß die eine
Hälfte den beiden älteren Jahrgängen , die andere
Hälfte dem jüngſten Jahrgange an . Wollte man
den geſamten Ueberſchuß zum aktiven Dienſt ein⸗
ſtellen , ſo bliebe im nächſten Jahre nur die Hälfte ,
d. h. der Zugang aus dem jüngſten Jahrgang ,
verfügbar . Infolgedeſſen kann man für dauernde
Steigerung des Rekrutenbedarfes nur mit der
Hälfte des Ueberſchuſſes rechnen , die nach Abzug
von Abgängen durch Tod uſw . rund 99060 5beträgt .

85 410 Mann .



3. Die Schaffung vonzweineuen Armeekorps
( Allenſtein und Saarbrücken ) vollzieht ſich im weſentlichen aus den

ſchon vorhandenen Formationen und durch Abgabe überzähliger
Regimenter an die neuen Armeekorps . Die Ausgaben hierfür ſind
gering , die Fortſchritte aber ſehr erheblich . Statt 23 Armeekorps
hat nunmehr das Reich 25 . Die Verlegung derſelben an die

Grenzen beweiſt , daß dieſe Organiſationsmaßnahme mit der

Mobilmachung zuſammenhängt . Die Errichtung einer neuen

Armeeinſpektion wurde durch dieſe zwei Armeekorps geſetzliche
Pflicht ; wir haben nunmehr ſieben Armeeinſpektionen ; nur drei

Stelleninhaber erhalten aber Beſoldung .

4. Die Vermehrung der Formationen der ein⸗

zelnen Waffengattungen geſchieht in folgender Weiſe :
bei der Infanterie von 634 auf 651 Bataillone ,

„ „ Kaäbälleérie „ 510 „ 516 Eskadrons ,
„ „ Feldartillerie „ 39½% „ eie

„ den Pionieren 29 „ 33 Bakcilloſte ,
5 Vöskehrstruüßpertß 8

1 dem Train ͤC( ] 2223 7
Alle dieſe Maßnahmen ſind von keiner Seite beanſtandet worden .
Bei den ſog . techniſchen Truppen herrſchte Einmütigkeit , daß hier
das Reich nicht zurückſtehen dürfe . Die Vermehrung der Infan⸗
terie hielt ſich in mäßigen Grenzen , da auch heute noch nicht alle

Regimenter drei Bataillone haben . Die anderen Vermehrungen
ergeben ſich als Ergänzungen für die neuen Armeekorps . Kein

einziger Antrag ging auf einen Abſtrich von dieſen Aenderungen .

5. Vermehrung des Offizierkorps . Die Vor⸗

lage forderte 22 Landwehrinſpektoren ; bei der Infanterie :
Zuteilung je eines Oberſtleutnants auch zu den Stäben der

Regimenter mit zwei Bataillonen — in Bayern ſchon vor —

handen —t Zuteilung je eines weiteren Stabsoffiziers zu ſämt⸗
lichen Regimentern mit drei Bataillonen ; Zuteilung je eines
weiteren Hauptmanns zu allen Regimentern ; bei der Feld⸗
artillerie : Zuteilung je eines Oberſtleutnants zu je einem

Regimentsſtabe jeder Brigade ; Zuteilung je eines weiteren

Hauptmanns zu den Regimentern , die keinen Oberſtleutnant
erhalten . Gegen dieſe Stellenvermehrung wurden die meiſten
Bedenken laut . Das Zentrum lehnte die 22 Landwehrinſpek —
tionen ab, da es für dieſe Generale im Frieden keine aus⸗

reichende Beſchäftigung ſah . Der Reichstag hat früher bereits drei

Landwehrinſpektionen genehmigt ( Berlin , Dortmund , Eſſen ) . Da

nun in Köln , Breslau , Altona und Karlsruhe ſich ähnliche Ver⸗

hältniſſe im eee entwickelt hatten , genehmigte er

unter Ablehnung der 22 geforderten Stellen dieſe vier . Was die



Offiziere bei den Regimentern betrifft , ſo erklärte Kriegsminiſtervon Heeringen in der Kommiſſion :
„ Er habe ſchon wiederholt betont , daß die Heeresverwaltung bei derVorlage vor der Entſcheidung geſtanden habe , ob ſie das Heer ziffernmäßigſo ſtärken ſolle , daß wir ziffernmäßig gegenüber unſern etwaigen Gegnerndie Ueberlegenheit haben , oder ob der Hauptwert auf die innere Ertüchtigungdes Heeres zu legen ſei. Er habe ſich für den letzteren Weg entſchieden ausder Ueberzeugung , daß dadurch , daß innere Schäden in der Heeresorganiſationausgeglichen werden , mehr zu erreichen ſei als durch eine ziffernmäßige Ver⸗ſtärkung des Heeres . Gegen ſeine Auffaſſung ſei vielfach Widerſpruch er⸗hoben . Er trage dafür die Verantwortung , die ihm niemand , auch der Reichs⸗tag nicht , abnehmen könne . Die Vorausſetzung der Uebernahme der Ver⸗antwortung ſei aber , daß ihm kein Bauſtein aus der von ihm geplantenOrganiſation genommen werde . Bei der geplanten Organiſation werde dasHauptgewicht darauf gelegt , daß der Offizier ſchon im Frieden die Truppenkennt , die er im Kriege zu führen hat . Die Neuforderung der Offtzierſtellenſei mit der wichtigſte Punkt der ganzen Wehrvorlage . “
Aus den vertraulich mitgeteilten Zahlen geht hervor , daßandere Mächte weit mehr Offiziere im Frieden für die Mobil⸗

machung unterhalten . Das Zentrum erklärte ſich daher auch fürdie Vermehrung , beantragte aber , daß die Regimenter mit zweiBataillonen keinen Oberſtleutnant , ſondern einen Major mehr er⸗halten ſollten . Während in der erſten Leſung im Plenum gegendie geforderten Offiziersſtellen noch lebhafte Bedenken laut wurden ,ſind in der zweiten Leſung dieſe vollkommen verſtummt . Alle Par⸗teien hatten die Notwendigkeit der Neuforderung anerkannt , und
ſie wurden ſo bewilligt , wie das Zentrum es beantragt hatte .

6. Ausbau der Militärluftſchiffahrt . Seit1908 hat das Reich eine Reihe von Luftſchiffen aller SyſtemeGeppelin , Parſeval , Groß ) angeſchafft , Hallen hierfür erſtellt und
Offiziere ausgebildet . Im letzten Jahre ging die Militärverwal —⸗
tung dazu über , auch Flugzeuge zu kaufen , und zwar nur deutſcheKonſtruktion . Im Motorenbau ſind wir leider noch erheblich zu —rück . 2½ Millionen Mark wurden außeretatsmäßig zur Beſchaf⸗fung von Flugzeugen ausgegeben . Der Etat für 1912 enthältüber 5 Millionen Mark für dieſe Zwecke . Die Militärvorlage ſelbſtbrachte eine Fliegertruppe , die nach Straßburg , Metz und Darmſtadtkommt . Auf dem Schießplatz Döberitz iſt eine Schule für Fliegererrichtet . 90 Offiziere haben bereits das Pilotenzeugnis erlangt .Ein Nachtragsetat genehmigte 270 000 Mark Beihilfe für die
deutſche Verſuchsanſtalt für Luftfahrt .

Im Vordergrunde werden zunächſt Verſuche mit Flugzeugenzu ſtehen haben . Dieſe Verſuche werden ſich ſowohl auf die fertigenFlugzeuge , als auch auf Teile derſelben , vor allem auch auf dieMotoren erſtrecken . Auf Verſuche mit Motoren und auf ihrePrüfung ſoll ſchon um deswillen beſonderes Gewicht gelegt werden ,weil Leiſtungsfähigkeit und Betriebsſicherheit des Motors eine
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grundlegende Bedingung für die Entwicklung des Flugweſens und
der Luftſchiffahrt überhaupt bildet . Es gehören ferner hierher die
Verſuche mit Triebſchrauben , die bei feſtem Stande und auch in
der Fahrt auf einem hierfür konſtruierten Meßwagen auf freier
Strecke durchzuführen ſind . Dazu treten die Verſuche in der Luft
ſelbſt , die zur Löſung von konſtruktiv techniſchen Fragen beitragen
ſollen , wie ſie ſich an das Problem des Gleitflugs , der Stabilität
und an die techniſchen Vorbedingungen des Landens und des Auf⸗
ſtiegs knüpfen .

Ein vom Reichstag einſtimmig angenommenes Geſetz ( D. S .
Nr . 485 ) bringt eine ausreichende Fürſorge für militäriſche Luft⸗
fahrer , indem es dieſen die Wohltaten der Kriegsverſorgung gibt .

Die einſtimmige Annahme aller dieſer Forderungen durch die
bürgerlichen Parteien iſt der beſte Beweis für die Notwendigkeit
derſelben .

39 . Die neue Flottenvorlage (J. Seſſ . 1912 , D. S . Nr . 353)
hat die Aufgabe , zwei ſchwere Mißſtände in der Organiſation der
Flotte zu beſeitigen .

„ Der eine Mißſtand beſteht darin , daß im Herbſte jedes Jahres
auf allen Schiffen der Schlachtflotte die Reſerviſten , d. h. faſt ein
Drittel der Beſatzung , entlaſſen und im weſentlichen durch Rekruten
der Landbevölkerung erſetzt werden . Dadurch wird die
Kriegsbereitſchaft der Schlachtflotte für längere Zeit erheblich herab —
geſetzt . Der zweite Mißſtand beſteht darin , daß zurzeit bei einer
Etatsſtärke von 58 Großen Schiffen zunächſt nur 21 Große Schiffe
zur Verfügung ſtehen , wenn die Reſerveflotte nicht rechtzeitig
bereitgeſtellt werden kann . Letzteres iſt ſeit Aufſtellung des
Flottengeſetzes immer unwahrſcheinlicher geworden , weil ſich der
Zeitpunkt der Kriegsbereitſchaft der Reſerveflotte mehr und mehr
hinausſchiebt . Dies iſt eine Folge der immer komplizierter werden⸗
den modernen Schiffe und der ſtetig wachſenden Schwierigkeit der
Ausbildung großer geſchloſſener Verbände . Die Reſerveflotte
kommt daher heutigen Tages erſt als zweite Kampflinie in Be⸗
tracht , behält aber bei unſerem ſtarken Beurlaubtenſtande nach wie
vor ihre große Bedeutung . Beide Mißſtände ſollen durch allmäh —
liche Bildung eines dritten aktiven Geſchwaders beſeitigt oder doch
erheblich eingeſchränkt werden . Die für dieſes dritte aktive Ge⸗
ſchwader erforderlichen Schiffe ſollen gewonnen werden : a) durch
Verzicht auf das Reſerveflottenflaggſchiff , b) durch Verzicht auf die

zurzeit vorhandene Materialreſerve — 4 Linienſchiffe , 4 Große
und 4 Kleine Kreuzer — c) durch Neubau von 3 Linienſchiffen
und 2 Kleinen Kreuzern .

Da die Indienſthaltungen bei der Reſerveflotte infolge Ver⸗

mehrung der aktiven Verbände um die Hälfte reduziert werden
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können , macht die Bildung eines dritten aktiven Geſchwaders
gegenüber den bereits im Flottengeſetze vorgeſehenen Indienſt⸗
haltungen nur die Mehrindienſthaltung von 3 Linienſchiffen ,3 Großen und 3 Kleinen Kreuzern erforderlich . Dies bedingt eine
entſprechende Vermehrung des Perſonals .

Eine weitere Perſonalvermehrung iſt erforderlich , weil in den
letzten Jahren die Beſatzungen aller Schiffsklaſſen einſchließlich
Torpedoboote verſtärkt werden mußten .

Ferner iſt eine Vermehrung der Unterſeeboote und die Be —
ſchaffung einiger Luftſchiffe in Ausſicht genommen . Die Unterſee⸗
boote , welche zurzeit noch ohne Organiſation ſind , ſollen bezüglich
der Perſonalbeſetzung nach Art der Torpedoboote organiſiert wer⸗
den . “ Um dieſen Forderungen zu entſprechen , erhielten die ent⸗
ſcheidenden Beſtimmungen des Flottengeſetzes folgende Faſſung :

I. Schiffsbeſtand .

15
Es ſoll beſtehen :

1. die Schlachtflotte :
aus 1 Flottenflaggſchiff ,

5 Geſchwadern zu je 8 Linienſchiffen ,
12 Großen Kreuzern ,
30 Kleinen Kreuzern

als Aufklärungsſchiffen ,
2. die Auslandsflotte :

aus 8 Großen Kreuzern ,
10 Kleinen Kreuzern .

II . Indienſthaltung .

§ 3.

Bezüglich der Indienſthaltung der Schlachtflotte gelten folgendeGrundſätze :
1. 1 Flottenflaggſchiff ,

3 Linienſchiffsgeſchwader ,
8 Große Kreuzer und 12 Kleine Kreuzer bilden die aktive Schlacht —⸗flotte ,

2 Linienſchiffsgeſchwader , 4 Große Kreuzer und 12 Kleine
Kreuzer bilden die Reſerveſchlachtflotte .

2. Von der aktiven Schlachtflotte ſollen ſämtliche , von der Reſerve⸗
ſchlachtflotte ein Viertel der Linienſchiffe und Kreuzer dauernd im
Dienſt gehalten werden .

Wie ſchon bemerkt , wird der Schiffsbeſtand nur um 3 Linien⸗
ſchiffe und 2 Kleine Kreuzer erhöht ; die Linienſchiffe ſollen 1913
und 1916 genehmigt werden . Der Bau des letzten Linienſchiffesund der Kleinen Kreuzer bleibt vorbehalten . Bedeutſamer iſt die
anderweitige Indienſthaltung .

Von dem geſetzmäßigen Schiffsbeſtande ſollen im Dienſte ſein :



Linienſchiffe
Rleite

l Kleine Kreuzer

bisher künftig] bisher künftig] bisher künftig

bei der aktiven Schlachtflotte . . [ 17 2⁵ 4 8 12 18
bei der Reſerve⸗Schlachtflotte . 9 4 2 1 6 3

zuſammen . 26 29 6 9 18 2¹

Mithin künftig mehr im Dienſte ;
3 Linienſchiffe , 3 Große Kreuzer , 3 Kleine Kreuzer —

Staatsſekretär v. Tirpitz hat am 22 . April 1912 die Vor⸗
lage eingehend begründet :

„Faſt ein Drittel der ausgebildeten Beſatzungen der Schiffe werden
alljährlich im Herbſt gewechſelt , die zur Entlaſſung gelangenden Reſerviſtenwerden durch Rekruten erſetzt , und zwar durch Rekruten , welche für die
Schlachtflotte faſt ausnahmslos aus dem Landerſatz genommen werden müſſen .
Hierdurch ſinkt die in intenſiver Arbeit hergeſtellte Schlagfertigkeit unſerer
Flotte plötzlich und auf längere Zeit herab . Die in dieſer gleichzeitigen
Reſerviſtenentlaſſung beſtehende Schwierigkeit iſt nicht neuz ſie iſt ſeit Jahrund Tag in der Budgetkommiſſion zur Sprache gebracht worden , auch ſind
von uns dauernd Erwägungen angeſtellt worden , wie dieſer Mißſtand ab⸗
zuſtellen ſei . Ohne eine erhebliche Vermehrung der aktiven Streitkräfte iſt
dies aber nicht möglich ; erſt wenn dieſe durchgeführt iſt , werden wir eine
Abhilfe oder wenigſtens eine Milderung bewirken können . Jede Nation wird
heutigen Tages ganz beſonders im Seekriege mit der Wahrſcheinlichkeit oder
—ich will beſſer ſagen — mit der Möglichkeit eines unerwarteten Kriegs⸗
ausbruchs rechnen müſſen . Ich brauche in der Beziehung ja nur an das
hiſtoriſche Beiſpiel von Port Arthur zu erinnern . Iſt dann der Krieg aus⸗
gebrochen , ſo wird jede Nation , jede Kriegsleitung ſich bemühen , der anderen
zuvorzukommen ; und jede Nation wird ' mit der Möglichkeit entſcheidender
Kriegsoperationen in der allererſten Zeit des Krieges rechnen müſſen . In
dieſen Erwägungen liegt die Begründung für die zwingende Notwendigkeit
der ſofortigen Bereitſchaft eines erheblichen Teiles der Flotte . ( Sehr richtig !
rechts und bei den Nationalliberalen . ) Alle Nationen treffen aus dieſem
Grunde Maßregeln , die ſofort verwendbaren Streitkräfte , die aktiven Streit⸗
kräfte auf Koſten der Reſerveformationen zu verſtärken . Unſere Flotte iſt
nach dieſer Richtung hin zurzeit beſonders ungünſtig daran ; von 58 Schiffen
der Iſtſtärke unſerer Flotte ſind zurzeit nur ein Drittel , 21 große Schiffe ,
ſofort verwendungsbereit . Die Herren werden aber ohne weiteres erkennen ,
daß wir durch die Vermehrung der aktiven Streitkräfte , wie ſie hier vor⸗
geſchlagen iſt , die Verhältniſſe erheblich beſſern werden . Um nun für das
dritte Geſchwader an Schiffsneubauten und Perſonal nach Möglichkeit zu
ſparen , wollen wir auf die Materialreſerve verzichten und wollen , ſo weit an⸗
gängig , auf die aktiven Beſatzungsteile der Reſerveformationen für Bildung
des dritten Geſchwaders zurückgreifen . Beides iſt bedauerlich , es läßt ſich aber
nicht ändern . “ ( 43. Sitzung vom 22. April 1912 . St . B. S. 1305 )

Abg . Dr . Spahn bemerkte hierzu noch :

„ Wenn der erſte Oktober kommt , dann ſind unſere Schiffe Kaſernen für
die Einübung der Truppen , aber nicht gerade für die Perſonen , die man auf
den Schiffen für die Bedienung der Maſchinen braucht . Unſere Heizer , die eine
weſentliche Rolle in der Schiffsbeſatzung ſpielen , werden in den erſten Wochen



nicht vor die Keſſel geſtellt , um ſich einzuüben , ſondern auf das Land gebracht ,um dort Uebungen zu machen , die allerdings zur Ausbildung unſerer Matroſen
notwendig ſind . Dann kommt hinzu , daß wir zeitweiſe mit dem Wechſeldes Offizierperſonals notwendig zu rechnen haben . Wenn Sie alle dieſe Um⸗
ſtände berückſichtigen , ſo haben wir für das ſchwere Geld , das wir für die
Flotte aufwenden , nicht einmal eine jederzeit ſchlachtbereite Waffe , und doch
muß gerade das Schiff noch in ganz anderer Weiſe als das Heer immer ge⸗
fechtsfähig ſein . Wenn man vom Lande überhaupt etwas mit der Flotte ver⸗
gleichen kann , iſt es die Inſel Helgoland ; dieſe Inſel muß wegen ihrer Lageund ihrer Aufgaben beſtändig gewappnet ſein . Sie iſt auch beſtändig ge⸗
fechtsbereit . “ ( 43. Sitzung vom 22. April 1912 . St . B. S. 1319 )

Abg . Erzberger fügte angeſichts engliſcher Ausſprüche
hinzu :

„ Wenn der Satz ausgeſprochen iſt , daß unſere Flotte in Deutſch⸗land ein Luxus iſt , ſo muß ich dagegen auch ein Wort ſagen . Für einen
Luxus kann unſere Flotte nur derjenige anſehen , der auf dem Standpunktdes Brandſtifters ſteht ; der hält die Feuerwehr auch für einen Luxus ( ſehr gut !—Heiterkeit ) , ein anderer aber nicht . Wir werden uns durch alle ſolche
Reden , mögen ſie noch ſo ſehr von maßgebenden Stellen in fremden Ländern
erfolgen , in der Erkenntnis nicht beeinfluſſen laſſen , daß das deutſche Volk
in der Entwicklung , die es genommen hat , mit!' allen ſeinen Lebens⸗
bedürfniſſen , die es als Großmacht und Weltvolk hat , eine große Flotte
braucht . Mag man reden , was man will , die Zentrumsfraktion ſteht aufdem Standpunkt , den ſie 1898 beſchritten hat mit der Annahme des erſten
Flottengeſetzes und dem Ausbau des Flottengeſetzes , den drei Novellen , die
nachher gefolgt ſind . Wir halten die Novelle , wie ſie hier vorliegt , für un⸗
entbehrlich für unſer deutſches Volk , wenn ich auch ſtark in den Vordergrund
ſtelle , was unſer Landheer uns leiſten ſoll im Frieden , wie im Ernſtfall , das
dürfen wir nicht unterſchätzen . ( Zuruf von den Sozialdemokraten . ) — Sie
wiſſen ja überhaupt nicht , was Sie in bezug auf die Flotte wollen . Wollen
Sie da auch eine Miliz ? ( ͤroße Heiterkeit . — Widerſpruch bei den
Sozialdemokraten . Abgeordneter Ledebour ruft : Erzberger wird Kommandant ! l )— Ich würde mich dafür bedanken , bei Ihrer Miliz zu ſein ! — Wir ſtehen
auf dem Standpunkt , daß die Verhältniſſe , wie ſie ſich in Europa entwickelt
haben , unſere Flotte ſehr ſchnell und ſehr leicht — und in dieſe Möglichkeit
müſſen wir uns hineinverfetzen , wenn wir dies Geld nicht ins Waſſer
werfen wollen — zwingen können , mit dem Landheer Hand in Hand zu
operieren , nicht nur , um unſere Küſten zu ſchützen , ſondern auch , um die
Landung eines fremden Expeditionsheeres vom europäiſchen Feſtlande fern⸗
zuhalten . Solange unſere Flotte groß und ſtark iſt , kann das keine fremde
Macht riskieren . Deshalb kann man nicht ſagen , die deutſche Flotte ſei ein
Luxus . Ich will die Sache nicht umkehren und dasſelbe ſagen von dem ,
was andere Mächte ſich im Laufe der letzten Jahre beigelegt haben ! Ich
ſage nur , daß es richtig und konſequent iſt , wenn das deutſche Volk mit Aus⸗
dauer den Weg weiter verfolgt , den es 1898 durch das Flottengeſetz und
dann beſonders 1900 feſtgelegt hat . “

( 45. Sitzung vom 24. April 1912 . St . B. S. 1377

In der Kommiſſion wurde die Vorlage in zwei Sitzungen er⸗
ledigt ; im Plenum ſprachen in der zweiten Leſung nur zwei
Sozialdemokraten . Mit allen Stimmen gegen die der Polen ,
Welfen und Sozialdemokraten wurde das Flottengeſetz ange⸗
nommen .



40 . Die Koſten der Wehrvorlagen . Die durch die Wehrvor⸗
lagen bedingten Mehrausgaben einſchließlich Löhnungsaufbeſſerung
belaufen ſich in den Jahren 1912 bis 1917 , dem letzten Jahre , für
welches die Wehrvorlagen erhöhte einmalige Koſten bringen wer⸗
den , auf insgeſamt 650,5 Millionen Mark und verteilen ſich auf
die einzelnen Jahre , ſowie auf die fortdauernden und einmaligen
Ausgaben , wie folgt :

Millionen Mark

1912 1913 [ 1914 [ 1915 [ 1916 [C1917 fſawmen
f1. Heeresvorlage .

Fortdauernde Ausgaben . 13,5 4959 5958 58 296,5
Einmalige Ausgaben . . 66 52 19 — 1 4 4 144

795 101 78 58 62 62 440,5

2. Marinevorlage .
Fortdauernde Ausgaben . 2,6 6 10 15 20 20 79,6
Einmalige Ausgaben . . [ 12,4 22 29 25 24 18 130 ,

15,0] 29 39 4044 [43 [ 210,0

3. Heeres⸗ und Marine⸗
vorlage . 8

Fortdauernde Ansgaben . 16,1 56 69
74 78 83 376,1

Einmalige Ausgaben . . 78,4 74 48 24 28 22274,4

94,5 130 98 106 105 [ 650,5

Hierzu treten die Mehrausgaben , welche für das Heer nach
dem Friedenspräſenzgeſetze von 1911 und für die Flotte nach dem

beſtehenden Flottengeſetz im ordentlichen Etat ſchon bisher zu ge⸗
wärtigen waren . Sie belaufen ſich im ordentlichen Etat

beim Heere auf 13,6 18,8 13,6 wK 0½8 Mill Mk ,
bei der Flotte auf 21,6 29½% ziſi 5

zuſammen auf 35,2 48,5 45,3 45,2 55,0 Mill . Mk .

Das ſind insgeſamt 230 Millionen Mark , ſo daß die geſamten
Mehrbelaſtungen ſich auf 880 Millionen Mark belaufen . Ueber
deren Deckung ſiehe im Abſchnitt Finanzweſen .

41 . Die Koſten des Milizſyſtems . Die ſozialdemokratiſchen
Redner haben in den Debatten wiederholt die Sache ſo darzuſtellen
verſucht , als ſeien ſie für Sparſamkeit im Heere ; ſie nannten dabei
als ihr Ziel die Einführung des Milizſyſtems nach dem Muſter
der Schweiz , ohne daß ſie dieſes ganz kopieren wollten . Abg .
Erzberger führte hiergegen aus :
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„ Glauben Sie denn , daß das Milizheer uns in Deutſchland billiger zu
ſtehen käme als unſer ſtehendes Heer ? Herr Haaſe hat es behauptet . Ich
bin in der Lage , ſoweit man das tun kann , den Gegenbeweis dafür anzu⸗
treten . Sie nehmen immer die Schweiz als Vorbild , ohne ſich auf Einzel⸗
heiten feſtzulegen . Das hat Bebel in ſeiner bekannten Broſchüre getan , das
iſt ja auch hier vom Abgeordneten Haaſe geſchehen , ohne ſich auf Einzel⸗
heiten einzulaſſen . Nun frage ich: ſind denn die Koſten für das Milizheer in der
Schweiz in den letzten anderthalb Jahrzehnten langſamer geſtie gen
als bei uns im ſtehenden Heere ? Das Gegenteil iſt der Fall . In
15 Jahren ſind die Nettoausgaben des ſchweizeriſchen Militäretats — ich darf
dort nicht mit brutto rechnen , weil da andere Verhältniſſe ſind — um
6674 Prozent geſtiegen , in den letzten zehn Jahren um etwa 50 Pro⸗
zent . Ich nehme nur die letzten 10 Jahre . 1902 gab die Schweiz für ihr
Milizſyſtem aus 27,7 Millionen Franken und 1911 42,2 Millionen Franken ;
Deutſchland in den entſprechenden Jahren 670 Millionen Mark , 808 Millionen
Mark . Wir haben alſo in der Schweiz eine Steigerung von rund 52 Prozent
in einem zehnjährigen Zeitraum , in dem dieſe Ausgaben in Deutſchland
um 20 Prozent geſtiegen ſind . ( Hört ! hört ! im Zentrum . )

Aber weiter ! Ich glaube , daß die ganze ſozialdemokratiſche Fraktion
auf dem Standpunkt ſteht , daß , wenn wir das Milizſyſtem durchführen
wollen , wir ungefähr nach der Bevölkerung gehen müſſen , alſo das Milizheer
18 Mal ſtärker als in der Schweiz zu berechnen haben . Wenn ich auch dieſe
Rechnung aufmache , finde ich, daß Deutſchland heute , das ſchweizeriſche
Syſtem in rohen Zügen —natürlich auch keine Einzelheiten — übertragen ,
780 Millionen Franken ausgeben würde . Deutſchland mit ſeinem Bruttoetat
gibt 808 Millionen Mark , wovon 20 Millionen Mark als durchlaufende
Koſten in Abzug zu bringen ſind , aus . Alſo bleiben 788 Millionen Mark —
780 Millionen Franken gegen 788 Millionen Mark ! Ich will nicht unter⸗
ſuchen , ob die Kaufkraft des Franken in der Schweiz ſtärker iſt , als die der
Mark bei uns . Ich glaube aber , ſie iſt ebenſo groß wie die der Mark bei
uns . Ich finde das eine aus den Berechnungen , daß , wenn ich rein
ſchematiſch übertrage , keinerlei Konſequenzen ziehe , vom finanziellen Stand⸗
punkte das Milizheer in Deutſchland keinen Pfennig
billiger zu ſtehen kommt als unſer heutiges ſtehendes
Heer . ( Sehr richtig ! l rechts , im Zentrum und bei den Nationalliberalen . )
Wie können Sie angeſichts dieſes Zahlenmaterials über die hohen Koſter
klagen , wenn Sie gleichzeitig kommen und eine Organiſation unſeres ſtehen⸗
den Heeres anſtreben , die uns mindeſtens dieſelben Laſten auferlegt ? Ein
Milizheer wird finanziell weſentlich teurer zu ſtehen kommen . Ich will nur
an die ungeheure Menge des Ausbildungsperſonals erinnern , das wir in
Deutſchland notwendig hätten , wenn wir dieſen Träumereien nachgehen
würden . Ich will nicht unterſuchen , ob ein kleiner Staat , wie die Schweiz ,
ſich ein Milizheer nach Ihrer Idee ſich leiſten kann . Wenn mein eigenes
Heimatland 1871 die Dummheit begangen und ſich nicht dem Deutſchen
Reiche angeſchloſſen hätte und neutral geblieben wäre , hätten wir vielleicht
auch eine Bügerwehr , ein Milizheer eingeführt . Ein kleiner Staat , der von
keinem anderen Stagte etwas zu befürchten hat , der einen natürlichen
Grenzſchutz hat , der keine große Bevölkerungszunahme hat , der keiner Groß⸗
macht in handelspolitiſcher Beziehung auf dem Gebiete der Abſatzmärkte Kon⸗
kurrenz macht , vollends ein Staat wie die Schweiz , wo die Hälfte des ganzen
Einkommens aus dem ungeheuren Fremdenzufluß , der ſich über die Schweiz
ergießt , herſtammt , — der kann ein Milizheer einführen . Garantieren Sie
Deutſchland die internationale Neutralität , ehe Sie mit einem ſolchen Vor⸗
ſchlage kommen ! “ ( 45. Sitzung vom 24. April 1912 . St . B. S. 1372 )

Kein ſozialdemokratiſcher Redner konnte die Richtigkeit dieſer
Zahlen in Abrede ſtellen . In der Budgetkommiſſion haben viel —
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mehr Sozialdemokraten ausdrücklich zugegeben , daß das Milizheer
uns nicht billiger werden würde als das ſtehende Heer . Dieſe Tat⸗
ſache kann nicht nachdrücklich genug im Volke betont werden .

42 . Die Verkürzung der aktiven Dienſtzeit beantragten die
Sozialdemokraten (I. Seſſ . 1912 , Druckſ . Nr . 415 ) , indem ſie ab
1. Oktober 1915 die zweijährige Dienſtzeit bei den reitenden Trup⸗
pen , die einjährige bei allen anderen Truppen einführen wollten .
Das Zentrum und mit ihm der Reichstag lehnten dieſen Antrag ab ;
dagegen ſtimmte das Zentrum für folgenden Antrag der Volks⸗
partei :

„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , eine Verkürzung der Dienſt⸗
zeit entſprechend der beſſeren geiſtigen und körperlichen Ausbildung der
Jugend in die Vege zu leiten ? (I. Seſſion 1912 , Druckſ . Nr . 416 ) mit der
Begründung :

„ Damit bleibt die Zentrumsfraktion den Traditionen ihrer Führer und
Gründer treu . Schon im Jahre 1874 war es Freiherr v. Mallinckrodt , der
damals als erſter die Herabſetzung der Dienſtzeit von drei auf zwei Jahre fürdie Infanterie angeregt hat , und im Jahre 1893 iſt dann die zweijährige
Dienſtzeit praktiſch durchgeführt , 1905 erſt geſetzlich feſtgelegt worden . Dieſe
Zahlen 1871 , 1893 und 1905 ſagen ſchon genau , welche großen Etappen und
Zeitabſchnitte nötig ſind , um ſolche Verkürzungen durchzuführen . Wenn wir
es für ausgeſchloſſen halten , ohne jede Vorbereitung die zweijährige Dienſtzeit
für die reitenden Truppen , die einjährige Dienſtzeit vollends für die Infanterie
durchzuführen , ſo ſprechen nicht nur militäriſche Gründe dagegen , ſondern
nach unſerem Dafürhalten auch Gründe finanzieller Art . Es iſt keine Auf⸗
reizung des Herrn Kriegsminiſters zu hohen Koſtenrechnungen , wenn wir
wünſchen zu erfahren , was dieſe Maßnahme koſtet , ſondern es bedeutet das
nur ein Zurückhalten vor einem Sprung ins Dunkle . Die Durchführung der
zweijährigen Dienſtzeit im Jahre 1893 hat uns jährlich 62 Millionen Mark
Mehrausgaben dauernder Art verurſacht , und 68 Millionen Mehrausgaben
einmaliger Art . Wenn wir jetzt weiter auf eine Verkürzung hindrängen
wollten , ſo kann man eine ſachgemäße Stellung erſt einnehmen , wenn man auch
die Koſtenrechnung auf der anderen Seite kennt . Aber das iſt nicht das
einzige , ſondern , wie in der Kommiſſion von verſchiedenen Seiten , auch
von uns , hervorgehoben worden iſt , es kann eine ſolche verkürzte Dienſtzeit ,
der wir ſympathiſch gegenüberſtehen , doch nur dann eintreten , wenn die
heranwachſende Jugend in ſyſtematiſcher Weiſe für den Dienſt in der Vater⸗
landsverteidigung vorbereitet und vorgeſchult wird . Wir werden alſo , wie ich
ſchon geſagt habe , gegen den ſozialdemokratiſchen Antrag ſtimmen , wohl aber
für die freiſinnige Reſolution , und wir bitten den Herrn Kriegsminiſter ,
im nächſten Jahre eine Denkſchrift über die Koſtenberechnung bei einer
etwaigen Durchführung der zweijährigen Dienſtzeit für reitende Truppen ,
bei etwaiger Durchführung der einjährigen Dienſtzeit für die Infanterie vor⸗

ulegen . “3
( Abg. Erzberger , 58. Sitzung vom 10. Mai 1912 . St . B. S. 1836 )

43 . Die Duellfrage wurde im Reichstage zur Sprache gebracht
durch den Fall Sambeth , zu dem der Abg . Erzberger ausführte :

„ Ich behalte das weitere der Kommiſſionsberatung vor ; aber das eine
muß ich dem Herrn Kriegsminiſter offen ſagen : wie ich dieſe Kabinettsorder
geleſen habe , deren knapper Inhalt iſt : wenn du dich aus religiöſen Gründen
nicht duellierſt , dann biſt du nicht mehr würdig , dem Offizierkorps anzu⸗
gehören , — habe ich mir geſagt , daß dieſe Stellungnahme von der großen



Mehrheit der Katholiken , von allen gläubigen Katholiken , ich bin überzeugt ,
auch von den gläubigen CEvangeliſchen , als ein direkter Schlag in das Ge⸗
ſicht des chriſtlichen Volks empfunden wird . ( Sehr richtig ! im Zentrum . ) Es
darf nicht ausgeſprochen werden , daß ein Mann deshalb , weil er ſich nach den
Geſetzen Gottes und des Staates richtet , nicht würdig ſein ſoll , dem Offizier⸗
korps in Deutſchland anzugehören . ( Lebhafte Zuſtimmung im Zentrum . ) Da
muß eine Remedur unter allen Umſtänden eintreten . “

( 45. Sitzung vom 24. April 1912 . St . B. S. 1389 )
Kriegsminiſter v. Heeringen entgegnete darauf :
„ Der Herr Abgeordnete Erzberger hat ſelbſt geſagt , er behalte ſich das

weitere für die Kommiſſion vor , er hat aber hier betont , daß die Allerhöchſte
Order , die gegen Dr. Sambeth ergangen iſt , als ein Schlag gegen die Ge⸗
ſinnung des katholiſchen Volkes empfunden werde . ( Zuruf : Gegen das chriſt⸗
liche Volkl ) Dagegen möchte ich Verwahrung einlegen . Die Kabinettsorder
ſagt ausdrücklich , daß eine ehrengerichtliche Unterſuchung , ſobald jemand aus
religiöſen Gründen das Duell ablehnt , nicht am Platze wäre , d. h. mit anderen
Worten : hier handelt es ſich nicht um würdig oder unwürdig , ſondern hier
handelt es ſich lediglich darum : jemand , der Auffaſſungen bekundet , wie es
der betreffende Herr getan hat , paßt unter den vorliegenden Umſtänden nicht
mehr in die Verhältniſſe , in denen er bisher war . ( Stürmiſcher Widerſpruchim Zentrum . — Abgeordneter Gröber : Unerhört ! — Große Unruhe . ) Ich
werde mir erlauben , in der Kommiſſion ſpäter alles im einzelnen anzugeben . “

( 45. Sitzung vom 24. April 1912 . St . B. S. 1389 )
In der darauffolgenden Sitzung gab Abg . Dr . Spahn fol⸗

gende Erklärung ab :
„ Der Herr Kriegsminiſter glaubte geſtern , gegen die Aeußerung Ver⸗

wahrung einlegen zu ſollen , daß die Allerhöchſte Order gegen Dr . Sambeth
wegen Ablehnung eines Duells aus religiöſen Motiven als ein Schlag gegendie Geſinnung des katholiſchen Volkes empfunden werde . Dieſer Verwahrung
hat er nun folgenden Satz hinzugefügt :

Jemand , der die Auffaſſungen bekundet , wie es der betreffende Herr
getan hat , paßt unter den vorliegenden Umſtänden nicht mehr in die
Verhältniſſe , in denen er bisher war .

Gegen dieſe Anſchauung des Herrn Kriegsminiſters muß ich namens
meiner politiſchen Freunde mit aller Energie proteſtieren Gebhaftes Bravo !
im Zentrum ) , und zwar auf Grund unſerer religiöſen und auf Grund unſerer
Rechtsauffaſſung . ( Lebhafter Beifall im Zentrum . ) Ueber die religiöſenGründe will ich mich hier nicht auslaſſen . Das Deutſche Reich anerkennt
die katholiſche Kirche , und der Katholik darf im Reiche von keiner Stellungund aus keinem ſtaatlichen Verbande ausgeſchloſſen werden , weil er Auf⸗
faſſungen bekundet , die ſeinem religiöſen Bekenntnis entſprechen . ( Bravo !im Zentrum . ) Dieſen Rechtsſchutz ' entzieht der Herr Miniſter durch die
Aeußerung , die er getan hat , und zugleich ſpricht er den Katholiken auch den
Ehrbegriff ab, den er für den Offiziersſtand in Anſpruch nimmt . ( Sehr
richtigl im Zentrum . ) Der Herr Kriegsminiſter ſtellt ſich und den Offiziers⸗
ſtand mit dieſer Aeußerung außerhalb des Geſetzes . ( Lebhafte Zuſtimmungim Zentrum . ) Das Bürgerliche und das Militärſtrafgeſetzbuch
verbieten das Duell . Der Herr Kriegsminiſter ſchließt aus dem Offiziers⸗
ſtand den aus , der dem Geſetze die Achtung des Gehorſams erweiſt . ( Lebhafte
Zuſtimmung im Zentrum . ) In der Kommiſſion werden wir uns weiter
ſprechen . ( Lebhafter Beifall im Zentrum . — Große Bewegung . ) “

( 46. Sitzung vom 25. April 1912 . St . B. S. 1423 )
Damit waren die weiteren Verhandlungen in die Budget⸗

kommiſſion verlegt . Am 30 . April 1912 gab hier der Kriegs⸗
miniſter v. Heeringen folgende Erklärung zu Protokoll :



„Der Herr Abgeordnete Erzberger bezeichnete am 24. April die über
die Verabſchiedung des Oberarztes Dr . Sambeth ergangene Allerhöchſte Order
als einen „ Schlag gegen das chriſtliche Volk “ . In der Erregung darüber
gab ich meiner Erwiderung eine ungewollt ſcharf klingende Faſſung , die zumeinem Bedauern zu vielen Mißverſtändniſſen Veranlaſſung gegeben hat —
Ich habe niemals im Sinn gehabt , einen Herrn , der aus reinen und edlen
Motiven Duellgegner iſt , als weniger würdig anzuſehen . Ich habe den mir
von der Preſſe in den Mund gelegten Ausdruck : „ paßt nicht in die geſell⸗

ſchaftlichen Kreiſe “, wie der Einblick in das unkorrigierte Stenogramm zeigt ,
überhaupt nicht gebraucht . Ich würde mich mit einer Herabſetzung dieſer
Gegner des Zweikampfes auch mit der angegriffenen Order in ſchroffen
Gegenſatz gebracht haben , denn dieſe vertritt ja gerade den umgekehrten
Standpunkt . Das Chrengericht der Sanitätsoffiziere der 15. Diviſion hatte
den Oberarzt Dr . Sambeth wegen Verletzung der Standesehre verurteilt und
zum ſchlichten Abſchied vorgeſchlagen . Die Allerhöchſte Order lehnt dem ent⸗
gegen die Beſtätigung des Spruches ab und betont in beſtimmter Form ,
daß eine Duellverweigerung aus religiöſen Gründen nicht Gegenſtand einer
ehrengerichtlichen Unterſuchung ſein könne , d. h. mit andern Worten , daß hier
überhaupt keine unehrenhafte Handlung vorliege .

Dr . Sambeth hatte ſich jedoch mit der Begründung ſeiner Duell⸗
verweigerung in Gegenſatz zu ſeinen Standesgenoſſen gebracht . Seine Auf⸗
faſſung — und die meinte ich bei meiner Erwiderung —gipfelte darin ,
daß er den Zweikampf mit ſeinem Beleidiger ablehne in Rückſicht auf die
göttlichen Gebote , die menſchlichen Geſetze , die logiſche Vernunftlehre , ſeine
Stellung als Familienvater und die Satisfaktionsunfähigkeit ſeines Gegners .
Für die letztere Behauptung konnte er nichts als deſſen angeblich ſchlechte
finanzielle Verhältniſſe anführen . Wenn die Allerhöchſte Order den
Dr. Sambeth zur Einreichung ſeines Abſchiedsgeſuchs veranlaßte , ſo hat ſie
damit keinen neuen Grundſatz aufgeſtellt , ſondern das vertreten , was in der
deutſchen Armee von jeher geherrſcht hat und noch herrſcht , und das bei den
zahlreichen Duelldebatten im Reichstage in den Erklärungen meiner Amts⸗
vorgänger ſtets Ausdruck gefunden hat . Danach ſteht die Duellverweigerung
in einem ſo ſcharfen Widerſpruch zu den in der Armee und in weiten Kreiſen
darüber hinaus tatſächlich herrſchenden Anſchauungen über die Wiederher —
ſtellung verletzter Ehre , daß Offiziere , die im gegebenen Falle den Zweikampf
verweigern , in einen Gegenſatz zu Grundüberzeugungen ihrer Kameraden
geraten , der nicht ertragen werden kann . Trotzdem ſehe auch ich den
Zweikampf als ein Uebel an und wende wie bisher mit
allen Mitteln zu deſſen Einſchränkung beitragen , wie
dies meine Pflicht als Kriegsminiſter iſt . Seine gewaltſame
Beſeitigung iſt aber nicht möglich . Die Allerhöchſte Order vom 1. Januar
1897 weiſt den praktiſchen Weg , das Duell nach Möglichkeit einzuſchränken .
Infolgedeſſen iſt dasſelbe wegen nichtiger Urſachen aus der Armee überhaupt

verſchwunden . Ein voller Erfolg wird aber erſt möglich ſein , namentlich bei
Suſammenſtößen zwiſchen Mitgliedern der Armee und Perſonen außerhalb
derſelben , wenn durch eine Aenderung der Geſetzgebung der Schutz der per⸗
ſönlichen Ehre weſentlich verſtärkt worden iſt . Die Duellfrage ſchließt die
ſchwerſten ethiſchen Konflikte in ſich. Sie kann nicht kurzerhand durch den
Geſetzgeber gelöſt werden . Dies iſt auch von grundſätzlichen Duellgegnern
wiederholt , wenn auch beklagt , ſo doch zugegeben worden . Ihrer Löſung
näher kann ſie nur auf dem praktiſchen Wege geführt werden , den die Armee
ſeit 1897 eingeſchlagen hat . “

In der Budgetkommiſſion ſtellte das Zentrum folgenden An⸗

trag :



„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , alsbald Schritte zu tun , die
geeignet ſind , die Zweikämpfe zu beſeitigen , insbeſondere dem Zwange zur
Herausforderung zum Zweikampfe und zur Annahme eines ſolchen entgegen⸗
zutreten ;

vor allem aber ſchleunigſt zu veranlaſſen , daß die Beſtimmungen der
Ordre vom 1. Januar 1897 über die Einſchränkung und Vermeidung der
Zweikämpfe überall und in allen Teilen zur ſtrengſten Durchführung gelangen ,
daß namentlich

a) Perſonen von ehrloſer Geſinnung für einen Ehrenhandel unter allen
Umſtänden ausſcheiden ,

b) gegen die Beleidiger ſchleunigſt und ſcharf vorgegangen wird ,
e) Ehrenhändel erſt nach erfolgtem ehrengerichtlichen Verfahren zum

Austrage gebracht werden ,
d) die Ablehnung eines Zweikampfes aus religiöſen oder ſittlich gerecht⸗

fertigten Bedenken ebenſowenig wie Streitigkeiten dienſtlicher oder
privatgeſchäftlicher Natur zum Gegenſtand eines ehrengerichtlichen Ver⸗
fahrens gemacht werden . “

Derſelbe fand eine große Mehrheit , da die Liberalen und für
den erſten Teil auch die Sozialdemokraten für ihn ſtimmten , wäh⸗
rend die Konſervativen ſich ſpalteten . Die Kommiſſion nahm aber
auch noch folgenden volksparteilichen Antrag an :

„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , die erforderlichen Schritte zu tun ,um dem geſetzwidrigen Duellweſen im Heere dadurch ein Ende zu machen ,daß eine Aenderung des Militärſtrafgeſetzbuchs in dem Sinne herbeigeführtwird , daß bei der Beſtrafung des Zweikampfes und der Herausforderunzzum Zweikampfe auf die Nebenſtrafe der Entlaſſung aus dem Heere zuerkennen iſt . “

Am 13 . Mai 1912 beriet das Plenum über dieſen Antrag .
Beide Anträge wurden angenommen ; die Konſervativen ſtimmten
dagegen , da ſie darin einen Eingriff in die Kommandogewalt er —
blickten . Unmittelbar vor der Abſtimmung brachten die Sozial —
demokraten noch folgenden dritten Antrag ein :

„die erforderlichen Schritte zu tun , damit ein Offizier , der ein Duell
ablehnt , unter keinen Umſtänden deshalb aus dem Heer entlaſſen werden darf . “

(J. Seſſ . 1912 , Druckſ . Nr . 447 )
Dieſer Antrag wurde mit 144 gegen 122 Stimmen angenom⸗men . Ein Teil des Zentrums ſtimmte für den Antrag , ein Teil

dagegen ; eine Verſtändigung war nicht mehr möglich . Der Inhaltdes Antrages entſpricht der Auffaſſung des Zentrums in allen
Teilen ; aber der Autrag ſelbſt iſt ein Lufthieb und führt nicht zumZiel , da keinem Offizier geſagt wird , weshalb er den Abſchied er⸗
hält , da jede Kontrolle über die Motive der Dienſtentlaſſung fehltund der Kaiſer das Recht hat , Offiziere jederzeit zur Dispoſition zuſtellen . Eine praktiſche Wirkung hat ſomit ein ſolcher Antrag nicht .
In der Debatte ſelbſt betonte der Abg . Gröber :

„ Der Gegenſatz der Auffaſſung des Herrn Kriegsminiſters und desOffizierſtandes einerfeits und der Auffaſſung der großen Mehrheit des Reichs⸗tags und des ganzen deutſchen Volkes andererſeits ( Sehr wahr ! im Zentrum )iſt durchaus nicht neu . Nur die Formulierung , die der Herr Kriegsminiſterzuerſt ſeiner Auffaſſung gegeben hat , war überraſchend und hat deshalb auch
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eine lebhafte Erregung hervorgerufen . In der Sache ſelber aber hat der
Herr Kriegsminiſter nur , ausgeſprochen , was wir hier im Reichstag leider
ſchon des öfteren von der Stelle des Herrn Kriegsminiſters zu hören bekommen
haben . Es iſt ein unüberbrückbarer klaffender Gegenſatz zwiſchen den An⸗
forderungen der Religion , des Rechts und der Vernunft , und dem falſchen
Ehrbegriffe des Offizierſtandes und derjenigen Volkskreiſe , die dem Offizier⸗
ſtand in dieſer Auffaſſung nachäffen . ( Sehr gut! l ) Im Offizierſtand liegtder Kern der falſchen Auffaſſung , und wenn heute der Offizierſtand ſich be⸗
ſtimmen ließe , zu der Auffaſſung überzugehen , die ebenſo die Religion wie die
Moral und das Strafgefetz und die Vernunft erfordern , dann wären jeneanderen Kreiſe , akademiſche und nichtakademiſche , ſehr bald auch anderer
Meinung . “ ( 61. Sitzung vom 13. Mai 1912 . St . B. S. 1928 )

Der Redner ging dann die einzelnen Forderungen des Zen⸗
trumsantrages durch und begründete ſie des näheren ; er ſchloß mit
den Worten :

„ Eine Offiziersſitte , die den oberſten Kriegsherrn und jeden Kon —
tingentsherrn gleichſam zwingt , denjenigen Offizier zu verabſchieden , der es
ablehnt , eine ſchwere Verletzung der religiöſen und ſittlichen Pflichten zu
begehen und gegen Vernunft und Staatsgefetze zu handeln , das iſt ein innerer
Widerſpruch , der nicht zu halten iſt . Der Kaiſer iſt der Schützerdes Rechts und ſoll ſein ein Bekämpfer des Unrechts . Der
Der Kaiſer , und er allein , kann das große und mächtige Wort ſprechen , das
dem Duell als offtzieller Einrichtung bei den Offizieren ein ſofortiges Ende
machen wird . Möge der Kaiſer in ſeiner hohen , überragenden Stellung end⸗
lich einmal das von der großen Mehrheit des deutſchen Volkes längſt ge⸗
wünſchte ſegensreiche Wort ausſprechen . “

( 61. Sitzung vom 13. Mai 1912 . St . B. S. 1934 )

Der Kriegsminiſter erklärte :

„ Ich faſſe nach den Ausführungen des Herrn Abgeordneten Gröber in
der Kommiſſion wie auch heute im Plenum den Sinn der Reſolution ſo auf ,
daß damit kein Eingriff in die Kommandogewalt des Kaiſers beabſichtigt iſt ,
deren Sache es allerdings allein iſt , die erlaſſenen Orders zur Durchführung
zu bringen . ( Sehr richtig ! rechts . ) Ich meine , die Reſolution will lediglich
Anregungen geben , in welcher Weiſe die Abſichten der Allerhöchſten Order
von 1897 noch beſſer erreicht werden könnten . Ich bin bereit , dafür ein⸗
zutreten , daß dieſe Anregungen geprüft werden , und ich bin vor allen Dingen
auch bereit , für eine volle Durchführung der Allerhöchſten Order vom Jahre
1897 einzutreten , wenn ſich herausſtellen ſollte , daß Sinn und Abſichten
dieſer Order noch nicht überall genügend Beachtung gefunden haben . “

( 61. Sitzung vom 13. Mai 1912 . St . B. S. 1936 )

Man erwartet in den Reihen der Zentrumsfraktion ganz be⸗

ſtimmt , daß eine neue Kabinettsordre in der Richtung der Reſolu⸗
tion der Kommiſſion ergehen wird , zumal auch der Reichskanzler
erklären ließ , daß er ſich dafür einſetzen werde .

44 . Die Erhöhung der Mannſchaftslöhnung von 22 auf 30 Pf .
für Fußtruppen und von 27 auf 35 Pf . für berittene Truppen war
vom Bundesrat für das Jahr 1913 in Ausſicht genommen . Das

Zentrum ließ als erſte Partei ſofort im Plenum erklären , daß dieſe
Erhöhung gleichzeitig mit der Militärvorlage in Kraft treten müſſe .
In der Kommiſſion ſtellte das Zentrum den Antrag , die Löhnung



ab 1. Oktober 1912 in der genannten Weiſe zu erhöhen . Die Mehr⸗
ausgaben betragen 7,5 Millionen Mark . Durch dieſen Beſchluß iſt
nachgeholt worden , was 1909 nicht durchgeführt werden konnte .
Durch Ablehnung des Etats haben die Sozialdemokraten auch
gegen dieſe Erhöhung der Mannſchaftslöhnung geſtimmt .

45 . Die Gewährung der Veteranenbeihilſe gibt noch immer
Anlaß zu vielen Beſchwerden . Abg . Dr . Belzer ſwies am 8. Mai
1912 auf die großen Fortſchritte der neuen Regelung hin :

„ Ich bedauere aufrichtig , daß bei den ausführenden Organen dieſe
Tendenz vielfach nicht befolgt wird . Aus zahlreichen Fällen , die mir be⸗
kannt ſind — und wahrſcheinlich auch vielen von Ihnen — habe ich den
Eindruck gewonnen , daß bei der Auslegung dieſer Ausführungsbeſtimmungen
oft viel zu rigorors verfahren wird . Ein weiterer Mangel beſteht darin ,
daß die Beſtimmungen nicht gleichmäßig ausgeführt werden . Iſt es wirklich
notwendig , daß , wenn in dem einen Jahr ein Mann ein ärztliches Atteſt
erhalten hat , man von ihm im nächſten Jahre bei einem erneuten Geſuchwiederum ein kreisärztliches Zeugnis verlangt ? Das koſtet doch Geld , fürden armen Veteranen ſogar viel Geld . Auch ich bin der Anſicht , daß der
Geſundheitszuſtand unſerer Veteranen bei ihrem vorgeſchrittenen Alter regel⸗
mäßig ein derartiger iſt , daß man auf ärztliche Atteſte möglichſt verzichten
ſollte . Jedenfalls hoffe ich, daß meine Worte dazu beitragen , daß weitere
wohlwollende Anweiſungen des Bundesrats hinausgehen , daß vom Herrn
Reichskanzler verſucht wird , in Einklang mit der Auffaſſung des Bundesrats
wie des ganzen Reichstags eine möglichſt milde Praxis herbeizuführen . Das
iſt dringend notwendig ! “ Im Volke wird viel und allerwärts über die
Veteranenbeihilfe geſprochen , und wenn man dann hört , wie die Offiziers⸗
penſionen ſo leicht und ſo flott bewilligt werden ( ſehr richtigl im Zentrumund links ) , während bei den Veteranenbeihilfen ein ſo umſtändliches , oft
hartes Verfahren eingeſchlagen wird , ſo macht das viel böſes Blut . “

( 56. Sitzung vom 8. Mai 1912 . St . B. S. 1772)
Er gab dann eine Reihe praktiſcher Anregungen , wie die

Veteranen ſchneller zu ihrer Beihilfe gelangen können . Abg . Bau⸗
mann ſtimmte ihm bei :

„ Am meiſten kommen ſolche Abweiſungsfälle vor bei Auszüglern , Aus⸗
trägern , die neben einigen hundert Mark Austrag noch ein kleines Ver⸗
mögen von einigen Tauſend Mark haben , aus dem ſie vielleicht 80 oder100 Mark an Zins erzielen , die aber mit dem Austrag zuſammen langenoch keine 600 Mark Einkommen haben und dennoch abgewieſen werden .Die Behörden ſcheinen der Meinung zu ſein , es müſſe der Kriegsveteran ſeinVermögen bis zum letzten Pfennig aufgezehrt haben , um eine Beihilfe zuerhalten . Andere haben ein Häuschen , das ſie bewohnen , und vielleicht einigeAeckerchen dazu , auf denen ſie ihr Brotkorn , ihre Kartoffeln , etwas Futterzur Haltung einer Kuh bauen , um ſo die nötigſten Lebensmittel zu haben .Auch dieſe werden abgewieſen , weil noch Beſitz vorhanden , wenn er auchzum größten Teile verſchuldet iſt . Mit der Beihilfe von 10 Mark kann jakein Veteran leben , zumal wenn er noch eine Frau hat ; in der Tat ſoll es
doch nur eine Beihilfe zur Lebenshaltung ſein . Ebenſo iſt es mit denen , die
uuf ihre erwachſenen ſelbſtändigen Kinder verwieſen werden , die oft felbſtnicht das Notwendigſte im Leben haben und die alten Veteranen unter⸗
ſtützen ſollen . Kurz , meine Herren , die äußeren Behörden verkennen die
Notlage ſo vieler kleiner Familien vollſtändig . Der Reichstag hat bisher
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nach Möglichkeit Mittel zur Verfügung geſtellt , daß dieſe hilfsbedürftigen
Veteranen unterſtützt werden , die bisher durch die Engherzigkeit und teil⸗
weiſe Hartherzigkeit der äußeren Behörden abgewieſen worden ſind . “

667. Sitzung vom 9. Mai 1912 . St . B. S. 1788 )

46 . Das raſche Anwachſen des Penſionsfonds gab dem Zen⸗
trum Veranlaſſung , folgenden Antrag einzubringen :

„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , eine Novelle zum Beamten⸗ und
Offizierspenſionsgeſetz vorzulegen , durch welche Einkommen aus einer im
Ruheſtande erfolgten Privatanſtellung unter beſtimmten Vorausſetzungen auf
das Ruhegehalt angerechnet werden können . “

Abg . Erzberger führte zur Begründung aus :

„ Im Jahre 1872 , alſo unmittelbar nach dem Kriege , hatten wir
49 Millionen für die penſionierten Offiziere und Mannſchaften ausgegeben ,
und zwar iſt die Summe im Penſionsfonds und im Reichsinvalidenfonds
enthalten . Es iſt intereſſant , daß im Jahre 1880 noch ganz dieſelbe Summe
ausgegeben wurde , ja , daß auch 1888 nur 53 Millionen Mark auf dieſem
Gebiete verausgabt worden ſind . Wir haben alſo in den erſten nahezu
20 Jahren des Beſtehens des Deutſchen Reiches faſt immer die gleich hohen
Summen für penſionierte Offiziere und verunglückte Soldaten auszugeben
gehabt . Seit 1890 iſt ein gewaltiges Anwachſen des Penſionsfonds zu ver⸗
zeichnen : 1895 ſchon 76 Millionen Mark , 1900 115 Millionen Mark ,
1906 135 Millionen Mark und 1912 143 Millionen Mark . Als in 40 Jahren
ſeit dem Beſtehen des Reiches haben wir eine Vermehrung des Penſions⸗
fonds um rund 300 Prozent zu verzeichnen ! Wir haben hier ein An⸗
wachſen des Penſionsfonds in einer geradezu erſchreckenden Weiſe . ( Sehr
richtigl im Zentrum und links . ) Dieſe Tatſache iſt nicht aus der Welt zu
ſchaffen . Wenn man nun zugeben will — und jeder Abgeordnete wird das

zugeben — daß denjenigen Perſonen , die ihre Geſundheit —ich denke hier
zunächſt an die Mannſchaften — während des aktiven Dienſtes verloren

haben oder in ihrer Erwerbstätigkeit beeinträchtigt worden ſind , dafür eine

Gegenleiſtung ſeitens der Allgemeinheit gewährt werden muß , ſo kann dem
niemand widerſprechen . Man wird es auch als ſelbſtverſtändlich anſehen , daß
Offiziere , die das Kriegshandwerk als ihren Beruf anſehen , die aber nicht
mehr im Beſitze ihrer vollen geiſtigen und körperlichen Kräfte ſind , um ihre
Stelle verſehen zu können , penſioniert werden müſſen . Aber mit aller

Schärfe hat ſich die Volksvertretung gegen Penſionen und Penſionierungen
zu wenden , die ſachlich nicht gerechtfertigt werden können . ( Sehr richtig ! im

Zentrum ) “ ( 57. Sitzung vom 9. Mai 1912 . St . B. S. 1800 )

Redner führte dann eine Anzahl ſolcher Penſionen an , rügte ,
daß deutſche Offiziere , die ins Ausland beurlaubt wurden , Penſion
erhalten , und ſtellte ſolchem entgegenkommenden Verhalten gegen⸗
über die Engherzigkeit der unteren Behörden bei Militärrenten

und Kriegsbeihilfen .
„ Nun haben ſich in letzter Zeit häufig Fälle ereignet — ich könnte eine

ganze Anzahl mir perſönlich aus ihrer Tätigkeit im Reichstag bekannten
Herren anführen , mit denen man als Regierungskommiſſare zu tun hatte , die

man jahrelang in der Budgetkommiſſion geſehen hat , die dann plötzlich
penſioniert wurden und als Leiter einer Werft , einer Schiffahrtslinie , eines
großen Beleuchtungsgeſchäftes , als Leiter einer anderen großen Organiſation ,
vielleicht noch als hochmögender Aufſichtsrat einer Unternehmung , welche
recht viel an das Reich zu liefern hat , angeſtellt wurden —letzteres iſt am

bedenklichſten — die alle könnte ich aufzählen und jedesmal dahinter den



Namen einer recht prominenten Perſönlichkeit ſetzen . Die Sachen häufen
ſich. Die Bemühungen , hier eine Aenderung herbeizuführen , haben auch
ſchon früher eingeſetzt . Ich ſelbſt habe im Jahre 1906 , als das Militär⸗
penſionsgeſetz geſchaffen wurde , verſucht , in ähnlicher Weiſe vorzugehen ,wie es jetzt die Budgetkommiſſion beantragt hat ; denn es iſt kein neuer Ge⸗
danke , daß ſich ein Penſionär eine Kürzung der Penſion — darum handeltes ſich, und ich glaube , damit kommt man am ſchnellſten vorwärts — ge⸗fallen laſſen muß , wenn er ein dauerndes und ſicheres Einkommen bezieht .
( Sehr richtig ! links . ) Das iſt in dem großen Gebiet unſerer Arbeiter⸗
verſicherung , unſerer Privatbeamtenverſicherung durchgeführt , das hat der
Reichstag unmittelbar vor den Neuwahlen beſchloſſen , daß , wenn ein
Privatbeamter nebenher Gehalt bezieht , er ſich gefallen laſſen muß , daßſeine Penſion , die er erworben hat — und er hat denſelben Anſpruch daraufwie Staats⸗ und Reichsbeamte ; denn er muß Beiträge dazu zahlen , um
überhaupt Penſion zu erwerben — dann , wenn er nachher penſioniert wird
von der Reichsverſicherung , ihm ruhig gekürzt wird , wenn er dauernde
Nebenbezüge hat . Aber das iſt etwas anderes , das trifft freie Angeſtellte .
Noch ſchärfer iſt es durchgeführt bei Beamten und Offizieren . Dieſe werden
in Privatſtellen ohne weiteres im Gehalt gekürzt , und auch wenn ſie in
Kommunaldienſt übertreten , werden ſie im Gehalt gekürzt . Da iſt es er⸗
wägenswert , ob nicht ähnlich die entſprechenden Stellungen im Privatdienſt ,die auch ein ſehr ſicheres Einkommen bieten , alſo eine dauernde Privat⸗
ſtellung , nicht gleichgewertet werden ſollen , ſo daß eine Kürzung der Penſioneintritt . “ ( 24. Sitzung vom 12. März 1912 . St . B. S. 566 )

Der Antrag wurde mit großer Mehrheit angenommen .

** **

Kleine militäriſche Wünſche . Wie ſchon ſeit einer Reihe von
Jahren forderte das Zentrum wiederum :

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , alsbald die erforderlichen
Anordnungen zu treffen , wonach

J. Freifahrt für die beurlaubten Soldaten auf den deutſchen Eiſen⸗
bahnen gewährt wird ,

2. die Einberufungen der Reſerviſten und Landwehrmänner nicht zuSaat⸗ und Erntezeiten geſchieht . “ (I. Seſſ . 1912 , Druckſ . Nr . 22)
Dr. Trendel forderte Vereinfachung beim Abſchätzen der

Flurſchäden und ſtrengere Beſtrafung der Spionage ( 60. Sitzung
vom 11 . Mai 1912 , St . B. S . 1879 ) . — Abg . Erzberger
wünſchte eine größere Berückſichtigung Süddeutſchlands bei der
Vergebung der Marinelieferungen .

VI . Finanzweſen .
47 . Der erſte Etat für das Jahr 1912 . Der vom früheren

Reichsſchatzſekretär Wermuth vorgelegte Etat für 1912 enthielt an
Einnahme aus Zöllen , Steuern und Gebühren die Summe von
1561 Millionen Mark ; das Jahr 1911 war im Voranſchlag ein⸗
geſetzt mit 1482 Millionen Mark . Der neue Etat enthielt alſo eine
Mehreinnahme von 79 Millionen Mark . Die tatſächliche Ein⸗



77 —

nahmen des Jahres 1911 aber ergaben nicht 1482 Millionen Mark ,
ſondern rund 1666 Millionen Mark . Der Voranſchlag des Jahres
1912 blieb alſo gegenüber den wirklichen Einnahmen von 1912 um
rund 105 Millionen Mark zurück . Staatsſekretär Wermuth
meinte am Schluſſe ſeiner Etatsrede :

„ Der Etat von 1912 beruht alſo in allem Maße auf denſelben Grund —
ſätzen wie ſeine beiden Vorgänger . Er beſtreitet die aus der bisherigen
Entwicklung hervorgehenden Ausgaben mit den ſich weiter entwickelnden bis⸗
herigen Einnahmen und mit 80 Pfennig Matrikularbeiträgen . Er ent⸗
laſtet den außerordentlichen Etat um 80 Millionen Mark und vermindert
die Anldihe um 53 Millionen Mark . “

656. Sitzung vom 14. Februar 1912 . St . B. S. 22)

Die an dieſe Etatsrede ſich anſchließende Generaldebatte zum
Etat ſtand ſchon unter dem Eindruck der kommenden Wehrvorlagen
und der von Wermuth geplanten Vorlegung der Kindeserbſchafts —
ſteuer , was den Abg . Speck zu der Bemerkung veranlaßte :

„ Wir würden die Wiedereinbringung der von uns im Jahre 1909 ab⸗
gelehnten Erbanfallſteuervorlage im jetzigen Zeitpunkt als eine Brüskierung
derjenigen Parteien betrachten müſſen ( hört ! hört ! links ) , die das große
Opfer gebracht ( Gelächter link ) und die Reichsfinanzreform geſchaffen
haben . ( Anhaltendes Gelächter links . — Bravo ! rechts und im Zentrum . )
Aber die ganze Situation muß uns doch Veranlaſſung geben , zu prüfen ,
ob tatſächlich zur Deckung eines eventuellen Mehrbedarfs die Erſchließung
neuer Steuerquellen unumgänglich notwendig erſcheint . Der Etat , wie er
uns jetzt vorliegt , iſt eigentlich nur ein Scheinetat . Die Aus⸗
gabenziffern dieſes Etats werden in weſentlichen Punkten durch die Geſetz —
entwürfe , die wir in bezug auf Heer und Flottenvermehrung zu erwarten
haben , abgeändert ; der Etat wird alſo in dieſer Form , wie wir ihn vor uns
haben , nicht beſtehen bleiben können . Es iſt allerdings ſchwer , jetzt ſchon
ein richtiges Bild unſerer Finanzlage zu gewinnen , weil wir darüber voll⸗
ſtändig im unklaren ſind , wie hoch die Mehrforderungen ſich geſtalten werden ,
die durch die in Ausſicht ſtehenden Geſetzentwürfe veranlaßt werden . Immer⸗
hin möchte ich aber jetzt ſchon darauf hinweiſen , daß die Aufſtellung des
Etatsentwurfs für 1912 in einer Weiſe erfolgt iſt , die es ſehr wohl ermög⸗
licht , noch große Summen zur Verfügung des Ordinariums zu ſtellen , ohne
daß wir mit den Prinzipien einer geſunden Finangebarung in Widerſpruch
kommen .

Zwei Wege ſtehen zur Erreichung dieſes Zieles offen . Der eine Weg iſt
der , daß wir vor allen Dingen die Einnahmen in einer Weiſe feſtſetzen , wie
ſie den tatſächlich zu erwartenden Erträgniſſen auch wirklich entſprechen .
Wir haben es ja in den zwei letzten Jahren in dieſem Punkte etwas leicht
genommen . Wir hatten im Etatsgeſetz dieſer Jahre jeweils die Beſtimmung ,
daß die Mehreinnahmen aus den eigenen Einnahmen des Reiches und aus
den Ueberweiſungsſteuern zur Schuldentilgung verwendet werden müſſen .
Wir hatten alſo kein beſonderes Intereſſe daran , die Einnahmen auch wirk⸗
lich ſo zu ſchätzen , wie wir ſie als richtig annahmen . Das einzige Inter⸗
eſſe , das der Reichstag dabei hatte , war , daß wir die Einnahmen nicht zu
hoch anſetzten , daß wir nicht das Riſiko liefen , mit Mindereinnahmen rechnen
zu müſſen , und damit ſchließlich zu Fehlbeträgen beim Rechnungsabſchluß
kämen . Ich würde kein Bedenken tragen , dieſes Verfahren bei der Schätzung
der Einnahmequellen auch in Zukunft beizubehalten , vorausgeſetzt , daß die
Schuldentilgungsklauſel im Etatsgeſetz verbleibt , wenn wir nicht beſtimmt
mit erheblichen Mehrausgaben im Ordinarium zu rechnen hätten . Wir



waren uns bei der Einnahmeſchätzung in den letzten beiden Jahren ſehrwohl bewußt , daß wir viel zu niedrig gegriffen haben . Wir haben das auchin der Budgetkommiſſion wiederholt zum Ausdruck gebracht . Die Folgedieſer niedrigen Schätzung der Einnahmen waren die großen Ueberſchüffe ,die wir jetzt zu konſtatieren haben . Der Herr Reichsſchatzſekretär hat geſternerwähnt , daß wir für das Rechnungsjahr 1910 mit Ueberſchüſſen von 118Millionen Mark zu rechnen hätten . Ich ſchätze die Ueberſchüſſe , die wir ausdem laufenden Rechnungsjahr 1911 zu erwarten haben , auf mindeſtens150 Millionen Mark . ( Hört ! hört ! ) Eine ſolche Ueberſchußwirtſchaft ent⸗
ſpricht zweifellos nicht den Grundlagen einer geſunden Finanzwirtſchaft ,und ſie wird nur erträglich , wenn der Anreiz beſeitigt wird , der in den
Ueberſchüſſen für die Begehrlichkeit des Reſſorts liegt . “

(6. Sitzung vom 15. Februar 1912 . St . B. S. 31 )
Der Redner wies dann nach , wie eine ganze Reihe von Ein⸗

nahmen zu minder eingeſchätzt ſei ; ſo ſei künſtlich ein Defizit ge⸗
ſchaffen , um einen Zwang zu neuen Steuern zu haben :

„Nicht nur das Reich , auch die Einzelſtaaten , die Kommunalverbände ,die Gemeinden haben die Steuerkraft des Volkes in einem außergewöhnlichenMaße in Anſpruch genommen . Wir ſind deshalb der Meinung , daß manunter allen Umſtänden verſuchen muß , neue Steuern , welcher Art ſie auch ſeinmögen , zu vermeiden . “
(6. Sitzung vom 15. Februar 1912 . St . B. S. 32)

Staatsſekretär Wermuth war ob dieſer berechtigten Kritik
ſeines Etats nicht erbaut ; er mußte zwar die hohen Ueberſchüſſe
von 1910 und 1911 zugeben ; aber die neuen Schätzungen ſeien mit
großer Sorgfalt gemacht worden . Reichskanzler von Beth⸗
mann Hollwen erklärte am folgenden Tage :

„ Meine Herren , der Abgeordnete Speck hat geſtern für den Fall , daßdie Regierung dieſe Art von Beſitzſteuer doch wieder bringen ſollte , das alseine Brüskierung der Parteien bezeichnet , welche den damaligen Entwurfder Erbanfallſteuer abgelehnt hatten . ( Sehr richtig ! im Zentrum . ) Das⸗
iſt ein ſehr ſtarkes Wort , hinter dem ſich Machtanſprüche verbergen , die ichnicht anerkennen kann . “ ( Lebhaftes Bravol links . )

(7. Sitzung vom 16. Februar 1912 . St . B. S. 65)
Abg . Gröber kam am 17 . Februar auf die nicht beantwortete

Frage zurück , wie es denn mit den Ueberſchüſſen von 1911 ſtehe :
„ Wenn der Ueberſchuß auch nur etwa 100 Millionen überſteigt , dannwird doch zu überlegen ſein , ob man angeſichts eines ſolchen Ueberſchuſſesnoch nötig hat , an eine weitere Vermehrung der Einnahmen zu denken .

Gehr richtig ! im Zentrum . ) Wir ſind weit entfernt davon , die Erlangungvon Ueberſchüſſen als ein „ Verbrechen “ anzuſehen . Ich glaube , niemandvon uns , niemand im ganzen Hauſe hat eine Aeußerung fallen laſſen , die
ſo geklungen hätte . Den Vorwurf macht niemand dem Herrn Schatzfekretär ,wenn er uns freudig mitteilen kann , es ſei ein bedeutender Ueberſchußſchon eingetreten oder noch zu erwarten . Aber für verantwortlich würdenwir es allerdings anſehen , wenn angeſichts großer Ueberſchüſſe noch an eine
Belaſtung des Volkes mit neuen Steuern , die nicht notwendig ſind , gedachtwerden ſollte . Das würden wir allerdings als unzuläſſig änfehen ; ß ;Eine genaue Nachprüfung der Einnahmeaufſtellung angeſichts einer ſolchenMitteilung iſt um ſo notwendiger , als der Herr Schatzſekretär in der neuen
Etatsvorlage von den Grundſätzen abgewichen iſt , die bisher wiederholt , und
namentlich noch bei der Bedarfsberechnung für die Reichsfinanzreform ,



von der Regierung aufgeſtellt und von allen Parteien des Hauſes anerkannt
worden ſind . Der Herr Schatzſekretär darf überzeugt ſein , daß wir von
unſeren Grundſätzen auf dem Gebiete des Finanzweſens durchaus nicht ab⸗
zuweichen geſonnen ſind . ( Sehr richtigl im Zentrum . ) Wir halten an dieſen
Grundſätzen feſt . Zu dieſen Grundſätzen gehört aber , wenn uns neue
Steuern in Ausſicht geſtellt worden ſind , vor allem auch die Prüfung der
Frage : ſind überhaupt neue Steuern notwendig ? ( Sehr richtigl im Zentrum )
reichen nicht möglicherweiſe Ueberſchüſſe aus , um das neue Bedürfnis , das
ausgerechnet wird , zu decken ? Nach dieſer Richtung müſſen wir uns die
endgültige Stellungnahme durchaus vorbehalten . Die ernſten Erfahrungen
gerade bei der Reichsfinanzreform und nicht zum mindeſten die leiden⸗
ſchaftlichſten Kämpfe , die wir ja alle bei den letzten Wahlen haben durch⸗
machen müſſen , zwingen geradezu zu der allerſtrengſten Prüfung der Be⸗
dürfnisfrage , wenn neue Steuern verlangt werden . “

(8. Sitzung vom 17. Februar 1912 . St . B. S. 109 )

Staatsſekretär Wermuth teilte auch jetzt die genaue
Summe der Ueberſchüſſe nicht mit , ſondern meinte :

„ Bisher — geſtatten Sie mir die freie Darlegung — waren die Herren
Abgeordneten Speck und Gröber mit der Reichsverwaltung der Meinung ,
daß man die Wiedergeſundung der Reichsfinanzen ſo ſchnell und ſo nach⸗
drücklich wie möglich herbeiführen ſoll . ( Zuruf aus dem Zentrum : Wenn
Geld da iſt !) Sie ſind aber in dieſem Beſtreben bedenklich geworden , ſeit
ſich ergeben hat , daß ein erheblicher Mehrbedarf eintreten wird , und ſeit⸗
dem ſie gewahr geworden ſind , daß zur Deckung dieſes Mehrbedarfs Steuern ,
und insbeſondere eine Ihnen nicht genehme Steuer , würden herangezogen
werden müſſen . . . . Soll denn wirklich die Erbſchaftsſteuer für immer und ewig
als tiefer Schatten über unſerem ganzen politiſchen Leben liegen ? ( Sehr
richtig ! rechts . ) Soll die Kluft , die dieſes Wort eröffnet hat — es iſt darauf
hier ſchon hingedeutet — fernerhin erweitert und vertieft werden ? “

(8. Sitzung vom 17. Februar 1912 . St . B. S. 115 )

Demgegenüber meinte Reichskanzler von Bethmann
Hollweg am folgenden Tage :

„ Ich meine , man ſollte dieſen Zeitpunkt der Einbringung der Vor⸗
lagen doch zunächſt einmal abwarten . Sonſt kriegen wir vom Parlament
immer zu hören , Deckung zu ſuchen ſei eine Aufgabe der verbündeten Re⸗
gierungen und nicht des Reichstags . Ich bin ganz derſelben Anſicht , und
darum ſollte man auch in dieſem Fall nicht über die Deckungsfrage ſprechen ,
bevor nicht die Vorſchläge der verbündeten Regierungen Ihnen vorliegen .
Wir , der Herr Schatzſekretär und ich, haben nicht angefangen , von der Erb⸗
ſchaftsſteuer zu ſprechen , ſondern wir haben nur erwidert auf die Be⸗
merkungen , die aus dem Hauſe gefallen ſind , und haben dies tun müſſen ,
um zu zeigen , daß den verbündeten Regierungen volle Freiheit in der
Deckungsfrage offen bleiben muß . Antizipierte Erörterungen über dieſe
Frage können die ſchwierige Situation nicht erleichtern , und ich möchte
deshalb die dringende Bitte an das hohe Haus richten , die Kritik bis zu
dem Zeitpunkt aufzuſchieben , wo die verbündeten Regierungen mit ihren
Vorſchlägen hervorgetreten ſein werden . “ ( St . B. S. 146 )

Im Reichstag ſah man in dieſer Erklärung des Reichskanzlers
ein Abrücken vom Schatzſekretär , der ſich ohnehin in den einzelnen
Reſſorts keiner beſonderen Beliebtheit erfreute . Die Konferenz der

bundesſtaatlichen Miniſter , die bald darauf tagte , lehnte die Ein⸗

bringung der Erbſchaftsſteuer ab, die ſie nicht als geeignet anſah,
um das Zuſtandekommen der Wehrvorlagen zu ſichern . Sie ging



vielmehr einen anderen Weg : ſie brachte neben der Abſchaffungder Liebesgabe eine höhere Einſtellung der Einnahmen . Staats⸗
ſekretär Wermuth reichte nach dieſer Desavouierung durch den
Bundesrat ſeine Entlaſſung ein ; dieſe wurde ſofort angenommen
und an demſelben Tage noch Unterſtaatsſekretär K ühn zum
Schatzſekretär ernannt . Dieſer legte dann den

48 . Zweiten Etat für das Jahr 1912 vor . Dieſer beſtimmte
zunächſt , daß die Ueberſchüſſe des Jahres 1911 — und endlich
wurde bekannt , daß ſie mit 230 Millionen Mark eher zu niedrigals zu hoch geſchätzt ſeien , tatſächlich ſind es rund 250 Millionen
Mark — für das Jahr 1912 in der Reichskaſſe zu be⸗
laſſen ſeien und daß ſie mit den etwaigen Ueberſchüſſen von
1912 auch zur Deckung der einmaligen Ausgaben der Wehrvor —
lagen zu verwenden ſeien . Für das Jahr 1912 erheiſchten die Wehr⸗
vorlagen eine Mehrausgabe von 94,5 Millionen Mark ; dieſe
Summe mußte alſo beſchafft werden , um den Etat in Ordnung zu
halten . 14,5 Millionen Mark ſollten aus der Abſchaffung der
Liebesgabe fließen , ſo daß noch 80 Millionen Mark zu beſchaffen
waren . 10 Millionen Mark Erſparnis bei der Verzinſung der
Reichsſchuld konnten gemäß den Erfahrungen für 1911 angeſetzt
werden . Beim Nordoſtſeekanal gingen die Arbeiten ſo langſamvor ſich, daß man ohne Verlangſamung des Ausbaues an der
geforderten Rate von 42 Millionen Mark 10 Millionen Mark
abſetzen konnte . Somit blieben noch 60 Millionen Mark zubeſchaffen . Der Bundesrat ſchlug vor : die Einnahmen aus den
Zöllen und Steuern um 45 Millionen Mark , aus der Poſt um
10 Millionen Mark , aus den Reichseiſenbahnen um 3 Millionen
Mark zu erhöhen und den Reſt aus Ausgleichsbeträgen zu holen .
Ließ ſich dieſer Vorſchlag rechtfertigen ? Bei den Zöllen ſicher ;denn dieſe brachten ſchon 1911 rund 105 Millionen Mark mehr ,als der erſte Etat eingeſetzt hatte ; ging nun der zweite Etat auch
um 45 Millionen Mark höher , ſo blieb er immer noch um
60 Millionen Mark hinter den tatſächlichen Ergebniſſen von 1911
zurück und trägt damit der ſchwankenden Konjunktur genügend
Rechnung . Von dieſen 45 Millionen Mark Mehreinnahmen ent⸗
fallen allein 25,5 Millionen Mark , alſo 60 Prozent , auf die be —
ſitzenden Kreiſe des deutſchen Volkes ( 18 Millionen Mark
aus Börſenſteuer , 1 Million Mark aus Tantiemenſteuer , 1,5 Milli⸗
onen Mark aus Erbſchaftsſteuer und 5 Millionen Mark aus Zu⸗
wachsſteuer ) , dazu kommt noch eine erhebliche Einnahme aus dem
Tabakwertzoll , den die beſitzenden Kreiſe tragen . Schon dieſe Zahl
ſagt , wie falſch der Einwand iſt , der Beſitz zahle nichts zu den Koſten
der Wehrvorlage . Dieſe Höherſchätzung der Zoll⸗ und Steuer⸗
einnahmen um 45 Millionen Mark läßt ſich bei aller Vor⸗



ſicht rechtfertigen. Schließlich hat auch der ganze Reichstag
zugeſtimmt ; die Erhöhung der Poſt - und Reichseiſenbahn⸗
einnahmen ſtützt ſich auf eine Durchſchnittsberechnung von
zwölf Jahren , welche ein Mehr von 15,6 Millionen Mark .
bei der Poſt ergibt ; hier ſind nur 10 Millionen Mark
eingeſtellt . Alſo auch hier iſt die Schätzung eine ſorgfältige . Gerade

Wermuth hat ſich mit ſeinen Schätzungen der Einnahmen ſtets er⸗
heblich geirrt , bis zu 75 Prozent , und dies bei alten Steuern . So
konnte das Zentrum dieſer neuen Etatsaufſtellung zuſtimmen , ohne
daß es ſeine bisherigen Grundſätze in der Finanzpolitik verleugnet
hätte ; im Gegenteil , der Abg . Erzberger konnte vielmehr
feſtſtellen , daß folgende acht Grundſätze für ſeine Fraktion ent —
ſcheidend ſeien :

„I . Keine Ausgabe ohne Deckung , parallel unſeren Grundſätzen
von 1909 . Jetzt wird die Sache von den Gegnern umgekehrt : keine Aus⸗
gaben ohne neue Steuern . Dieſen Grundſatz haben wir nicht aufgeſtellt .

2. Wir wünſchen keine Schuldenwirtſchaft ; nur werbende
Anlagen ſollen neu auf Anleihe aufgenommen werden ; das wird nach dem
neuen Etat im Heer im nächſten Jahre erreicht und es wird und kann in

der Flotte bereits 1914 erreicht werden können . Warum erreicht werden
können ? Weil heute unter den fortdauernden und einmaligen Ausgaben des
Reichspoſtetats eine ganze Menge Ausgaben enthalten ſind , die als für
werbende Zwecke bezeichnet werden können . Wir haben in der Kommiſſion
ſchon die einzelnen Poſitionen bezeichnet und wir müſſen dieſe Ausgaben
werbender Art ſchon dahin legen , wohin auch Herr Kollege Gothein ſie legen
will , auf den außerordentlichen Etat ; dahin gehört alles , was ſich verzinſt , und
wir können bereits im Jahre 1914 in der Marine da ſein , wo wir erſt 1917
ſein wollen , auch nach dem neuen Etat , wie er vorgelegt iſt .

3. Wir halten unter allen Umſtänden auch an der 1909 be —⸗
ſchloſſenen geſetzlichen Schuldentilgung feſt . Da iſt Herrn
Abgeordneten Baſſermann und Herrn Dr. Mülller ( Meiningen ) ein großer
Irrtum unterlaufen . Sie meinten , die geſetzliche Schuldentilgung beſtehe
darin , daß Schulden tatſächlich aufgekauft würden . Wo ſteht denn das ? Die
Reichsſchuldenordnung vom 19. März 1900 wie die Reichsfinanzreform vom
15. Juli 1909 ſagen : die Schuldentilgung kann in zweierlei Weiſe erfolgen :
entweder durch Aufkauf laufender Anleihen oder aber durch Verminderung
des Anleihebedarfs . Wenn wir irgendein großes wirtſchaftliches Unternehmen
durchführen —ich will nur einmal den Fall ſetzen : Verſtaatlichung des Kali⸗
bergbaues ; ich nehme einen ganz theoretiſchen Fall — müßten wir eine große
Anleihe für werbende Zwecke aufnehmen . Wenn wir nun von dieſer Anleihe
61 Millionen abſchreiben , dann wird niemand behaupten können , wir hätten
keine Schulden getilgt . Wenn wir die Anleihen für werbende Anlagen ver⸗
mindern , ſo iſt das geradeſo eine Schuldentilgung , wie wenn wir Schulden
aufkaufen . Dieſer Grundirrtum iſt auch Herrn Wermuth in ſeiner bekannten
Broſchüre paſſiert .

4. Wir wollen uns auch bemühen , den Bundesſtaaten nicht mehr als
80 Pfennig pro Kopf der Bevölkerung an ungedeckten Matrikular⸗
beiträgen aufzuerlegen . Auch ein alter Grundſatz !

5. Wir halten an den Verbeſſerungen feſt , die der ordent⸗
liche Etat des Jahres 1912 in Höhe von 82,5 Millionen Mark bringt . Wir
halten auch daran feſt , daß die weiteren Koſten des Nordoſtſeekanals das
ſind die Hauptkoſten — aus den laufenden Einnahmen beſtritten werden ,
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obwohl ſogar Herr Kollege Gothein im Reichstage und in der Oeffentlichkeit
wiederholt erklärt hat : dieſe 42 Millionen kann man gar nicht allein der
Gegenwart auferlegen ; das gehört auf Anleihe genommen . Trotzdem haltenwir und auch die verbündeten Regierungen an dieſen Verbeſſerungen des
Etats für 1912 feſt .

6. Wir bewilligen keinen Pfennig an Ausgaben auf künftige Ueber⸗
ſchüſſſe . Eine ganze Reihe von Herren ſprechen immer davon , die ganze
Deckung liege in künftigen Ueberſchüſſen . Das iſt nicht der Fall ; ſondern es
werden die Ausgaben auf Grund einer ſorgfältig geſchätzten Einnahmeſchätzung
bewilligt .

7. Wir wollen die Einnahmen ſo ſorgfältig wie möglich ein⸗
ſchätzen , ſo, wie man ſie heute gewiſſenhaft einſchätzen kann und einſchätzen
muß . Der Etat ſoll dadurch nicht blutleer werden , wie der frühere Herr
Schatzſekretär ſagte , noch ſoll er ausgepumpt werden , wie Herr Baſſermann
ſagte . Es ſoll ſogar ein Sicherheitskoeffizient im Etat darin ſein .

8. Wir ſagen allerdings auch : wir wollen dem Volk nicht ohneNot neue Steuern auflegen . ( Sehr richtig ! im Zentrum . ) Das
iſt auch unſer Grundſatz , und nach dieſen acht Grundſätzen werden wir den
Etat und die Deckungsvorlage der verbündeten Regierungen prüfen . Ich
glaube , daß wir dann auch Sukkurs von anderen Parteien erhalten werden ,
beſonders von den Parteien , die heute die Deckung als unzureichend be⸗
trachten . “ ( 45. Sitzung vom 24. April 1912 . St . B. S. 1382 )

Derſelbe Abgeordnete fügte bei , das Zentrum wolle keinen
„friſierten “ Etat , aber auch keinen „verſchleierten Etat “ , ſondern
„ einen der Wirklichkeit möglichſt naheſtehenden Etat “ . Aber wird
der Etat hierdurch nicht „ blutleer “ , wie die Gegner ſagen ?

„ Auch nach dieſer Etatseinſchätzung iſt eine ganze Menge von ſtillen
Reſerven in unſerem Etat vorhanden . Wir haben in dieſem Jahre in⸗
folge der teuren Futterpreiſe im Militäretat rund 15 Millionen Mark mehr
gegenüber dem Vorjahre ſtehen . Gewiß kann das jedes Jahr eintreten ; aber
eine vorſichtige Schätzung , die ſich auf fünf Jahre erſtreckt , darf nicht immer
mit den Ausgabeverhältniſſen des Vorjahres rechnen ; denn dann müßte man
auch die 30 Millionen Mark , die an Zöllen infolge der Trockenheit mehr ein⸗
gegangen ſind , bei den Einnahmen dauernd einſtellen . Da aber dieſe dreißigMillionen Mark Einnahmeſteigerung nicht eingeſtellt ſind , müſſen Sie auchdie 15 Millionen Mark Ausgabeſteigerung als ſtille Reſerve mitlaufen laſſen.Das ſind 75 Millionen in fünf Jahren . Die Einnahmen bei den Zöllen ſchon
für 1912 vertragen eine Erhöhung von fünf Millionen , bei der Poſt um fünfMillionen nach, dem zwölfjährigen Durchſchnitt , bei der Eiſenbahn um eine
und bei den Zinſen um eine Mlllion , macht für 1912 eine Erhöhung von27 Millionen - Mark — wenn man den Etat auspumpen wollte ; ich will das
nicht , ich will nur den Vorwurf zurückweiſen , daß er blutleer ſei — das machtin fünf Jahren 135 Millionen Mark . Dann kommt die Reihe von 1913 bis1917 . Will man hier ſcharf rechnen und die letzte Reſerve heranziehen , dann
braucht man nicht zu zehn Millionen Mark Zollſteigerung herunterzugehen ;dann kann man ruhig ſagen : 13 oder 15 Millionen Mark . Ich tue es nicht ,weil ich einen Sicherheitskoeffizienten im Etat haben möchte . Bei der Poſtkönnen Sie auch um 1 Millionen höher gehen , und Sie brauchen am Schlußnicht 25 Millionen Einnahmeſteigerung in Abzug zu bringen , die die Denk⸗
ſchrift in Abzug gebracht hat . “

( Abg. Erzberger in 45. Sitzung vom 24. April 1912 . St . B. S. 1384)
So konnte auch der Reichskanzler von Be thmann

Hollweg mit Recht ſagen :
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„ Ich muß zugeben , alle finanziellen Zukunftsſchätzungen für eine längereZeit ſind mit einer gewiſſen Unſicherheit behaftet , müſſen mit ihr behaftetſein , auch wenn ſie noch ſo ſorgfältig aufgeſtellt werden . Die Ausdehnung der
Erbſchaftsſteuer , die von der linken Seite des Hauſes grundſätzlich gewünſchtwird , hätte uns nach den Schätzungen einen Ertrag von etwa 60 Millionen
geliefert gegenüber einem Ertrag von 36 Millionen , den wir von der Auf⸗hebung des Branntweinſteuerkontingents erwarten . Kann man nun wirklichbehaupten , daß eine Differenz von 25 bis 30 Millionen bei einem Milliarden⸗etat unſeren Vorſchlag von vornherein zu einem unſoliden ſtempeln müßte ?Ser den Erörterungen in der Oeffentlichkeit in der letzten Zeit gefolgtiſt und aufrichtig ſein will , muß zugeben , daß die Kritik an unſerem Finanz⸗plan nicht lediglich auf finanziellen Erwägungen beruht . ( Sehr gut ! im
Zentrum . ) Ein lautes Wort ſpricht dabei das Mißbehagen darüber , daß wirdie Erbſchaftsſteuer nicht eingebracht haben . ( Sehr gutl im Zentrum . ) Hättenwir das getan , dann wären die Berechnungen der Ueberſchüſſe , die Schätzungender zukünftigen Einnahmen richtiger und gerechter beurteilt worden , und wirwürden nicht den zehnten Teil der üblen Vorwürfe zu hören bekommen haben ,die jetzt gegen uns wegen angeblich unſolider Finanzwirtſchaft erhobenwerden .

Meine Herren , wir haben darauf verzichtet , Ihnen die Ausdehnung der
Erbſchaftsſteuer vorzuſchlagen , weil wir überzeugt ſind , daß wir mit dem
Ertrag , den uns die Aufhebung des Kontingents bringen wird , auskommen ,und weil wir mit der Einbringung der Erbſchaftsſteuer zweifellos die Kluftunter den bürgerlichen Parteien vertieft hätten , ( ſehr richtig ! rechts und Zu⸗rufe links ) — meine Herren , laſſen Sie mich ausreden — aber aller Wahr⸗ſcheinlichkeit nach eine Sicherung für die Deckung der Wehrvorlage nicht ge⸗funden haben würden . ( Sehr richtigl im Zentrum . ) Nun iſt mir allerdingsin der linksliberalen Preſſe in der letzten Zeit tagtäglich als ein unverzeih⸗licher Fehler vorgehalten worden , daß ich die weit zu poſitiver Mitarbeit ent⸗
gegengeſtreckte Hand der ſozialdemokratiſchen Fraktion bei dieſer Gelegenheitzurückſtieße . Nun , meine Herren , will uns dieſe Hand die Wehrvorlage geben ?Guruf bei den Sozialdemokraten : Nein ! ) Ich habe aus der Lektüre IhrerPreſſe bisher nur das Gegenteil herausgeleſen . Wenn wir uns jetzt daraufverlaſſen hätten , daß die Vorliebe der Sozialdemokratie für Beſitzſteuern ſichſtärker erweiſen würde als ihre Abneigung gegen eine Verſtärkung von Heerund Flotte , dann wäre das ein Experiment geweſen , bei dem nur ein folgen⸗ſchwerer Mißerfolg der Regierung herausgekommen wäre . ( Sehr richtig :rechts und im Zentrum . )

Alſo , meine Herren , nicht dem einen zu Liebe und dem andern zu Leidehaben die verbündeten Regierungen von der Einbringung der Erbſchafts⸗ſteuer abgeſehen , ſondern aus dem einfachen Grunde , weil ſie, ohne eine Majori⸗tät für den Entwurf ſich zu ſichern , lediglich der Verbitterung unter den Parteienweiter Vorſchub geleiſtet hätten ( ſehr richtig ! rechts ) und das obendrein im un⸗mittelbaren Zuſammenhang mit der Frage der Wehrhaftmachung und Wehr⸗hafterhaltung des Deutſchen Reiches , bei der eine größtmögliche Einmütigkeitder Volksvertretung erforderlich iſt . “
( 43. Sitzung vom 22. April 1912 . St . B. S. 1301)

Der Abſchluß des Jahres 1911 zeigt in ſeinen Einzelheiten ,
daß die Schätzungen bei den Zöllen nicht zu hoch ſind . Folgende
Tabelle beweiſt dies am deutlichſten :



Iſteinnahme [ BeſchloſſenerEtat 1911
1911 Etat 1912

Zölltetete 638 291 000 [733 593 460 [ 699,3 Mill . M.

SLabakſteitier : l9000 10 58

igatettertttt ; ; 25 814 000] 30 730 126 300
4Zückeſteifß ; 151 919 000 J170 053 918 143,5 „ „
5 Sglzſtete : 58 250000 ] 38 371034 J !
6 Aagahgabef Branntwein 163 476 000 [193 808 347 [187,5

7 Eſſigſäureverbrauchsabgabe . . 641 000 759 254 0,73 „
8 [ Sthaupeinſteter 10 876 000 10 494 755 11535ͤ „7

Lechlmittelſteisrs 8963000 12 258 083 è ò6Ü ;ͤ KR
güsarenſteisere 15 776 000 18 418 645 [ 18,2ů „

11J Brauſteuer und Uebergangsab⸗
obe don Biß ) ß; ß jjj

12J Spielkartenſtempel 1 852 450 1935 573 18
13 ( Wechſelſtempelſteuer 17 190 000 18 681 20317,9 „ „
14 Reichsſtempelabgaben :

A) von Wertpapieren 53 724 698
B) von Gewinnanteilſchein — 49 000 000 639 %%

Und Zinsbogen 11267 315
O) von Kauf⸗ und ſonſtigen

Anſchaffungsgeſchäften . . 15 430 000 ] 24 060 786] 24,6 „ „
D) von Lotterieloſen :

a) für Staatslotterien . . 36605 003837857 366 .
b) für Privatlotterien . . 83390000 190,938 255 11111

E) böon Frächtitrkünndef 1499 000f 17671˙756 13 „
F) von Perſonenfahrkarten . 19 600 000 ] 22 257 958] 22,0 „ „
G) von Erlaubniskarten für

Kraftfahrzeuge . . 2 352 000 3 485 864 3 , „„„
H) von Vergütungen an Mit⸗

glieder von 4 410 000 5 943 252 5. 8
J von Schecks 3 724 000 3 109 482 3 . %

VYvon Grundſtücksüber⸗
Kahniüsßß , 3 43 700 000 [41 292 339 6 %%ͤXͤ

5 Södachsſteſe 13 000 000 10 956 725 180
Eoſchaftsteteftfte 39 000 000 44 892 462 43,5 „ „ „
Skatſſtiſchh Ghiheretete 1 536 950 1810 538 36˙ § ˙

Dieſe Gegenüberſtellung ſagt klarer als alle langen Aus⸗

führungen , daß der zweite Etat der Wirklichkeit viel näher kommt ,
als der Wermuthſche Etat , und daß er noch genügend ſtille
Reſerven enthält , wie die Schätzungen bei den einzelnen Poſitionen
zeigen . Den eigenartigen Verhältniſſen des Jahres 1911 iſt ſowohl
bei den Zöllen mit 34 Millionen Mark wie bei der Zuckerſteuer mit
27 Millionen Mark Rechnung getragen worden .

49 . Der verabſchiedete Etat für 1912 ſchließt ſich im weſent⸗
lichen dem zweiten vorgelegten Etat an . Die Einnahme⸗
ſchätzungen wurden ohne weiteres angenommen . Infolge der

Beſchlüſſe der Kommiſſionen und des Reichstages aber ent —

ſtand ein Fehlbetrag von 15 Millionen Mark ( 7,8 Millionen



Mark Mehrausgaben wegen der Erhöhung der Mannſchaftslöhnung
ab 1. Oktober 1912 und 7,2 Millionen Mark Mindereinnahmen
aus der Beſeitigung des Branntweinkontingents ) . Dieſe Summe
wurde gedeckt aus den Abſtrichen am Etat , die insgeſamt über
13 Millionen Mark ausmachten , und aus rund 2 Millionen

Mark, um welche der Titel der außergeſetzlichen Schulden —
tilgung ( 7 Millionen Mark ) gekürzt worden iſt . An den Ab —
ſtrichen trägt die Marine 3 Millionen Mark und der Nord - Oſtſee⸗
Kanal 9 Millionen , ſo daß für dieſen noch 23 Millionen Mark zur
Verfügung geſtellt wurden , was mit dem vorjährigen Reſt von
27 Millionen Mark 50 Millionen Mark ausmacht . In den beiden

letzten Jahren ſind nur je 30 Millionen Mark verbaut worden . So
kam der Etat ins Gleichgewicht . In Ausgabe und Einnahme mit
2 886 260 870 Mark feſtgeſtellt , und zwar :

im ordentlichen Etat

auf 2 285 304 273 Mark an fortdauernden und
auf 466 483 497 Mark an einmaligen Ausgaben

ſowie
auf 2 751 787770 Mark an Einnahmen ,

im außerordentlichen Etat

auf 134 473 100 Mark an Ausgaben und

auf 134 473 100 Mark an Einnahmen .
Der Anleihebetrag wurde auf 46 Millionen Mark ( 1910 :

148 Millionen Mark , 1911 : 97 Millionen Mark ) feſtgeſetzt ,
darunter ſind 35 Millionen Mark für werbende Anlagen .

Das Zentrum brachte zum Etat noch folgende Anträge ein :

- den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , tunlichſt bald eine erſchöpfende
Denkſchrift vorzulegen

I. über die Geſamtſteuerbelaſtung des deutſchen Volkes , getrennt nach
der Art des Aufkommens dieſer Einnahme im Reich , Einzelſtaat
und Selbſtverwaltungskörpern ( direkte und indirekte Steuern ) und
verteilt auf die einzelnen Wohlhabenheitsſchichten des Volkes ;

2. über die Verwendung dieſer Einnahmen für die einzelnen Zweige
der Verwaltung . “ ( . Seſſ . 1912 . Druckſ . Nu 17)

„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , dem Reichstag tunlichſt bald einen
Geſetzentwurf vorzulegen , durch den

a) die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben des Reichs geregelt ,
b) ein Rechnungshof des Deutſchen Reichs errichtet und mit den not —

wendigen Befugniſſen ausgeſtattet und
c) die Mitwirkung des Reichstags an der Kontrolle des Vollzugs des

Reichshaushaltsetats umſchrieben und ſichergeſtellt wird . “
( . Seſſ . 1912 . Druckſ . Nr . 15)

50 . Deckung der Koſten der Wehrvorlagen . Wie ſchon
mitgeteilt , belaufen ſich die Geſamtunkoſten der Wehrvor —
lagen gegenüber dem Etatsjahr 1911 auf 880 Millionen
Mark in den Jahren 1912 —1917 . Es war alſo Aufgabe des
Bundesrates und Reichstages , nicht nur für 1912 für Deckung zu



ſorgen , ſondern für den geſamten Zeitraum , für den die Ausgaben
beſchloſſen worden ſind . Eine ſolche Aufgabe iſt ſtets eine ſchwierige ,

da ſie zum größten Teil auf der zutreffenden Einſchätzung von Ein⸗

nahmen für fünf kommende Jahre beruht , und die Zukunft nie⸗
mand in der Hand hat . Darum muß an die Spitze jeder ſolchen
Aufſtellung der Satz der amtlichen Denkſchrift geſtellt werden :

„ Vorausſetzung iſt , daß bei der Finanzgebarung des Reichs
die Grundſätze ſparſamer Wirtſchaftsführung ebenſo
wie in den letzten Jahren gewahrt bleiben . Vorausſetzung
iſt ferner , daß die gegenwärtige wirtſchaftliche Lage
ſich nicht fühlbar verſchlechtert und keine beſonderen neuen An⸗

forderungen an das Reich herantreten ; ſollte letztere Voraus⸗

ſetzung ſich nicht erfüllen , ſo würde ſich die Notwendigkeit ergeben,
neue Einnahmequellen zu erſchließen oder die Ermäßigung ein⸗

zelner Steuern ganz oder zum Teil für einige Jahre hinauszu⸗
ſchieben . “

Mit dieſem dreifachen Vorbehalt muß jede künftige Berechnung
der Einnahmen und Ausgaben rechnen , da ein einziges großes Er⸗

eignis alle Schätzungen über den Haufen werfen kann , beſonders
beim Reichsetat , der neben den an ſich ſchon ſchwankenden Zoll⸗
einnahmen noch die raſch beweglichen Börſenſteuern hat und die

Ueberſchüſſe der Reichspoſt , die der Konjunktur ſehr unter —

worfen ſind .

a) Die Ausgaben bis 1917 .

Dieſe ſetzen ſich zuſammen aus :

1. Koſten der bisherigen Friedenspräſenz - und

Flottengeſetze . . il
2. Koſten der neuen Wehrvorlagen 65600
3. Ausfall an Grundwechſelabgabe durch Wegfall

oin Prozenn ab ! Juli 914 „„
4. Ausfall an Zuckerſteuer durch Herabſetzung der

Steuer von 14 M. auf 10 M. ab 1. April 1914 142 „ „

Somit insgeſamt 1095 Mill . M.

Von dieſen Geſamtausgaben kommen nun in Wegfall :
1. Die im Etat für 1912 ſchon bewilligten

Koſten der Wehrvorlage . . 94½5 Mill M
2. Die 1914 nach Fertigſtellung des Mardaſtſekanals frei werdenden Beträge . . 133 %%
3. Erſparniſſe an der Verzinſung der Reichs 5

ſchuld ( der Etat für 1912 hatte zunächſt ein —

Summa 227,5 Mill . M.



„

Uebertrag 227,5 Mill . M.

geſtellt 184,5 Mill . M. , 1911 waren nur

erforderlich 172 Mill . M. , ſo daß im Jahre
10 Mill . M. erſpart wurden ) macht . . 50,0

4 . Die Ueberſchüſſe des Jahres 1911 mit . . 250,0

Insgeſamt 537,5 Mill . M.

Es bleiben ſomit zu beſchaffen :
1095 — 528 Mill . M. von 1913 — 1917 . 567,0 Mill . M.

Dh in einem Jahre fzund 1130 Milt d .

Zu der Summe von 567 Millionen Mark treten nun noch jene
Abſtriche , welche der Reichstag im Jahre 1912 gemacht hat , die
aber in den bevorſtehenden Jahren genehmigt werden müſſen ;
d. h. 9 Millionen Mark am Nordoſtſeekanal und 3 Millionen Mark
bei der Armierung neuer Schiffe , zuſammen 12 Millionen Mark ,
ſo daß ſich eine Geſamtausgabe von 579 Millionen Mark ergibt .

b) Die Einnahmen bis 1917 .

Die Einnahmen ſetzen ſich aus fünf verſchiedenen Quellen

zuſammen :
ö

1. Aus den Einnahmen aus der Beſeitigung des

Branntweinkontingents , die von der Regierung mit
36 Millionen Mark angeſetzt wurden , alſo in fünf Jahren insge —
ſamt 180 Millionen Mark ergeben . Durch die Beſchlüſſe des

Reichstags kommen aber hieraus im Jahre nur rund 18 Millionen
Mark der Reichskaſſe zugute , alſo in fünf Jahren insgeſamt
90 Millionen Mark .

2. Aus den Mohlreinnahmen an Zöllen und
Steuern gegenüber dem Voranſchlag des erſten Etats nach
dem beſchloſſenen Etat . Der Reichstag hat einmütig dieſe nach
dem Vorſchlag des Bundesrates um 45 Millionen Mark erhöht
und blieb dadurch noch um 60 Millionen Mark hinter den tat⸗

ſächlichen Mehreinnahmen von 1911 zurück . Durch dieſe 60 Mil⸗

lionen Mark iſt dem Umſtand Rechnung getragen , daß im Jahre
1911 ungefähr 30 Millionen Mark Zölle mehr infolge der außer⸗
gewöhnlichen Ernteergebniſſe eingegangen ſind .

Dieſe Mehreinnahme von 45 Millionen Mark ergibt in fünf
Sahten . . 225 Millionen Mark .

3. Aus der Zuckerſteuer wegen Wegfalls der Vorver —

ſorgung . In der Einnahme an Zuckerſteuer in den Monaten Juli ,
Auguſt , September 1911 ſind rund 15 Millionen Mark enthalten ,
welche auf einer Vorverſorgung wegen der durch die ſchlechten Aus —

ſichten der Rübenernte hervorgerufenen Befürchtung einer weſent⸗
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lichen Steigeung des Zuckerpreiſes beruhen . Ihnen ſtehen jedoch3 Millionen Mark Ausfall wegen des in der gleichen Zeit einge —
tretenen Minderverbrauchs von Zucker zum Einmachen von
Früchten uſw . gegenüber . Die Vorverſorgung in den Monaten
Juli , Auguſt , September hat ſodann zu einem Rückgang der Soll —
einnahme in den Monaten Oktober bis Februar von gleichfalls15 Millionen Mark geführt , der wegen der ſechsmonatlichen
Stundung der Steuer das Rechnungsjahr 1912 belaſtet . Für 1912
muß daher mit einem Minderaufkommen an Zuckerſteuer von
27 Millionen Mark gerechnet werden . Die Jahre 1913 1917
werden bei der Zuckerſteuer gegenüber 1912 jeweils 15 Millionen
Mark mehr ergeben , insgeſamtmt . . . 75 Millionen Mark .

4. Aus höheren Ueberſchüſſen bei der Reichspoſt und
Reichseiſenbahn . Nach dem Durchſchnitt der letzten 12 Jahre
müßte die Geſamteinnahme gegenüber dem Etat um 15,6 Millionen
Mark höher angeſetzt werden ; nimmt man nur das durchſchnittlicheSteigen der Porto - und Telegraphengebühren der letzten drei Jahre ,ſo gibt dies mehr gegen den Etatsanſatz 12,5 Millionen Mark . Um
vorſichtig zu ſchätzen , ſind nur 10 Millionen Mark Mehrüberſchußeingeſtellt ; mit den Poſtausgleichsbeiträgen von Bayern und Würt —
temberg gibt dies rund 12 Millionen Mark . Die Reichseiſenbahn —
einnahmen könnten mit 4,5 Millionen Mark höher eingeſtellt
werden , man nahm nur 3 Millionen Mark und kam ſo auf 15 Mil⸗
lionen Mark Mehrüberſchüſſe pro Jahr in den beiden Betriebsver —
waltungen , was für das Finanzquinquennat zuſammen beträgt

75 Millionen Mark .
5a . Aus dem natürlichen Anwachſender Steuern

und Zölle über das natürliche Anwachſen der Ausgaben hinaus .Von 1913 - —1917 ſind die Geſamtmehrausgaben nach dem Durch⸗ſchnitt der letzten 5 Jahre auf 213 Millionen Mark berechnet worden .
Wie ſteht es nun mit dem natürlichen Anwachſen der Zölle aus
Steuern infolge der Zunahme der Bevölkerung und des wachſendenKonſums infolge Erhöhung der Einkommen der Familien ? Von
1905 - 1910 iſt die Bevölkerung des Reiches durchſchnittlich um
je 1,4 Prozent gewachſen . Würde man dieſen Satz von den 1660
Millionen Mark Zoll - und Steuereinnahmen des Jahres 1911
nehmen , ſo gäbe es einen natürlichen Steigerungsſatz von 23 Mil⸗
lionen Mark pro Jahr . Eine ſolche Einſchätzung wäre jedoch zuoptimiſtiſch und nicht haltbar , man ſetzte daher eine jährlicheSteigerung von nur 10 Millionen Mark ein , ſo daß gegenüber dem
Jahre 1912 mehr bringen ſoll
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das Jähr it ; 10 Mill M

7 7 1914 20 7 0
„ 1915 30

„ 1916 — 40 „
„ 1917 50

zuſammen alſo — 150 Mill . M.

5b . Aus dem natürlichen Anwachſen der Ueberſchüſſe
der Poſt⸗ und Eiſenbahnverwaltung . Im Durch⸗
ſchnitt der letzten 12 Jahre ſind die Einnahmen um 6Prozent ge —
ſtiegen , in den letzten z Jahren um 5,77 Prozent ; ſetzt man nun für
die bevorſtehenden 5 Jahre nur eine jährliche Steigerung von
5 Prozent ein und rechnet davon ein Drittel dem reinen Ueber⸗
ſchuſſe zu , ſo müßten einen Mehrüberſchuß bringen

das Jahr 1913 von 14 Mill . M.

. i

0 7 1915 0 42 0
0 * 1916 7 57

5 . 1917 „7 73

Um den ſicher eintretenden Schwankungen aber nochmals
Rechnung zu tragen und einen weiteren Sicherheitskoeffizienten
im Etat zu haben , ſind nur 12,5 Millionen Mark pro Jahr einge⸗
ſetzt worden , bei der Reichseiſenbahnverwaltung nur 1,7 Millionen
Mark , ſo daß gegenüber 1912 ein jährlicher Mehrüberſchuß von
insgeſamt 14,2 Millionen Mark zu erwarten iſt , was bis 1917 fol⸗
genden Geſamtmehrüberſchuß gegen den beſchloſſenen Etat von 1912
bedeutet :

7 0
. 0

1913
1914

1915 „

1916 „

1917

zuſammen = 213 Mill . M.

So ſind alſo aus dem natürlichen Anwachſen der Einnahmen
insgeſamt 150 213 Millionen Mark⸗- 363 Millionen Mark zu
erwarten ; dieſen ſteht ein natürliches Anwachſen der Ausgaben von
213 Millionen Mark gegenüber , ſo daß ſich für die Reichskaſſe eine

Mehreinnahme von 150 Millionen Mark ergeben wird . Um jedoch
den Schwankungen zum Teil mit Rechnung zu tragen , ſind pro Jahr
5 Millionen Mark abgeſetzt worden , ſo daß ſich als ſichere Einnahme
für die Reichskaſſe anſehen laſſen H125 Mill . M.

Stellt man die Einnahmen zuſammen , ſo ergibt ſich daher
folgende Berechnung :



1. aus der Beſeitigung des Branntweinkon —

tingents . . . . 90 Mill . M.
2. aus der richtigen Einſtellung der Zoll - und

Steuereinnahmen 225̃

3. Aus der Zuckerſteuer V 7
4. aus der richtigen Einſtellung der Ueberſchüſſe

der Betriebsverwaltungen 3 j
5. aus dem natürlichen Anwachſen aller Ein —

nahmen B 125 „ 70

insgeſamt 590 Mill . M.

Es ſtehen ſomit 579 Millionen Mark Ausgaben insgeſamt
590 Millionen Mark Einnahmen gegenüber , ſo daß vollſtändige
Deckung vorhanden iſt . Alle gegenteiligen Behauptungen ſind un —

zutreffend und bekunden nur mangelndes Sachverſtändnis und
Unkenntnis der Finanzwirtſchaft des Reiches . Der Reichstag hat
es aber für gut gehalten , noch weitere Reſerven anzulegen , um
allen Eventualitäten gegenüber geſichert zu ſein .

51 . Der Beſitzſteuerkompromißantrag Baſſermann⸗Erzberger .
Nach der Denkſchrift zum berichtigten Etat für 1912 waren von
1912 —1917 abzüglich aller Ausgaben noch 92 Millionen Mark

übrig geblieben zur außerordentlichen Schuldentilgung , zur Ab —

bürdung der Heeresvorſchüſſe uſw . Dieſe für den Notfall als

Spargroſchen vorgeſehene Summe verſchwand nun faſt ganz ,
nachdem aus der Beſeitigung des Branntweinkontingents
nicht 180 Millionen Mark herauskamen , ſondern nur 90 Mil —
lionen Mark . Das Zentrum erklärte ſich aber bereit , an
dem Vorſchlage des Bundesrates feſtzuhalten und auch dieſe
90 Millionen Mark zur Verfügung zu halten . Im Jahre 1908
hatte es ſich gegen die Herabſetzung der Zuckerſteuer von 14 Mark
auf 10 Mark ausgeſprochen , weil es ſich hiervon keinen
Vorteil für die Konſumenten verſpricht , weil es , falls man
Steuern aufheben oder herabſetzen kann , andere Steuern für
drückender hält und lieber dort einſetzen will . Nachdem in der

Branntweinſteuerkommiſſion ein nationalliberaler Abgeordneter
die Bereitwilligkeit geäußert hatte , den Termin für Herabſetzung
der Zuckerſteuer hinauszuſchieben , brachte das Zentrum in der

Budgetkommiſſion am 15 . Mai (kFomm. Druckſ . Nr . 70 ) folgenden
Antrag ein :

Entwurf eines Geſetzes
über die Deckung der Koſten der Verſtärkung von Heer und Flotte .

Wir Wilhelm , von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer , König von Preußen uſw .
verordnen im Namen des Reichs , nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesrats

und des Reichstags , was folgt :



Einziger Artikel .

Der Zeitpunkt für die Herabſetzung der Zuckerſteuer ( Art . J des Geſetzes ,
betreffend die Abänderung des Zuckerſteuergeſetzes vom 19. Februar 1908 —
Reichsgeſetzbl .S . 27) wird unter Aufhebung des Art . Vdes Geſetzes , betr .
Aenderungen im Finanzweſen vom 15. Juli 1909 ( Reichsgeſetzbl . S. 743 ) auf
1. Oktober 1916 feſtgeſetzt . “

Am 17 . Mai beantragten die Nationalliberalen ( Komm. ⸗
dlih e

„für den Fall der Annahme des Antrags Nr . 70 dem „Einziger Artikel “
folgenden Abſ . 2 beizufügen :

Bis zum 31. Dezember 1913 ſoll ein Reichsgeſetz , welches eine
allgemeine Beſteuerung des Beſitzes vorſchreibt , eingeführt werden .
Dieſes Geſetz iſt dem Reichstage bis zum 1. April 1913 vorzulegen .
Sechs Monate nach dem Inkrafttreten desſelben tritt die in Art . V
des Geſetzes , betreffend Aenderungen im Finanzweſen vom 15. Juli
1909 , vorgeſehene Ermäßigung der Zuckerſteuer in Kraft . “
geſehene Ermäßigung der Zuckerſteuer in Kraft . “

Verhandlungen , welche zwiſchen den beiden Hauptantrag —
ſtellern ſtattfanden , ergaben am 18 . Mai 1912 folgenden Kom⸗

promißantrag ( Komm . Druckſ. Nr . 7) 0:

„ unter Zurückziehung der Anträge Nr. 70 und Nr . 71:

Einziger Artikel .
Die im Artikel V des Geſetzes , betreffend die Aenderungen im Finanz⸗

weſen vom 15. Juli 1909 ( Reichsgeſetzbl . S. 743 ) vorgeſehene Ermäßigung
der Zuckerſteuer tritt ſechs Monate nach der Einführung eines Geſetzes , welches
eine allgemeine , den verſchiedenen Beſitzformen gerecht werdende Beſitzſteuer
vorſchreibt , ſpäteſtens am 1. Oktober 1916 in Kraft . Ein Geſetzentwurf über
eine allgemeine Beſteuerung des Beſitzes iſt dem Reichstag bis zum 30. April
1913 vorzulegen . “

Dieſer Antrag wurde mit allen gegen die Stimmen der

Sozialdemokraten angenommen , nachdem auch die Regierung ſich
für denſelben erklärt hatte . Er hat die Hauptbedeutung , daß er
eine neue Reſerve in die Reichsfinanzen bringt , für den Fall , daß
die gewünſchte Beſitzſteuer nicht zuſtande kommt ; dann bleibt
die Zuckerſteuer zweieinhalb Jahre über den heute für die Herab⸗
ſetzung beſtimmten Termin (1. April 1914 ) in Kraft , woraus das

Reich rund 100 Millionen Mark an Einnahmen zieht . Die 97,5
Millionen Mark ( 7,5 Millionen Mark im Jahre 1912 ) , welche aus
der Branntweinſteuer gegenüber den Vorſchlägen des Bundesrats
weniger eingehen , finden alſo hier ihre reichliche Deckung, falls
nicht eine Beſitzſteuer vorher zuſtande kommt . Am 21 . Mai 1912

wurde der Antrag im Plenum des Reichstages beraten . Abge —
ordneter Baſſermann führte zur Begründung des An⸗

trages aus :

„ Was meine politiſchen Freunde unter allgemeiner Beſitzſteuer verſtehen ,
darüber ein Wort . Die allgmeine Beſitzſteuer ſteht im Gegenſatz zur Sonder⸗
beſteuerung . Wenn Sie ſich darüber aus Regierungsmotiven verläſſigen
wollen , bitte ich Sie , die Denkſchrift nachzuleſen , die ſeinerzeit von den ver⸗
bündeten Regierungen zur Begründung des Geſetzentwurfs betreffend die



99

Aenderung im Finanzweſen am 3. November 1908 vorgelegt worden iſt⸗
In dieſer Denkſchrift finden Sie auseinandergeſetzt , weshalb die verbündeten
Regierungen davon abſehen , eine Reichseinkommenſteuer oder eine Reichs⸗
vermögensſteuer vorzuſchlagen , und wie ſie auf den Weg einer Erbſchafts⸗
ſteuer gekommen ſind . Es iſt aber auch dort prägnant hervorgehoben ,daß
der allgemeinen Beſitzbeſteuerung begrifflich entgegenſteht , wenn verſucht
wird , einzelne Teile des Einkommens einer Sonderbeſteuerung zu unter⸗
werfen , wie ſie unter anderem für Zinſen und Dividenden angeregt war ;
alſo es handelt ſich hier um das Prinzip , wie dies logiſch und juriſtiſch für
jeden ſich ohne weiteres aus dem Ausdruck „allgemeiner Beſitzſtand “ ergibt ,
während eben die Herausgreifung einer einzelnen Sparte des Einkommens
oder Vermögens — und das gilt auch für die Kotierungsſteuer —begrifflich
etwas anderes iſt als eine allgemeine Beſitzſteuer .

Aber wenn ich auf dieſe früheren Vorgänge hinſehe , auf die oft dar⸗
gelegte Meinung meiner politiſchen Freunde , daß die Reichsvermögensſteuer
einer Reichserbſchaftsſteuer vorzuziehen ſei , wenn das damals unſere Meinung
war , und dafür auch heute noch ſehr gute Gründe angeführt werden können ,
dann haben wir keine Veranlaſſung , meine Herren , uns gegenüber den hier
für die Deckung der Koſten der Wehrvorlage gemachten Vorſchlägen den Weg
für die Vermögensſteuer zuzubauen , indem wir nur die Erbſchaftsſteuer
fordern . ( Sehr richtig ! bei den Nationalliberalen . ) Deswegen iſt in dem
Antrage , den wir in der Budgetkommiſſion geſtellt haben , und der demnächſt
kombiniert mit dem Antrage der Zentrumspartei angenommen worden iſt ,
die allgemeine Beſitzſteuer , eine Beſitzſteuer gefordert worden , die in ſich be—
greift ſowohl die Reichsvermögensſteuer als die Reichserbſchaftsſteuer . “

( 67. Sitzung vom 21. Mai 19128. St . B. S. 2180 )
Abg . Roland - Lücke ( Itl . ) unterſtrich , daß „ unter einer

ſolchen Beſitzſteuer entweder eine Reichsvermögensſteuer oder die
Erbſchaftsſteuer “ zu verſtehen ſei . ( St . B. S . 2197 . ) Abg .
Dr . Spahn führte über dieſen Gegenſtand aus :

„ daß in der Kommiſſion auch andere Ausführungen gemacht und als
akzeptiert anzuſehen ſind , und zwar von Herren , die dem Antrage zugeſtimmt
haben . Es iſt nicht bloß davon geredet worden , daß eine einzige Beſitz⸗
ſteuer eingeführt werden müßte ; es iſt nicht bloß davon geredet worden ,
daß ſie eine Vermögensſteuer , eine Einkommenſteuer ſein ſoll , oder daß ſie
eine Erbſchaftsſteuer ſein ſoll , ſondern es iſt auch davon geredet worden ,
daß die Regierung in dieſem Gefetzentwurf , den ſie uns über die Beſteuerungdes Beſitzes bringen ſoll , freie Hand haben ſolle . ( Hört ! hört ! bei
den Sozialdemokraten . ) Es iſt ſogar der Gedanke erwogen worden , daß
dieſem Artikel Genüge geleiſtet werde , wenn die verbündeten Regierungen
nicht von Reichs wegen eine Beſitzſteuer einführten , ſondern wenn ſie den
Einzelſtaaten auferlegten , durch Einführung einer Beſitzſteuer der

Vorſchrift des Artikels zu entſprechen . ( Hört ! hört ! und Lachen bei den
Sozialdemokraten . ) Meine Herren , das iſt ausgeführt worden . ( Zurufe von
den Sozialdemokraten : Steht hier aber nicht drinl ) — Ja , es ſteht vieles nichtin dem Artikel . Aber gerade dadurch hat man freie Hand , ſo daß die Mög⸗
lichkeit gegeben iſt , vorzuſchreiben , daß dieſe Beſteuerung durch die einzelnenStaaten zu erfolgen hat . Dieſer Gedanke iſt vertreten worden . “

( 67. Sitzung vom 21. Mai 1912 . St . B. S. 2184)
Abg . Graf Weſtarp G( Konſ. ) betonte :

„„ „ Auch wir haben in bezug auf die Beſitzſteuerfrage unſere beſtimmte
Anſicht . Wir ſind der Meinung , daß eine Dividendenſteuer , daß der Aus⸗
bau der Talonſteuer , daß eine Gebühr für die Zulaſſung von Wertpapierenan der Börſe , die man Kotierungsſteuer genannt hat , geeignete Wege ſind ,um den Beſitz heranzuziehen . ( Lebhafte Zuſtimmung rechts . ) Wir haben aber

Dal



darauf verzichtet , derartige Anträge zu ſtellen , weil wir den alten Finanz⸗
reformſtreit nicht mit der Wehrvorlage verquicken wollten . Man kann dem
Geſetz zuſtimmen , auch wenn man für die Zukunft Gegner der Erbſchafts —
ſteuer zu ſein entſchloſſen iſt , ( hört , hört ! bei den Sozialdemokraten ) und ,
meine Herren , wir ſind dazu entſchloſſen . Wir ſtimmen , wenn wir heute dem
Geſetzentwurf zuſtimmen , durchaus nicht irgendwie prinzipiell der Erbſchafts —
ſteuer zu, ſondern behalten uns in der Beziehung alles vor ; oder — um deut —
licher zu ſein — ich kann , ohne Prophet ſein zu wollen , heute ſagen :
wir werden einer ſolchen Erbſchaftsſteuer nicht zuſtimmen . ( Bravo !
rechts . ) Der Rahmen , der hier gezogen wird , umfaßt alſo mehr als die Erb⸗
ſchaftsſteuer , er umfaßt nach unſerer Auffaſſung auch die von dem Herrn
Antragſteller Baſſermann in erſter Linie miterwähnte Vermögensſteuer .

Wir halten den Gedanken einer Vermögensſteuer im Reiche für dis —
kutabel . Wir verkennen nicht die großen Schwierigkeiten , die darin beſtehen ,
daß grundſätzlich das Steuergebiet der Einzelſtaaten möglichſt zu ſchonen iſt
und ihnen die direkten Einkommens - und Vermögensſteuern , ſoweit irgend
möglich , vorzubehalten ſind . Aber man wird verſuchen können und verſuchen
müſſen , ſich mit dieſen Schwierigkeiten abzufinden , für die Vermögensſteuer
alſo Formen zu finden , bei denen die Schonung der Einzelſtaaten möglichſt
erreicht wird . . . . Wir glauben daher , daß man eine wirklich „allgemeine “
Erfaſſung des Beſitzes nicht erreichen kann , ohne durch verſchiedene Einzel⸗
formen von Steuern das mobile Kapital zu erfaſſen . Schließlich ſind auch
wir der Meinung , die ſchon der Herr Abgeordnete Spahn angedeutet hat ,
daß auch das Gebiet der Matrikularbeiträge durch den Geſetzentwurf nichr
ausgeſchloſſen , ſondern mitumfaßt wird . Die Bedürfniſſe der Einzelſtaaten
werden , wenn ich beſonders Preußen ins Auge faſſe , ſoweit nicht die Ein —
nahmen aus den werbenden Anlagen in Frage kommen , faſt ausſchließlich
durch die Beſteuerung des Vermögens , des Beſitzes , des Einkommens auf⸗
gebracht , und deswegen bedeutet jede Erhöhung der Matrikularbeiträge
grundſätzlich auch eine Erfaſſung des Beſitzes für die Zwecke des Reichs . “

( 67. Sitzung vom 21. Mai 1912 . St . B. S. 2188 )

Abg . Fiſchbeſck erklärte für die Volkspartei :
„ Wir wollen uns nämlich nicht etwa feſtlegen und haben uns niemals

feſtgelegt mit unſerer Forderung nach einer Beſitzſteuer auf die Erbanfallſteuer ;
man kann zurzeit die Nachlaßſteuer , um in demſelben Gedankengange zu
bleiben , annehmen ; aber in erſter Linie vertreten wir ſogar als Reichsbeſitz —
ſteuer die Vermögensſteuer . ( Sehr richtig ! links . ) Meine Freunde ſind ſogar
der Meinung — und da ſtimmt unſere Anſchauung mit derjenigen des Herrn
Abgeordneten Baſſermann überein —daß es vielleicht richtig iſt , wenn man
den Beſitz treffen will , jetzt noch ſchnell bei der Vermögensſteuer zuzulangen ,
ehe die Einzelſtaten dieſe Stuerreform für ſich ſelbſt in erheblicher Weiſe in
Anſpruch genommen und eingeführt haben . “

(67. Sitzung vom 21. Mai 1912 . St . B. S. 2192 )

Reichsſchatzſekretär Kühn bemerkte namens der Regierung :
„ Unter Beſitzſteuer verſtehe ich die Steuer vom Vermögen oder vom

Nachlaß in ihren verſchiedenen Nüancen und Konſtruktionen . Alle einzelnen
Steuern aufzuzählen , die nicht Beſitzſteuern ſind — ich glaube , das verlangte
der Herr Abgeordnete —iſt nicht möglich . Es iſt ſchon nicht leicht , diejenigen
Steuern zu nennen , welche dazu gehören . Das aber bemerke ich hier , daß
nach meiner Auffaſſung zweifellos die Erbſchaftsſteuer mit zu den Beſitz⸗
ſteuern zählt . “

Der Beſitzſteuerkompromißantrag Baſſermann - Erzberger wurde

ſodann von allen Parteien mit Ausnahme der Sozialdemokratie
in folgender Form angenommen :
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„ Einziger Artikel
Die im Artikel V des Geſetzes , betreffend die Aenderungen im Finan z20

weſen vom 15. Juli 1909 ( Reichs⸗Geſetzbſ . S. 743 ) vorgeſehene Ermäßigung
der Zuckerſteuer tritt ſechs Monate nach der Einführung eines Geſetzes ,
welches eine allgemeine , den verſchiedenen Beſitzformen gerecht werdende Beſitz⸗
ſteuer vorſchreibt , ſpäteſtens am 1. Oktober 1916 in Kraft . Der Geſetzentwurf
iſt dem Reichstag bis zum 30. April 1913 vorzulegen . “

Der Bundesrat hat dem Geſetzentwurfe bereits zugeſtimmt ,
die Vorarbeiten für eine allgemeine Beſitzſteuer werden nunmehr
getroffen .

52 . Der volksparteiliche Antrag zur Kindeserbſchaftsſteuer .
In der Budgetkommiſſion hat die Volkspartei neben dem oben
behandelten Kompromißantrag noch folgenden Geſetzentwurf ein —
gebracht :

Entwurf eines Geſetzes
über die Deckung der Koſten der Verſtärkung von Heer und Flotte .

Wir Wilhelm , von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer , König von
Preußen uſw .

verordnen im Namen des Reichs , nach erfolgter Zuſtimmung des Bundes —
rats und des Reichstags , was folgt :

Einziger Artikel .
Dem Reichstag iſt der Entwurf eines Geſetzes , betreffend Aende⸗

rung des Erbſchaftsſteuergeſetzes , wie er dem Reichstag bereits am
14. Juni 1909 vom Bundesrat vorgelegt worden iſt , ſo rechtzeitig
wieder vorzulegen , daß er mit dem 1. April 1913 in Kraft treten
kann .

Dieſer Geſetzentwurf wurde in der Kommiſſion mit 15 gegen
13 Stimmen angenommen , da die Sozialdemokraten für denſelben
ſtimmten , auch für die Ueberſchrift des Geſetzes . Im Plenum des
Reichstages wies Abg . Dr . Spahn darauf hin , daß beide Geſetze
nicht nebeneinander gehen könnten :

„ Einmal umfaßt die Beſitzſteuer der erſten Reſolution auch die Erb⸗
ſchaftsſteuer , und dann verlangt die zweite Reſolution die Einführung und die
Ingeltungtretung des Erbſchaftsſteuergeſetzes zum 1. April 1913 . Damit
würden wir vom 1. April 1913 neue Einnahmen aus der Erbſchaftsſteuerhaben . Die andere Reſolution will erſt zum 30. April 1913 die Vorlage eines
Geſetzentwurfes haben . ( Abgeordneter Ledebour : Außerdem ! ) — „ Außer⸗
dem“ ſagen Sie ? Gut , wenn Sie ſo ſteuerbewilligungsluſtig ſind ( große
Heiterkeit ) , dann müſſen wir uns fügen , alſo würden wir — das müſſen ſichdie Herren klarmachen — zum 1. April 1913 eine Erbſchaftsſteuer haben , die
nach den Entwürfen der verbündeten Regierungen etwa 50 Millionen Mark
bringen ſoll , und wir würden ein Jahr ſpäter außerdem eine Beſitzſteuer haben .Eine Beſitzſteuer aber , wenn ſie als Reichsſteuer eingeführt werden ſoll , mit
all den Erhebungs⸗ und Veranlagungskoſten um einer geringen Anzahl von
Millionen willen einzuführen , einen derartigen Beſchluß zu faſſen , dafür liegt
wahrhaftig jetzt für den Reichstag kein Anlaß vor . “

(67. Sitzung vom 21. November 1912 . St . B. S. 2184)
Abg . Graf Weſtarp trat dieſer Anſicht bei :
Ich glaube auch prophezeien zu können — dazu gehört meiner Anſichtnach keine allzu große Prophezeiungsgabe — daß' die verbündeten Regie⸗
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rungen vorausſichtlich den erſten Antrag annehmen werden , daß ſie aber überden Widerſpruch nicht hinwegkommen werden , und daß ſie den zweiten An⸗
trag , ohne der Erbſchaftsſteuer präjudizieren zu wollen , nicht annehmenkönnen . Deswegen verſtehe ich nicht , daß gerade die Freunde der Erbſchafts⸗ſteuer eine Vorlage durchbringen wollen , von der gewiß iſt , daß ſie nicht vomBundesrat angenommen wird . “ ( St . B. S. 2186 )

Reichsſchatzſekretär Kühn unterſtrich das :
ch muß geſtehen , daß ich mit verſchiedenen Herren Rednern aus dem

Hauſe der Auffaſſung bin , daß dieſe beiden Anträge miteinander nicht recht
quadrieren . ( Sehr richtigl rechts . “ Der zweite Antrag , der die Erbſchafts⸗
ſteuer fordert , iſt , da eben die Erbſchaftsſteuer eine allgemeine Beſitzſteuer
iſt , in dem erſten Antrage bereits enthalten . ( Sehr richtig ! rechts und im
Zentrum . ) Auf der anderen Seite ſteht der zweite Antrag auch in einem
gewiſſen Widerſpruch mit dem erſten ; denn während der erſte Antrag den
Bundesregierungen überlaſſen will , welche Steuer ſie dem Reichstage vor⸗
ſchlagen wollen , verlangt der zweite von vornherein eine ganz beſtimmt um⸗
grenzte Steuer . ( Sehr richtig ! links . ) Ich glaube , daß die Herren vielleichtvon der Anſicht geleitet worden ſind , es handle ſich bei dem zweiten Antrage
mehr um eine Reſolution als um einen Geſetzentwurf . ( Lebhafter Wider⸗
ſprumch links . ) Darin beſtärken mich gerade die Worte meines Herrn Vor⸗
redners , der ausdrücklich geſagt hat , daß man dieſe Reſolution — — ( zurufelinks : Er hat ſich ſofort verbeſſerti ) — Wäre es eine Reſolution , ſo wäre
formell dagegen nichts zu erinnern . Iſt es aber ein ſelbſtändiger Geſetz⸗
entwurf , dann wird er neben dem andern Geſetzentwurf nicht hergehen
können . ( Sehr richtig ! im Zentrum . ) Der erſte Geſetzentwurf unter Ila hat
verſchiedene Vorteile gegenüber dem zweiten . Er hält an dem Prinzip der
Deckung beſchloſſener Ausgaben feſt . Er läßt ferner den Regierungen die volle
freie Wahl bezüglich derjenigen allgemeinen Beſitzſteuer , welche ſie dem
Reichstag präſentieren wollen . Es würde daher ein ſolcher Antrag bei den
verhündeten Regierungen nicht beanſtandet werden können . “

( 67. Sitzung vom 21. Mai 1912 . St . B. S. 2193 )

Trotzdem wurde auch dieſer zweite Geſetzentwurf angenom⸗
men , und zwar mit 185 gegen 169 Stimmen . Der Stimme ent⸗
hielt ſich der Abg . Strack ( Natl . ) . Geſchloſſen haben gegen den

Geſetzentwurf geſtimmt : das Zentrum , die Konſervativen , die Frei⸗
konſervativen , die Polen , die Welfen und die Elſäſſer . Dafür
haben geſtimmt die Sozialdemokraten , die Fortſchrittliche Volks —
partei und die Nationalliberalen mit Ausnahme des Abg . Dr . Bär⸗
winkel , der mit Nein ſtimmte . Die beiden Nationalliberalen , die
der Fraktion nicht angehören , Dr . Becker und Frhr . v. Heyl
zu Herrnsheim , haben dagegen geſtimmt . Von der Wirtſchaft⸗
lichen Vereinigung hat der Abg . Behrens infolge ſchwerer Krank —

heit gefehlt . Der Abg . Gebhardt hat mit Nein geſtimmt , die

übrigen der Wirtſchaftlichen Vereinigung angehörenden Abge —
ordneten haben dem Geſetzentwurf zugeſtimmt . Dasſelbe taten die

antiſemitiſchen Abgeordneten Bruhn und Werner Gersfeld ) ,
während der ſächſiſche Abg . Gräfe dagegen ſtimmte . Den Aus⸗
ſchlag für die Annahme des Geſetzentwurfes hat ſonach die Wirt⸗

ſchaftliche Vereinigung gegeben . Hätten die Abgeordneten der

Wirtſchaftlichen Vereinigung nicht dafür , ſondern dagegen geſtimmt ,
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ſo wäre der Geſetzentwurf mit einer Mehrheit von zwei Stimmen

abgelehnt worden . Dasſelbe wäre der Fall geweſen , wenn das

Haus voll beſetzt geweſen wäre . Dann wäre der Entwurf mit
199 gegen 196 Stimmen abgelehnt worden . Die

Wirtſchaftliche Vereinigung hat alſo über das Schickſal des Ent —

wurfes entſchieden . Sie hat ſich auf die Seite der Liberalen

geſchlagen , obwohl das weder taktiſch zweckmäßig , noch irgendwie
nötig war .

Es iſt kaum anzunehmen , daß der Bundesrat , der den volks —

parteilichen Geſetzentwurf ablehnte , den ausſichtsloſen und zer —
ſetzenden Kampf wegen der Erbſchaftsſteuer aufs neue aufnimmt .

53 . Die Tilgung der Reichsſchulden intereſſierte auf einmal
die beiden liberalen Parteien ungemein , nachdem ſie es waren , die
im Jahre 1908 die 1906 vom Zentrum beſchloſſene Schuldentilgung
ausgeſetzt haben . Sie ſagen , nun gehe das Schuldenmachen
wieder los . Iſt dies wahr ?

In der Begründung und den Berechnungen zum Finanz —
geſetze von 1909 war davon ausgegangen , daß

1. der Fehlbetrag des Rechnungsjahrs 1909 in den Jahren
1911 , 1912 und 1913 abgebürdet werden ſollte ,

2. trotz erhöhter geſetzlicher Schuldentilgung ein Anwachſen
der Reichsſchuld für nicht werbende Zwecke bis zum Jahre 1913
um 686 Millionen Mark nicht zu vermeiden ſein würde .

Statt deſſen konnte der Fehlbetrag von 1909 bis auf einen

Reſt von 5 233 225 Mark ſchon im Rechnungsjahr 1910 abge —
bürdet und außerdem im Rechnungsjahr 1911 die Summe von
rund 34 Millionen Mark über die geſetzliche Verpflichtung hinaus
zur Schuldentilgung verwendet werden . Nach den Etats ſollte
die Reichsſchuld im Jahre 1910 um 148 Millionen Mark und im

Jahre 1911 um 97,5 Millionen Mark zunehmen , während für
1912 nur eine Anleihe von 43,7 Millionen Mark in Ausſicht
genommen wird . Von 1912 ab ſind im Etatsentwurfe die Koſten
für die Erweiterung des Kaiſer - ⸗Wilhelm - Kanals ( eingeſtellt
42 Millionen Mark ) , für Vervollſtändigung des deutſchen Eiſen⸗
bahnnetzes ( 1,8 Millionen Mark ) und für Ausgaben der Marine
mit Ausnahme des Flottenbauzuſchuſſes ( 15,8 Millionen Mark )
vom außerordentlichen auf den ordentlichen Etat übernommen ,
im ganzen 82,5 Millionen Mark . An allen dieſen ſehr erheblichen
Verbeſſerungen des Etats iſt im Jahre 1912 feſtgehalten worden
und wird auch ferner feſtgehalten werden . Das erſtemal ſeit
Beſtehen des Reiches trat 1911 eine tatſächliche Verminderung der
Reichsſchuld ein . Am 1. Oktober 1910 (Cll. Seſſ . 1909/1911 ,
Druckſ . Nr . 550 ) betrug die geſamte Reichsſchuld 4 996 633 500
Mark . Am 30 . September 1911 hatte unſere Reichsſchuld nur noch



die Höhe von 4888 656 900 Mark . Es ſind alſo tatſächlich
106 Millionen Mark Schulden getilt worden . Daran hält das
neue Finanzquinquennat auch feſt . Der außerordentliche Etat , der
mit Anleihen beglichen wird , verſchwindet immer mehr .

Die Koſten für den Ausbau der Landesbefeſtigung erſcheinen
1913 zum letztenmal im außerordentlichen Etat . Die für Feſtungs⸗
zwecke erforderlichen neuen Ausgaben ſind bereits 1912 im ordent⸗

lichen Etat angeſetzt worden . Die Flottenzuſchüſſe auf Grund des

geltenden Flottengeſetzes vermindern ſich von Jahr zu Jahr . Den

Koſten für die Förderung der Herſtellung von Kleinwohnungen
ſtehen Erlöſe aus dem Verkaufe von freiwerdenden Feſtungsgrund —
ſtücken und Feſtungsbaulichkeiten ſowie durch Tilgungsraten der

chineſiſchen Kriegsſchuld in etwa gleicher Höhe gegenüber . Die

Ausgaben für Poſt und Eiſenbahnen , die 1911 mit 34 und 1912

mit 31 Millionen Mark angeſetzt ſind , werden durchſchnittlich
35 Millionen Mark nicht überſteigen , ſind aber ſolche werbender

Art ; zudem ſtehen in den fortdauernden und einmaligen Aus⸗

gaben der Poſtverwaltung eine Reihe von Titeln , die nach allge —
mein volkswirtſchaftlichen Grundſätzen auf die Anleihe gehören .
Schon der nächſte Etat wird im Extraordinarium nur werbende

Auslagen durch Anleihe beſtreiten ; ſeine Ueberſchüſſe werden zur

Schuldentilgung verwendet und ab 1914 wird die geſetzliche
Schuldentilgung auch eine tatſächliche werden und nicht mehr am

Anleiheſoll voll abgeſchrieben werden . Damit hat das Reich das

1909 geſteckte Ziel viel früher erreicht , als man allgemein ange —
nommen hat . Gegen eine Wiederaufnahme der Anleihewirtſchaft
ſetzt ſich das Zentrum mit aller Energie zur Wehr .

54 . Die Abſchaffung der Liebesgabe oder die Beſeiti⸗

gung des Branntweinkontingents , wie das Geſetz
offiziell heißt , iſt nunmehr erreicht worden — gegen die Stimmen

der Volkspartei und der Sozialdemokratiell
Es war beiden Parteien ungemein überraſchend gekommen , daß
ihr Ruf nach Aufhebung der Liebesgabe , den ſie im Wahlkampfe
ſo ſtark ertönen ließen , nun ein Echo finden ſollte . Nur ein paar

Proben aus dieſer Agitation . Ein parteioffizielles Flugblatt der

Volkspartei ſchrieb hierüber :

„ Man hätte erwarten ſollen , daß bei einer wirklichen Branntwein⸗
ſteuerreform zunächſt die Liebesgabe abgeſchafft worden wäre . Dieſe beträgt
jqährlich etwa 45 Millionen Mark . Sie entſteht dadurch , daß die groß⸗

agrariſchen Brennereien bei einem vorher feſtgeſetzten Teil ihrer Brannt⸗
weinerzeugung von der Steuer 20 Mark pro Hektoliter von der Regierung

zurückerſtattet erhalten . Natürlich fällt es den Schnapsbrennern
gar nicht ein , nun auch dieſen Branntwein mit 20 Mark billiger zu verkaufen ,
ſondern ſie ſtecken wohlgemut dieſe Differenz , die bei einigen Brennereien
weit in die Hunderttauſende hineingeht , als angenehmes Geſchenk der Re⸗



gierung in die Taſche . Das Beſtreben der Fortſchrittlichen Volkspartei war
darauf gerichtet , die Liebesgabe abzuſchaffen . Auch die National⸗
liberalen wollten ſie wenigſtens allmählich verringern . Das Zentrum aber
wußte , wie es die Junker für ſich einfangen konnte , und deshalb ſchlug es
Beſtimmungen vor , die zur Folge haben , daß die Liebesgabe durch das neue
Geſetz verewigt wird . Und das alles zu einer Zeit , wo das Reich jeden
Pfenng für ſich braucht , und wo es deshalb ſelbſt die Allerärmſten be⸗
ſteuern muß . Den reichen Branntweinbrennern aber wirft man Millionen
freigebig in den Schoß . “

Der freiſinnige Abg . Pfarrer Korrel hat in Gegenwart des
Abg . Hummel auf dem Gutacher Sommerfeſt vom 8. Auguſt 1909
( „ Landesbote “ vom 10 . Auguſt ) ausgeführt :

„ Der ſchwarz⸗blaue Block . . . hat ſich nicht geſcheut , den deutſchen
Bauernſtand , Handwerker , Arbeiter , den ganzen Mittelſtand auf das heftigſte
wirtſchaftlich zu ſchädigen . Oder belehrt nicht dieſe Gegenüberſtellung : für10 000, Brenner hat der ſchwarz - blaue Block eine jährliche Liebesgabe von45 Millionen bewilligt und für 20000 Tabakarbeiter eine einmalige Ent⸗
ſchädigungsſumme von 4 Millionen Mark . “

Ein für die Wahl des Herrn Abgeordneten Gothein heraus⸗
gegebenes Flugblatt ſagt :

„ Da machen Konſervative , Freikonſervative , Zentrum und Polen jeneſchlimme Finanzreform , bei der den Branntweinbrennereien wiederum50 Millionen Mark Liebesgaben aus den Taſchen der Aermſten zugewendet
wurden , bei der ſie ſich ſchützend vor das Portemonnaie der Beſitzendenſtellten , bei der ſie die gerechte Beſteuerung der großen Vermögen und Erb —
ſchaften verhinderten . “

Am wütendſten hat natürlich ſtets die ſozialdemokra —
tiſche Partei gegen die Branntwein - Liebesgabe geeifert ; in
geradezu maßloſer Uebertreibung hat ſie von einem Raubzug der
oſtelbiſchen Junker gegen die Taſchen des arbeitenden Volkes
geredet , dabei aber ſtets verſchwiegen , daß die Hauptempfänger der
Liebesgabenmillionen nicht die Gutsbeſitzer , ſondern die intimſten
Parteifreunde der Sozialdemokraten , die nationalliberalen und
freiſinnigen Großbrenner , geweſen ſind . Daher war dieſe Preſſe
auch ganz konſterniert , weil ihr ein vergiftendes Schlagwort ent —
zogen werden ſollte . Wir wollen nur einige Proben davon geben ,wie die rote Preſſe vorher bei den Wahlen geſchrieben hat und
was ſie ſagte , als der Bundesrat ſeinen Geſetzentwurf vorlegte .

Bei den Wahlen . [ Nach Publikation des Entwurfes :
Die Wahl am 12. Januar muß Daß die Aufhebung der Liebes⸗

dieſen elenden Schnapshandel zu - gabe nichts mehr wert iſt , iſt ziem⸗nichte machen . ( „ Vorwärts “ Nr . 291, lich richtig . ( Sozd . Düſſeldorfer1911 ) „Volksztg . “ 20. März 1912 )
Das Syſtem der Liebesgabenpolitik Die Aufhebung der Liebesgabeſteigert das Elend des Volkes ins nach dem rein agrariſchen Brannt⸗

Ungemeſſene . Deshalb an die Ar - weinſteuergeſetz von 1909 iſt nur einbeit für den 12. Januar , den Tag neuer junkerlicher Raubzug , teils aufder Abrechnung mit den Zoll⸗ Koſten der Konſumenten , teils aufwucherern und Liebesgabenpolitikern . Koſten der kleinen Brennereien . ( Im( Verlag : Sozialdem . Bureau für [ Original Fettdruck . Soziald . „ Dortm .Rheinland - Weſtfalen 1912) Arbeiterzeitung “ 30. März 1912 )
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Daß die Liebesgabe ein Schutz für
die Konſumenten iſt , iſt außerhalb
der agrariſchen Preſſe wohl nirgends
behauptet worden . ( Düſſeldorſer
„Volksztg . “ Nr . 67, 1912 )

Ueber die Spiritusliebesgabe wird
von der Zentrumspreſſe der größte
Schwindel verbreitet , vor allem der ,
daß die ſüddeutſchen Brenner das
größte Intereſſe an der Liebesgabe
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Die famoſe Aufhebung der Schnaps⸗
liebesgabe wird nicht etwa für die
Schnapsbrenner , ſondern nur für die
Schnapskonſumenten eine neue Be⸗
laſtung bilden . ( Sozd . Göppinger
„ Freie Volkszeitung “ Nr . 72, 1912 )

Angeſichts der bevorſtehenden Be⸗
ſeitigung der Liebesgabe wird viel⸗
leicht die Frage nach Entſchädigung
der ſüddeutſchen Brenner aufgeworfen ,
für die das Kontingent (d. h. die

hätten . ( Sozd . „ Bayer . Wochen - Liebesgabe ) einen viel größeren
blatt “ Nr . 13, 1912 ) Wert hat als für die norddeutſchen

Brenner . ( Linkslib . „ Frankfurter
Ztg . “ 19. März 1912 )

Hiervon ( von der Aufhebung der
Liebesgabe ) werden in der Haupt⸗
ſache die ſüddeutſchen Brenner be—

Weiten Kreiſen , namentlich ſüd⸗
und weſtdeutſchen Brennern , wäre
eine ſolche Löſung ( Beſeitigung der
Liebesgabe ) willkommen geweſen ; troffen , denen zuliebe die Kontin⸗
aber die oſtelbiſchen Ritterguts⸗ gentierung in der Hauptſache ein⸗
brennereien widerſtrebten , und die geführt wurde . . . Das Kontingent
Agrarier machten deren Macht⸗ ſtellt für die ſüddeutſchen Brenner
intereſſe zu ihrer Sache . ( Linkslib . einen viel höheren Wert dar , als für
Abg . Gothein im „Agrarpolitiſchen die norddeutſchen . ( Linkslib . „Berl .
Handbuch “ 1910/11 , S. 172 ) Tageblatt “ 16. März 1912 )

Am 15 . April 1912 ging der Entwurf ( I . Seſſ . 1912 , Druckſ .
Nr . 355 ) dem Reichstag zu ; er hob den niedrigen Abgabenſatz
von 1,05 Mark auf , beſeitigte das Kontingent und ſtellte als

allgemeinen Steuerſatz feſt : 1,25 Mark . In den drei Reſervat⸗
ſtaaten ( Bayern , Württemberg und Baden ) ſollte der Steuerſatz
für landwirtſchaftliche Brennereien 1,175 Mark , für gewerbliche
1,20 Mark . Dieſer um 0,075 Mark reſp . 0,05 Mark niedigere
Steuerſatz ſollte nur mit Zuſtimmung der genannten Staaten abge⸗
ändert werden können . Für Obſtbrenner uſw . bis zu 30 Liter

Alkoholerzeugung ſollte der bisherige Steuerſatz von 0,84 Mark

beibehalten werden . Vor dem 1. April 1912 betriebsfähig her⸗
gerichtete landwirtſchaftliche Brennereien und Obſtbrennereien , die
in einem Betriebsjahre nicht mehr als 10 Hektoliter Alkohol er⸗

zeugen , dürfen ihr ganzes Erzeugnis zu dem Abgabenſatze von

1,175 Mark für das Liter Alkohol herſtellen . Vor dem 1. April
1912 betriebsfähig hergerichtete landwirtſchaftliche Brennereien

mit einer Jahreserzeugung von mehr als 10 , aber nicht mehr als

300 Hektoliter Alkohol haben die Verbrauchsabgabe nach dem Satze
von 1,175 Mark für das Liter Alkohol zu entrichten , ſofern ſie das

ihnen für das Betriebsjahr 1911/12 zugewieſene Kontingent nicht
überſchreiten .

Dieſe drei letzten Beſtimmungen ſollten ganz allgemeine
Geltung haben , alſo auch in den Nichtreſervatſtaaten . Aus allen
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dieſen Maßnahmen rechnete die Vorlage eine Mehreinnahme von

36,2 Millionen Mark heraus .

Ein Wort zur Rechtfertigung der ſüddeutſchen
Steuervergünſtigungen . Es ſteht feſt , daß der oſtelbiſche
Brenner viel billiger arbeitet , als ſein ſüddeutſcher Fachgenoſſe ,
namentlich weil er in den billigen und ſtärkereichen Kartoffeln
einen ſehr viel vorteilhafteren Brennereirohſtoff hat , dafür reicht
aber im Durchſchnitt ſein Kontingent bei weitem nicht aus , um

innerhalb derſelben ſeine ganze Alkoholerzeugung zu betätigen .
Zur Verwertung ſeiner Kartoffeln und zur Gewinnung ſeines
Schlempebedarfs iſt er genötigt , recht erhebliche Mengen Ueber⸗

kontingentbranntwein herzuſtellen . Für ihn hat die Kontingents⸗
entſchädigung , auf das Hektoliter Geſamtalkoholerzeugung be⸗

rechnet , nicht den gleichen Wert , wie für den , der nur ſein Kon⸗

tingent abbrennt ; bei dem oſtelbiſchen Brenner verteilt ſich die

für das Kontingent gezahlte Entſchädigung auf eine größere
Branntweinmenge . Wer nur ſein Kontingent abbrennt , für den

iſt die Kontingentsentſchädigung für das Hektoliter Alkohol —
erzeugung tatſächlich 20 Mark wert (z. B. für den Reichskanzler
und ſeinen Unterſtaatsſekretär ) . Wenn aber z. B. ein Brenner

ſo viel Alkohol über ſein Kontingent brennt wie im Kontingent ,
ſo verteilen ſich die 20 Mark Entſchädigung auf 2 Hektoliter Pro⸗
duktion , d. h. ſie beträgt für 1 Hektoliter des geſamten erzeugten
Alkohols nur 10 Mark . Die folgende Tabelle zeigt die Kontingent⸗
und Ueberkontingenterzeugung der Brenner in den wichtigſten
oſtelbiſchen Provinzen Preußens und in den ſüddeutſchen Staaten
im Durchſchnitt der Jahre 1900/01 bis 1908/09 , ſowie den daraus

berechneten Wert der Kontingentsentſchädigung für 1 Hektoliter
Alkohol :

Auf 100 hl Wert der Kontingents⸗
Kontingentſpiritus entſchädigung für 1 hl

wurden erzeugt der geſamten Alkohol⸗
Ueberkontingentſpiritus erzeugung

hI Mark

Weſtpreußen 73,0 1156
Brandenburg 8²⸗,0 10,99
Pommern 91,8 10,43

Poſen 80,8 11,06
Schleſien 85,0 10,81
Bayern 15,4 17733

Württemberg 4j,0 19,23
Baden 0 18,14

Dieſe Zahlen rechtfertigen materiell die Beſſerſtellung Süd⸗

deutſchlands , um einen Ausgleich in den Produktionskoſten zu
finden .



Die erſte Leſung des Geſetzentwurfes fand gleichzeitig mit
der erſten Leſung der Wehrvorlage am 22. , 23 . , 24 . und 25. April
ſtatt ; ſie brachte nur die Ueberraſchung , daß ſich die Redner der
Volkspartei und der Sozialdemokratie gegen das Geſetz aus —
ſprachen ; ſie forderten die Aufhebung all der Schutzbeſtimmungen ,
welche mit der Steuer gar nichts zu tun haben , aber die beſtehenden
landwirtſchaftlichen Brennereien ſchützen gegen die Konkurrenz
neuer gewerblicher Unternehmungen , welche verhindern , daß einige
Großunternehmungen den geſamten Spiritus herſtellen , wodurch
Tauſende von mittleren und kleineren Exiſtenzen ſchwer geſchädigt
worden wären . — Die zur Beratung der Vorlage eingeſetzte Kom⸗

miſſion erſtattete am 17 . Mai 1912 ihren Bericht ; dieſer wurde vom

Zentrumsabgeordneten Richter abgefaßt (J. Seſſ . 1912 . Druckſ .
Nr . 472 ) . Die weſentlichſte Aenderung der Kommiſſion gegenüber
der Vorlage beſtand in der Aufnahme folgenden einſtimmig
gefaßten Beſchluſſes :

„ Aus dem Ertrage der Verbrauchsabgabe ſind der Einnahme an Be⸗
triebsauflage ( §§ 42ff . des Branntweinſteuergeſetzes ) jährlich ſechzehn
Millionen Mark zuzuführen und nach näherer Beſtimmung des Bundes⸗
rats zur Erhöhung der Vergütung für vergällten Branntwein zu verwenden . “

Dieſe Maßnahme wurde damit begründet , daß durch die Auf —
hebung der 20 - Mark - Spannung eine Verteuerung des gewerb —
lichen Spiritus nicht zu umgehen ſei ; da aber dieſer konkurrenz⸗
fähig bleiben müſſe , wollte man durch einen ſolchen Zuſchuß ihn
verbilligen . Man kann über die Zweckmäßigkeit einer ſolchen
Maßnahme verſchiedener Anſicht ſein ; das Zentrum ſtimmte dieſem
liberalen Antrag nur zu , um das Geſetz zuſtande zu bringen , da

die Nationalliberalen ihre Stellungnahme von der Annahme des

Antrags abhängig machten . Ueber die anderen Kommiſſionsbe —
ſchlüſſe ſoll im Zuſammenhange referiert werden .

Am 20 . Mai 1912 fand die zweite Leſung im Plenum ſtatt .
Die Sozialdemokraten griffen die Nationalliberalen an , weil dieſe
fluchtartig den Rückzug ins gegneriſche Lager angetreten hätten
und nun für das Geſetz ſtimmten . Abg . Specck erklärte die Zu⸗
ſtimmung des Zentrums :

„ Man darf aber auch , wenn man , wie der Herr Vorredner das getan
hat , an der Wegnahme der 16 Millionen zugunſten des techniſchen Spiritus
Kritik übt , nicht behaupten , daß das den Agrariern zugute kommen ſolle .
Das iſt doch ein Vorteil , der ausſchließlich zugunſten des techniſchen Spiritus
durch das Geſetz geſchaffen werden und es dem Brennereigewerbe ermöglichen
ſoll , den Preis für Trinkbranntwein eben um dieſe 16 Millionen entſprechend
niedriger zu halten . Es iſt alſo tatſächlich dieſe Entziehung der 16 Millionen
aus der Reichskaſſe für den techniſchen Spiritus ein Geſchenk , wenn Sie von
einem Geſchenk überhaupt ſprechen wollen , an die Konſumenten , aber nicht
an die Agrarier . “ ( 66. Sitzung vom 30. Mai 1912 . St . B. S. 2134 )

Die Sozialdemokraten beantragten , an Stelle der 16 Millio —

nen zugunſten des techniſchen Spiritus zu ſetzen :



Aus dem Ertrage der Verbrauchsabgaben ſind jährlich 16 MillionenMark zu entnehmen und zu verwenden :
1. zur Gewährung von Beihilfen an hilfsbedürftige Kriegsteilnehmer

( Kapitel 68, Titel 8 des Reichshaushalts -Etats ) ;
2. zur Deckung des Reichszuſchuſſes , der zur Herabſetzung der Alters⸗

grenze ( § 1257 der Reichsverſicherungsordnung ) vom 70. auf das65. Lebensjahr für den Bezug der Altersrente erforderlich iſt .
(J. Seſſ . 1912 . D. S. Nr . 477

Dieſer Antrag wurde mit 213 gegen 147 Stimmen abgelehnt ;
für den Antrag ſtimmten Sozialdemokraten , Volkspartei und einige
Abgeordnete aus anderen Parteien . Der ganze Antrag hatte
jedoch nur die Bedeutung einer Demonſtration , da er den In⸗
validen und Veteranen gar nichts nützt , weil er die entſprechenden
Geſetze nicht ändert . Was die Verwendung der Gelder für die
Kriegsteilnehmer betrifft , ſo ſteht zunächſt feſt , daß wegen Mangel
an Reichsmitteln heute kein einziger Kriegsteilnehmer mehr abge —
wieſen werden kann und darf ; der Reichstag hat hierfür alle
erforderlichen Mittel genehmigt ; wo noch Härten ſich ergeben ,
ſind nur die unteren Inſtanzen ſchuldig . Wenn aber dieſer An —
trag angenommen worden wäre , dann hätten die Veteranen nicht
mehr erhalten , ſondern der Reichsſchatzſekretär hätte eben die
7 oder 8 Millionen Mark , die er nach dieſem Antrage hätte ver —
wenden müſſen , nicht aus allgemeinen Reichsmitteln genommen ;
es wäre ſomit alles beim alten geblieben . So ſieht die Fürſorgeder Sozialdemokraten für die Veteranen aus : am Schluſſe ſtimmten
ſie wiederum gegen das ganze Geſetz . Was ſodann die Ver —
wendung zur Herabſetzung der Altersgrenze betrifft , ſo entſtehen
hierdurch dem Reiche 9 Millionen Mark an Mehrausgaben . Wenn
nun dieſe hier genehmigt worden wären , ſo würde doch der ent —
ſprechende Paragraph in der Reichsverſicherungsordnung nicht
geändet worden ſein und die Altersrente wäre nicht früher fällig
geworden ; die Arbeiter hätten auch hiervon nichts gehabt .1915 muß bekanntlich der Reichstag erneut Beſchluß faſſen über
die Herabſetzung der Altersgrenze . Es handelte ſich alſo um einen
puren Agitationsantrag der Sozialdemokraten ; irgend einen
praktiſchen Wert hat derſelbe nicht , und darum iſt er mit Recht
abgelehnt worden .

Der Schutz der kleinen Obſtbrennereien iſt durch
das neue Geſetz dank den Anträgen des Zentrums ( Antrag
Dr . Zehnter ) ſehr erheblich ausgedehnt worden . Das ganze
Geſetz bringt für dieſe keinerlei neue Belaſtung , wohl aber ſehr
erhebliche Verbeſſerungen , nämlich :

a) Statt bisher 30 Liter Alkohol dürfen die genannten
Brennereien und Brenner künftig 50 Liter zum Verbrauchs⸗
abgabenſatz von 84 Pf . herſtellen . Die Vorſchriften in § 40 Abſ . 1



und 9. 41 des Branntweinſteuergeſetzes , wonach die 50 Liter für
jedes Jahr des Kontingentsabſchnitts in beliebigen Jahren abge⸗
brannt werden können , bleiben in Kraft ( § 3 des neuen Geſetzes ) .

b) Bisher konnten Brennereien , die erſt nach dem 30 . Sep⸗
tember 1909 betriebsfähig hergerichtet worden waren , nicht mehr
wie früher abgefunden , mußten vielmehr als Verſchluß —
brennereien ( mit Sammelgefäß oder Meßuhr ) hergerichtet
werden . Für die kleinen Kirſchen - , Zwetſchgen - und Treſter⸗
brennereien u. dgl . war das gleichbedeutend mit einem Verbot der

Neuentſtehung der Brennereien , wodurch auch die Kupferſchmiede
bedeutend geſchädigt wurden . Inzwiſchen hat zwar der Bundesrat

durch einen Beſchluß vom Januar 1911 auf Drängen der badiſchen
Regierung und badiſcher Reichstagsabgeordneter bis zum Jahre
1918 in beſchränktem Maße gewiſſe Ausnahmen zugelaſſen ; aber

in dem Branntweinſteuergeſetz von 1909 ſtand von dieſen Aus⸗

nahmen nichts , und der Bundesratsbeſchluß vom Januar 1911

hatte nur proviſoriſchen Charakter und keine Garantie ſeines Fort⸗
beſtandes über das Jahr 1918 hinaus . Nunmehr iſt aber in das

neue Geſetz eine Beſtimmung aufgenommen worden ( § 6) , wonach
dem § 15 des Branntweinſteuergeſetzes folgender Abſatz 3 hinzu⸗
gefügt wird : „ Ebenſo können nach näherer Beſtimmung des

Bundesrats Brennereien , die nach dem 30 . September 1909

betriebsfähig hergerichtet worden ſind , abgefunden werden , wenn

ſie ausſchließlich ſelbſterzeugtes Obſt , ſelbſtgewonnenen Wein , Moſt

oder Rückſtände davon ( Treſter , Hefe ) oder Beeren und Wurzeln
verarbeiten und in einem Betriebsjahr nicht mehr als 50 Liter

Alkohol erzeugen . “

c) Kleinbrennereien , die nach dem 30 . September 1908

betriebsfähig eingerichtet worden ſind , waren bisher bei einer

Jahreserzeugung von nicht mehr als 30 Liter Alkohol frei von

der Betriebsauflage . Das neue Geſetz ( § 9 Ziffer 1)

erhöht die Befreiung von einer Jahreserzeugung von 30 Litern

auf eine ſolche von 50 Litern . Stoffbeſitzer bleiben wie bisher für

eine Jahreserzeugung von nicht mehr als 50 Litern , Klein⸗

brennereien , die vor dem 1. Oktober 1908 betriebsfähig eingerichtet
waren , für eine Jahreserzeugung von 10 Hektolitern Alkohol frei

von der Betriebsauflage .

d) Wenn Brennereien ihren Durchſchnittsbrand überſchreiten ,
erhöht ſich die Betriebsauflage um mindeſtens fünf Zehntel für das

Hektoliter Alkohol ; ausgenommen von dieſer Höherbelaſtung des

Ueberbrandes mit Betriebsauflage waren bisher nur nicht⸗

gewerbliche Brennereien , die ausſchließlich Wein , Weinhefe ,

Zwetſchgen oder Kirſchen verarbeiteten . Infolge dieſer Beſtimmung
kauften Brennereien anderes Obſt als Zwetſchgen und Kirſchen
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nicht leicht zu , weil ſie ſonſt in dem Falle , daß ſie ihren Durch —
ſchnittsbrand überſchritten , der höheren Betriebsauflage verfielen ;aus dem gleichen Grunde nahmen ſie auch Beeren nicht leicht auf .Das neue Geſetz ( § 9 Ziffer 2) ſetzt nun ſtatt der Worte des alten
Geſetzes „ Zwetſchgen oder Kirſchen “ die Worte : „Steinobſt , Kern —
obſt , Beeren oder Wurzeln “ . Von dem Inkrafttreten des neuen
Geſetzes an können alſo nichtgewerbliche Brennereien außer
Zwetſchgen und Kirſchen auch anderes Steinobſt ( Pflaumen ,
Mirabellen , Pfirſiche uſw. ) , Kernobſt ( Aepfel , Birnen ) , Beeren
( Heidelbeeren , Himbeeren , Brombeeren , Johannisbeeren uſw . ) und
Wurzeln ( Enzian u. dergl . ) verarbeiten , ohne deswegen im Falleeines Ueberbrandes einer höheren Betriebsauflage zu verfallen .Das erleichtert für die Beſitzer ſolcher Branntweinmaterialien den
Abſatz an die Brennereien .

5. Das neue Geſetz ( § 19 ) fügt dem Abſatz 2 des § 107 des
Branntweinſteuergeſetzes eine bisher dem Geſetz unbekannte Be —
ſtimmung bei des Inhalts : „ Unter der Bezeichnung Kirſch⸗waſſeroder Zwetſchgenwa ſſer oder ähnlichen Bezeich⸗
nungen , die auf die Herſtellung aus Kirſchen oder Zwetſchgen
hinweiſen ( Kirſchbranntwein , Kirſch , Zwetſchgenbranntwein u. dgl . )darf nur Branntwein in den Verkehr gebracht werden , der aus —
ſchließlich aus Kirſchen oder Zwetſchgen hergeſtellt iſt . Die näherenBeſtimmungen trifft der Buͤndesrat . “ Wer dieſer Vorſchrift des
8107 des neu gefaßten Branntweinſteuergeſetzes oder den vom
Bundesrat dazu erlaſſenen Beſtimmungen vorſätzlich oder fahr⸗läſſig zuwiderhandelt , wird mit Geldſtrafe bis zu 2000 Mark
beſtraft . Iſt er nach anderen Geſetzen , z. B. wegen Betrugs , wegenVergehens gegen das Nahrungsmittelgeſetz ' uſw . ſchwer zubeſtrafen , ſo wird die Anwendung der ſchwereren Strafgeſetze durchdie Strafandrohung des neuen § 107 des Branntweinſteuergeſetzesnicht ausgeſchloſſen .

Alle dieſe Beſtimmungen für die kleinen Obſtbrennereien unddie ſog . Stoffbeſitzer gelten nicht bloß in den ſüddeutſchen Reſervat⸗
ſtaaten , ſondern im ganzen Branntweinſteuergebiet des Reiches .

Für die Kleinbrenner in ganz Deutſchland hatder Reichstag auf Antrag und unter Mitwirkung des Zentrumsfolgende Vergünſtigungen beſchloſſen :
a ) Vor dem 1. April 1912 betriebsfähig hergerichtete land —

wirtſchaftliche Brennereien und Oſtbrennereien , die in einem
Betriebsjahre nicht mehr als 10 Hektoliter Alkohol erzeugen , ent⸗
richten für ihr ganzes Erzeugnis eine Verbrauchsabgabe von
1,14 Mark für das Liter Alkohol .

Die Vorlage forderte den Steuerſatz von 1,175 Mark .



b) In den Nichtreſervatſtaaten ermäßigt ſich die

Verbrauchsabgabe von 1,25 Mark für landwirtſchaftliche
Brennereien , Obſtbrennereien und ausſchließlich Roggen , Weizen ,
Buchweizen , Hafer oder Gerſte verarbeitende gewerbliche
Brennereien ohne Hefenerzeugung mit einer Jahreserzeugung

von mehr als 10, aber nicht mehr als 100 Hektoliter Alkohol ,
um 0,09 Mark ,

von mehr als 100 , aber nicht mehr als 200 Hektoliter Alkohol
um 0,08 Mark ,

von mehr als 200 , aber nicht mehr als 300 Hektoliter Alkohol
um 0,075 Mark

für das Liter Alkohol , innerhalb des Kontingents .
Der Schutz der ſüddeutſchen Brenner iſt auch vom

Reichstag ( wiederum auf Antrag des Zentrums ) ſehr erheblich
erhöht worden :

a) Das Reſervatrecht iſt nun auch für die Steuer⸗

ſpannung vollkommen geſichert und lautet : „ Die Vorſchrift , daß
in den genannten Staaten die Verbrauchsabgabe für gewerbliche
Brennereien um 0,05 Mark , für andere Brennereien um

0,075 Mark unter der allgemeinen Verbrauchsabgabe bleibt , kann

nicht ohne Zuſtimmung dieſer Staaten geändert werden . “ Die
drei ſüddeutſchen Landtage haben es alſo für alle Zeiten in der

Hand , ob dieſe Steuerſpannung verändert werden ſoll oder nicht ;
bisher war dies nicht geltendes Recht . Schon 1909 iſt im Reichs⸗
tage von liberaler und freiſinniger Seite behauptet und verſucht
worden , die Spannung auf 0,01 Mark herabzuſetzen . Es iſt daher
vom ſüddeutſchen Standpunkt aus als ein ſehr großer Fortſchritt
anzuſehen , daß dieſe Steuerdifferenz als Reſervatrecht feſt ver⸗
ankert iſt , wodurch das ſüddeutſche Brennereigewerbe in ſeiner
Exiſtenz geſichert erſcheint . Bemerkenswert war , daß auch die

ſüddeutſchen Sozialdemokraten gegen dieſen Schutz ihrer Heimats⸗
intereſſen geſtimmt haben ; die ſüddeutſchen Volksparteiler :
Gunßer , Hähnle , Lieſching , Payer , Schweickhardt , von Schulze —
Gaevernitz ſtimmten mit Ja ; Haußmann und Haas - Baden fehlten
bei der Abſtimmung .

b) Die ſüddeutſchen Kleinbrenner erhalten eine

weitere Steuerermäßigung , und zwar bei einer Jahreserzeugung
innerhalb des Kontingents :

von nicht mehr als 10 Hektoliter Alkohol um 0,11 Mark

( zahlen alſo 1,14 Mark ) ,
von mehr als 10, aber nicht mehr als 100 Hektoliter Alkohol

um 0,10 Mark ( 1,15 Mark ) ,
von mehr als 100 , aber nicht mehr als 200 Hektoliter Alkohol

um 0,09 Mark ( 1,16 Mark ) ,
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von mehr als 200 , aber nicht mehr als 300 Hektoliter Alkohol
um 0,08 Mark ( 1,17 Marßk) ,

während die Vorlage hierfür allgemein den Steuerſatz von

1,175 Mark angeſehen hatte .

c) Die Steuervergünſtigung unter b kommt auch den

Brennereien in den Hohenzollernſchen Landen zugute ,
da dieſe unter denſelben Vorausſetzungen produzieren wie die

Reſervatſtaaten .
So ergeben ſich folgende Steuerſätze :

Für das Hektoliter Alkohol ſind an Branntweinverbrauchsabgabe zu entrichten Mark :

in dem ge⸗
in dem König⸗ . Ä (

Vich 89 0 W
dem König⸗ in den Hohen⸗unter Spaltef gebiet für

veich Würt⸗ zollernſchen 2 und 3 fallen⸗ Brannt⸗

tember dem Landen
„ 1080 ſtaaten und 2 bis J nicht

für Branntwein , der her⸗

geſtellt iſt

öbis Landesteilen ein anderer
tum Baden Satz vorge⸗

ſehen iſt

für das geſamte Erzeugnis
I. in Obſtbrennereien und

von Brennern der im §41 des
Branntweinſteuergeſetzes be—⸗
zeichneten Art aus ſelbſter⸗
zeugtem Obſt , Wein , Moſt
oder aus Rückſtänden davon
( Treſter , Hefe ) oder aus Beeren
und Wurzeln miteiner Jahres⸗
erzeugung von nicht mehr als

i eh, , 84 84 8 125
( wegen der
Obſtbrenne⸗
reien ſiehe

auch Ziff. II)
II. von den vor dem1. April

1912 betriebsfähig hergerich⸗
teten landwirtſchaftlichen
Brennereien nnd Obſtbrenne —
reien , die in einem Betriebs⸗
jahre nicht mehr als 10 hl
Alkohel denge ! k ! SieheZiff III 114 114 12⁵

für d. inner⸗für den innerhalb des für
halb des je⸗ ] das Betriebsjahr 1911/12

weiligen zugewieſenen
Kontingents hergeſtellten Branntwein

III. in Brennereien miteiner
Jahreserzeugung von nicht
mehr als 10 hl Alkohol

) landwirtſchaftliche Bren⸗
nereien und Obſtbren —
Reee 114 Siehe Ziff . III Siehe Ziff . II 12⁵
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Für das Hektoliter Alkohol ſind an Branntweinverbrauchsabgabe zu entrichten Mark :

in ge⸗
in dem König⸗ 5 1
reich Bayern ,

5 W
für Branntwein , der her⸗ dem König⸗ in den Hohen⸗[ onten Spaltef gebier für

8 88 reich Würt⸗zollernſchen
[2 undz fallen⸗[ Brannt⸗

geſtelltiſt temberg , dem Landen nechSpolte
Großherzog⸗ ſtaaten und [2 bis 4 nicht

in B85 Landesteilen G3
ſeben iſt

—. — für d. inner⸗ für den innerhalb des für
halb des je⸗ das Betriebsjahr 1911/12

weiligen zugewieſenen
Kontingents hergeſtellten Branntwein

B) gewerbliche Brennereien ,
1. die ausſchließlich Rog⸗

gen , Weizen , Buch⸗
weizen , Hafer oder
Gerſte verarbeiten und
keine Hefe gewinnen . 114 114 116 125

2. andere gewerbliche
ieteien 114 114 12⁵

IVV. in Brennereien mit
einer Jahreserzeugung von
mehr als 10 aber nicht mehr
als 100 hl Alkohol

A) landwirtſchaftliche Bren —
nereien und Obſtbren⸗
nereien 115 115 116 125⁵

B) gewerbliche Brennereien ,
1. die ausſchließlich Rog⸗

gen, Weizen , Buch⸗
weizen , Hafer oder
Gerſte verarbeiten und
keine Hefe gewinnen . 115 115 116 12⁵

2. andere gewerbliche 8
Brennereien 115 115 12⁵

V. in Brennereien mit
einer Jahreserzeugung von
mehr als 100 aber nicht mehr
als 200 hl Alkohol

A) landwirtſchaftliche Bren⸗
nereien und Obſtbren⸗
nereien . 333 116 116 11 125⁵

B) gewerbliche Brennereien ,
1. die ausſchliezlich Rog⸗

gen, Weizen , Buch⸗
weizen , Hafer oder
Gerſte verarbeiten und 8
keine Hefe gewinnen . 116 116 117 12⁵

2. andere gewerbliche
Brennereien 116 116 12⁵
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Für das Hektoliter Alkohol ſind an Branntweinverbrauchsabgabe zu entrichten Mark :

in
3

5 ge⸗
5 amten

n n den nige] worlere
5 in den Hohen⸗unter Spalte 98 fürfür Branntwein , der her⸗ dem König⸗ „2

und fallen⸗ Brannt⸗
15 reich Würt . zollernſchen d 3. wein,für dengeſtellt iſt temberg , dem Landen nachSpalte

Großherzog⸗ 18 2bis 4 nichtandesteilen ſein anderertum Baden Satz vorge⸗
ſehen iſt

für d. inner⸗ für den innerhalb des für
halb des je⸗] das Betriebsjahr 1911/12

weiligen zugewieſenen
Kontingents hergeſtellten Branntwein

VI. in Brennereien mit
einer Jahreserzeugung von
mehr als 200 aber nicht mehr
als 300 hl Alkohol

A) landwirtſchaftliche Bren⸗
nereien und Obſtbren⸗
nereien . „ 117 117 117,5 125

B) gewerbliche Brennereien ,
1 . die ausſchließlich Rog⸗

gen , Weizen , Buch⸗
weizen , Hafer oder
Gerſte verarbeiten und
keine Hefe gewinnen 117 117 1155 125⁵

2. andere gewerbliche
Brennereien 5 117 117 125⁵

VII . in Brennereien mit
einer Jahreserzeugung von
mehr als 300 hl Alkohol

A) landwirtſchaftliche Bren⸗
nereien und Obſtbren⸗
nereien 11755 125

B) gewerbliche Brennereien 120 125

Der Konſumträgtdie Abſchaffung der Liebes⸗
gabe , behaupten jetzt
kraten . Demgegenüber
der erſten Leſung :

- Die bisherigen Reden haben das eine immer geſagt , es i

auf einmal Volkspartei und Sozialdemo⸗
erklärte nun Abg . Erzberger ſchon in

ſt gar nicht
ſicher , daß der Konſum nicht belaſtet wird , und vor den Wahlen haben Sie
mit apodiktiſcher Sicherheit geſagt , es ſind die Großbrenner , die die 50 Mil⸗
lionen in die Taſche ſtecken .

„ Ich habe die feſte Ueberzeugung , d
gegen die Liebesgabe wetterten ,

Dieſen Widerſpruch will ich nur feſtſtellen . “
( 45. Sitzung vom 24. April 1912 . St . B. S. 1388 )

Abg . Speck ſchloß ſich dem in der zweiten Leſung an :

aß die meiſten Redner , die bisher
gar keinen Begriff von der volkswirtſchaft⸗



lichen Bedeutung dieſer Einrichtung hatten . ( Sehr richtig ! im Zentrum )
Es hat ſich erwieſen , daß gerade von der Seite , von der man bisher immer
behauptete , die Liebesgabe ſei ein Geſchenk an die Großgrundbeſitzer , an die
oſtelbiſchen Junker , jetzt behauptet wird , die Aufhebung der Liebesgabe ſei eine
neue Belaſtung des Konſums . Wie ſtimmt das zuſammen ? Wenn die
Liebesgabe ein Geſchenk an die Großgrundbeſitzer wäre , ſo müßte doch ihre
Aufhebung eine Entziehung dieſes Geſchenkes ſein ; aber was ſehen wir jetzt ?
Jetzt kommen die Herren und ſagen : ſo haben wir das nicht gemeint ; wir
wollten nicht den Satz von 125 Mark aufrecht erhalten wiſſen , ſondern wollten
auf 105 heruntergehen . Das können aber doch nur ſolche Herren behaupten ,
die dem Reiche die Steuern für die notwendigen Ausgaben verweigern . Aber
wer auf dem Boden ſteht , dem Reiche die notwendigen Mittel zu bewilligen ,
darf nicht einen Antrag ſtellen auf Herabſetzung der Verbrauchsabgaben von
125 Mark auf 105 Mark ; denn damit würde man dem Reiche keine Mittel
zur Verfügung ſtellen , ſondern würde im Gegenteil noch ein Defizit im Reichs⸗
ſäckel ſchaffen . Wir wären alſo wohl genötigt , eine neue Deckung zu ſchaffen ,
um das Defizit aus der Aufhebung der Liebesgabe auszugleichen . “

( 66. Sitzung vom 20. Mai 1912 . St . B. S. 2134 )

Abg . Baſſermann betonte :

„Dieſe Tendenz der Konſumeinſchränkung iſt vorhanden und iſt jeden⸗
falls , ſoweit der Branntwein in Frage kommt , eine erfreuliche Erſcheinung .
So meine ich: es wird dieſer genoſſenſchaftlich organiſierte Verband — die
Zentrale — wohl kaum dahin kommen , nunmehr durch Preisaufſchläge gerade
auf den Trinkbranntwein dahin zu wirken , daß dieſer Konſum ſich noch weiter
einſchränkt , daß die Gewohnheit , Branntwein zu trinken , noch weiter zurück⸗
tritt . Iſt die Gewohnheit einmal verloren , dann iſt ſie ja — und das iſt auch
erfreulich — gewöhnlich unwiederbringlich dahin . “

( 67. Sitzung vom 21. Mai 1912 . St . B. S. 2179 )

Volle Beachtung verdient , was Reichsſchatzſekretär Kühnn in

dieſer Richtung ausführte :
„ Meine Herren , ich ſtehe dieſen Enwänden etwas kühl gegenüber . Daß

in einem ſyndizierten Gewerbe die Preiſe der Ware jederzeit erhöht werden

können , iſt eine unbeſtreitbare Tatſache ; daß von dieſer Möglichkeit auch Ge⸗

brauch gemacht wird , zumal bei einer Knappheit des Rohmaterials und der

fertigen Ware , haben Sie noch in den letzten Wochen zu beobachten Gelegen⸗
heit gehabt . Aber dieſe Möglichkeit iſt doch auch nur eine beſchränkte . Das

Syndikat hat ein ſehr lebhaftes Intereſſe an der Erhaltung und Hebung des

Abſatzes , der wiederum von dem Preis abhängt . Man wird alſo den Preis
immer nur ſoweit ſteigern , als die Produktionskoſten dies unbedingt er⸗

fordern . ( Sehr richtig ! rechts . ) Das , wie allgemein anerkannt , ſehr ge⸗
ſchickt geleitete Spiritusſyndikat wird ſich dieſen Erwägungen für die Zukunft
ſicher nicht verſchließen . “

( 47. Sitzung vom 22. April 1912 . St . B. S. 1317 )

Die derzeitige Erhöhung der Preiſe iſt auf die ſchlechte Kar⸗
toffelernte 1911 zurückzuführen und auf den Umſtand , daß die

Händler große Mengen an ſich reißen wollten , da ſie einen Mangel
an Spiritus auszunutzen gedachten .

* * *

Aus Anlaß der Aufhebung des Kartoffelzolles bis I . Mai 1912

hat das Zentrum in der Budgetkommiſſion den Antrag geſtellt :
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„ Die verbündeten Regierungen zu erſuchen , tunlichſt bald einen Geſetz⸗
entwurf über Reviſion des Vereinszollgeſetzes vorzulegen . “

Das Zentrum konnte nicht die Auffaſſung teilen , daß der
Bundesrat von ſich aus einen Zoll aufheben oder zeitweiſe außer
Kraft ſetzen könne. Die Budgetkommiſſion nahm dann mit großer
Mehrheit den Antrag an :

„ Die verbündeten Regierungen zu erſuchen , einen Geſetzentwurf zur Re⸗
viſion des Vereinszollgeſetzes vorzulegen , durch den die Vorausſetzungen für⸗
den Erlaß geſetzlich vorgeſchriebener Abgaben feſtgeſetzt werden . “

( . Seſſ . 1912 . Druckſ . Nr . 281 )
Der Reichstag ſtimmte dem Antrage zu .

——— —2—— —
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